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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Versammlung der Westeuropäischen Union 

über die Tagung der Versammlung vom 29. November bis 2. Dezember 1993 
in Paris 

Während des zweiten Teils ihrer 39. ordentlichen Sitzungsperiode 
erörterte die Versammlung der Westeuropäischen Union Berichte, 
behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge 
und faßte Beschlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

Bericht des Rates 

— Erster Teil des 39. Jahresberichtes des Rates 

— Ansprache des luxemburgischen Außenministers, Jacques 
Poos, Amtierender Ratsvorsitzender 

Politische Fragen 

— Vorschläge der Versammlung für den anstehenden NATO

-

Gipfel (Empfehlung 547 — S. 17) 

— Die Beziehungen der WEU zu den mittel- und osteuropäischen 
Staaten (Empfehlung 548 — S. 26) 

Hierzu sprachen die Abg. Margitta Terborg (S. 23), Robe rt 
 Antretter (S. 23), Dr. Günther Müller (S. 24) und Wilfried Böhm 

(S. 25) 

— Die politischen Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen 
und der WEU und ihre Auswirkungen auf die Entwicklung der 
WEU (Empfehlung 549 — S. 32) 

Hierzu sprachen die Abg. Leni Fischer (S. 30) und Dr. Günther 
Müller (S. 30) 

— Ansprache des Präsidenten der Versammlung, Sir Dudley 
Smith 

— Ansprache des Generalsekretärs der Westeuropäischen Union, 
Willem van Eekelen 
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— Ansprache des französischen Außenministers, Alain Juppé 

Hierzu sprach Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 44) 

— Ansprache des ukrainischen Außenministers Zlenko 

Hierzu sprach Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 45) 

Verteidigungsfragen 

— Die operationelle Organisation der WEU: die Zusammenarbeit 
auf See — Teil 1: Einsatz in der Ad ria (Empfehlung 551 
— S. 36) 

— Das Eurokorps (Empfehlung 553 — S. 41) 

Hierzu sprach Abg. Heinz-Alfred Steiner (S. 40) 

— Die Lehren aus dem Jugoslawienkonflikt (Empfehlung 552 
S. 37) 

Hierzu sprach Abg. Leni Fischer (S. 36) 

— Ansprache des NATO-Generalsekretärs, Manfred Wörner 

Hierzu sprachen die Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (S. 19), Robe rt 
 Antretter (S. 19) und Heinz-Alfred Steiner (S. 19) 

— Ansprache des bulgarischen Verteidigungsministers Alexan-
drow 

Hierzu sprach der Abg. Wilfried Böhm (S. 27) 

Technologie und Raumfahrt 

— Die Entwicklung der Spitzentechnologie in der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten (GUS) und die Folgen für Europa (Emp-
fehlung 554 — S. 44) 

— Die Entwicklung eines europäischen weltraumgestützten Beob-
achtungssystems — Teil II (Empfehlung 555 — S. 45) 

Haushalts- und Verwaltungsfragen 

— Die Haushalte der ministe riellen Organe der WEU für das 
Haushaltsjahr 1993 (Empfehlung 550 S. 34) 

— Haushaltsentwurf betr. die Verwaltungsausgaben der Ver-
sammlung für das Haushaltsjahr 1994 

— Jahresabschluß der Verwaltungsausgaben der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1992 
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Geschäftsordnungsfragen 

— Die Erweiterung der WEU 

— Beitritt Griechenlands (Beschluß 9 — S. 20) 

— Schaffung eines Assoziiertenstatus (Beschluß 11 — S. 21) 

— Schaffung eines Beobachterstatus, eines ständigen Beob-
achter- oder Gaststatus (Beschluß 10 — S. 21) 

Beziehungen zu den Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

— Die Parlamente, die Gesetze über den Wehrdienst und die 
öffentliche Meinung (Entschließung 92 — S. 43) 

Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der deutschen Mitglieder der Versammlung 
sind nachstehend im Wortlaut abgedruckt, die Antworten sind 
überwiegend zusammengefaßt wiedergegeben. 

Den Bericht des Rates der WEU trug als amtierender Vorsitzender 
der luxemburgische Außenminister Jacques Poos vor. 

Zur Versammlung sprachen weiterhin der NATO-Generalsekretär 
Manfred Wörner, der französische Außenminister Juppé, der 
bulgarische Verteidigungsminister Alexandrow, der ukrainische 
Außenminister Zlenko sowie der Generalsekretär der WEU, Wil-
lem van Eekelen. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Beobachter aus Öster-
reich, Finnland, der Tschechischen Republik, der Slowakischen 
Republik, Griechenland, Ungarn, Norwegen, Polen, Rumänien, 
Schweden, der Türkei, Estland, der Russischen Föderation, Däne-
mark und Bulgarien teil. 

Schwerpunkte der Beratungen 

Der Präsident der Versammlung, Sir Dudley Smith (Großbritan-
nien), erklärte, die jetzige Sitzung finde zu einem Zeitpunkt statt, 
der bedeutungsvoll für die transatlantische Pa rtnerschaft sei. Das 
Ministertreffen in Luxemburg und die Sitzung der Versammlung 
stellten eine einmalige Gelegenheit dar, auf die zukünftige Gestal-
tung der NATO Einfluß zu nehmen, die Thema des anstehenden 
Gipfels im Januar sein werde. Als wichtige Entwicklungen der 
letzten Monate nannte der Präsident die Verstärkung der Bezie-
hungen zu den Konsultationspartnern und die Verbesserung der 
Kontakte zum Rat. In diesem Zusammenhang dankte er der 
luxemburgischen Ratspräsidentschaft und hob den fruchtbaren 
Meinungsaustausch zwischen beiden Gremien hervor, kritisierte 
jedoch das späte Eintreffen des Jahresberichts des Rates bei der 
Versammlung. Sir Dudley Smith berichtete im weiteren von seinem 
Besuch in Ungarn und Rumänien, der neben der Intensivierung der 
Beziehungen auch der Unterstützung der Länder dienen sollte, die 
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zur Durchsetzung des Embargos auf der Donau beitragen. Die 
Durchsetzung des Embargos we rtete er als Beweis dafür, daß die 
WEU in der Lage ist, mit drei Konsultationspartnern Pionierarbeit 
zu leisten. Die Vereinbarungen mit Bulgarien, Ungarn und Rumä-
nien stellten den ersten Schritt auf dem Weg zu einer dauerhaften 
Partnerschaft dar. Unter Bezugnahme auf die diesen Ländern 
entstehenden wirtschaftlichen Nachteile begrüßte er ausdrücklich 
die von den Außenministern Frankreichs und Deutschlands ergrif-
fene Initiative zur Schaffung eines verbesserten Status der mittel-
und osteuropäischen Länder in der WEU, die einen Europavertrag 
mit der EU abgeschlossen haben oder demnächst abschließen 
werden. Abschließend betonte Sir Dudley Smith die Notwendig-
keit für die Parlamentarische Versammlung, nach dem Inkrafttre-
ten des Maastrichter Vertrages aktiv die zukünftige Gestaltung 
europäischer Sicherheit und Verteidigung zu begleiten. 

Ein Schwerpunkt der Beratungen lag auf den Vorschlägen der 
WEU-Versammlung für den anstehenden NATO-Gipfel, die der 
Rat nach dem Willen der Abgeordneten do rt  einbringen soll. Im 
Mittelpunkt des Interesses stand dabei die Frage, wie den Sicher-
heitsbedürfnissen der jungen mittel- und osteuropäischen Demo-
kratien entsprochen werden sollte. Überwiegend wurde eine 
Erweiterung der NATO zum jetzigen Zeitpunkt abgelehnt. Eine 
Begrenzung auf die Visegrad-Staaten würde zur Schaffung eines 
neuen eisernen Vorhanges führen, eine Einbeziehung auch der 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion würde wiederum 
die Anwendung des Washingtoner Vertrages vom Wohlwollen 
solcher Staaten abhängig machen, deren zukünftige Entwicklung 
nicht absehbar sei. Im Zusammenhang mit der möglichen Einbe-
ziehung osteuropäischer Länder in die Allianz wurde mehrfach auf 
die Haltung Rußlands hingewiesen, wobei diesem jedoch kein 
Vetorecht zugestanden werden sollte. Statt einer Erweiterung der 
NATO wurde die Assoziierung der betroffenen Länder mit der 
WEU befürwortet. Der Rat soll sich deshalb dafür einsetzen, daß 
angesichts des Interesses der jungen Demokratien in Mittel- und 
Osteuropa an einer NATO-Mitgliedschaft der Frage Vorrang 
eingeräumt wird, wie eine engere Beziehung zur WEU gestaltet 
werden kann. Ferner sollten alle Maßnahmen unterstützt werden, 
die zur Stärkung des Vertrauens zwischen Rußland, der Ukraine 
und den mittel- und osteuropäischen Staaten im Rahmen des 
NAKR beitragen, und gleichzei tig die Beziehungen der WEU zu 
den betroffenen Staaten innerhalb des Konsultationsforums wei-
terentwickelt werden. Im Verhältnis der WEU zur NATO wurde 
generell die Rolle der NATO als Hauptgarant europäischer Sicher-
heit betont. Angesichts veränderter strategischer Interessen der 
Vereinigten Staaten, die die Gefährdung Europas durch regionale 
Konflikte nicht als Bedrohung ihrer eigenen Sicherheit einschätz-
ten, müsse Europa jedoch auch seine eigene Verteidigungsidenti-
tät weiterentwickeln. Der Gipfel im Januar 1994 müsse eine klare 
Antwort auf die Frage geben, wie die europäische Sicherheit in 
Zukunft gewährleistet werden solle, wobei die Bedeutung der 
fortdauernden amerikanischen Präsenz in Europa unterstrichen 
wurde. Es müsse eine neue stabile transatlantische Pa rtnerschaft 
geschaffen werden, die auf einem amerikanischen und auf einem 
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europäischen Pfeiler ruhe, letzterer gestärkt durch eine WEU, die 
vollen operationellen Status besitzt. Außerdem forde rten die Dele-
gierten Vorschläge zur Zusammenarbeit zwischen NATO, WEU 
und VN sowie eine Vereinbarung mit der NATO, nach der diese der 
WEU ihre Mittel erforderlichenfalls zur Verfügung stellt. Die 
NATO soll dabei die Bemühungen anerkennen, die die europäi-
schen Länder im Rahmen der WEU zur Stärkung ihres Beitrages zur 
gemeinsamen Verteidigung unternehmen, nämlich die Aufstel-
lung des Eurokorps, die Aktivitäten der Planungszelle und des 
Satellitenzentrums der WEU sowie der Westeuropäischen 
Rüstungsgruppe (WERG). Weiterhin soll sich der Rat nach den 
Vorstellungen der Versammlung für eine eindeutige Festlegung 
einsetzen, mit welchen Mitteln und unter welchen Bedingungen 
ein VN-Mandat zur Friedenserhaltung oder -wiederherstellung 
erfüllt werden soll. 

NATO-Generalsekretär Manfred Wörner ging in seiner Anspra-
che auf den anstehenden NATO-Gipfel ein und auf insoweit 
maßgebliche Entwicklungen in der NATO und der WEU. Die 
veränderte sicherheitspolitische Situation nach Ende des Kalten 
Krieges berühre auch das transatlantische Verhältnis; nach Wegfall 
des vorherigen Drucks von außen, der in gewissem Maße einen 
Zusammenhalt erzwungen habe, sei nunmehr eine bewußte 
Gestaltung der Beziehungen erforderlich. Ein solcher neuverhan-
delter transatlantischer Vertrag müsse im wesentlichen zwei Ele-
mente enthalten: zum einen müsse die Allianz weiterhin als 
wichtigstes Konsultationsforum erhalten bleiben, zum anderen 
müßten die Europäer stärkere Verantwortung gerade in den 
Bereichen übernehmen, die primär europäische Interessen berüh-
ren. Hier seien bereits erhebliche Fortschritte erzielt worden, 
sowohl NATO als auch WEU hätten ihre Bedeutung für die 
Sicherheit in Europa unter Beweis gestellt. Hierbei nannte er die 
Aktionen von NATO und WEU im Rahmen des Krieges in Jugosla-
wien sowie die Bedeutung von NAKR und WEU-Konsultationsfo-
rum zur Herbeiführung der Stabilität in Mittel- und Osteuropa und 
verwies auf die Assignierung des Eurokorps an NATO und WEU. 
Dennoch zeige der Krieg in Jugoslawien, daß eine neue Sicher-
heitsordnung noch weit entfernt sei. An dieser Stelle nannte der 
NATO-Generalsekretär eine Reihe von Lehren, die man aus 
diesem Krieg ziehen müsse: Zunächst sei Krisenverhütung dem 
Krisenmanagement vorzuziehen, wie das positive Beispiel Maze-
donien zeige. Weiterhin seien politische Lösungen unter bestimm-
ten Bedingungen nur dann erreichbar, wenn sie durch militärische 
Macht und den glaubwürdigen Willen, diese einzusetzen, unter-
stützt werden. Wenn den Opfern schon nicht geholfen werden 
könne, müsse ihnen zumindest die Möglichkeit der Selbsthilfe 
belassen werden. Außerdem befürwortete er einen begrenzten 
militärischen Einsatz für begrenzte politische Ziele. Schließlich 
dürfe einem Aggressor nur dann gedroht werden, wenn man auch 
entschlossen sei, die Drohung zu verwirklichen. Als wichtigste 
Lehre bezeichnete er die Tatsache, daß jede inte rnationale Orga-
nisation nur dann effektiv arbeiten könne, wenn sie vom politi-
schen Willen und der Einigkeit ihrer Mitgliedsländer getragen 
werde. Eingehend auf den anstehenden NATO-Gipfel erklärte 
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Wörner, dieser müsse Leitlinien geben auch für die Zusammen-
arbeit mit der WEU. Erforderlich sei die Übernahme größerer 
Verantwortung Europas für seine Sicherheit, wobei auf beiden 
Seiten des Atlantiks eine stärkere Rolle Europas nicht als Bedro-
hung, sondern als Gewinn angesehen werden müsse. Wörner 
bezeichnete als Ziel die Entwicklung von Strukturen, die sowohl 
eine effiziente Zusammenarbeit der NATO mit der WEU ermögli-
chen als auch die Nutzung der Streitkräfte der europäischen 
Verbündeten unter dem Kommando der WEU, wenn die NATO 
nicht tätig werde. Hierbei ging er davon aus, daß der NATO-Gipfel 
zu entsprechenden Vereinbarungen führen werde. Die gemeinsa-
men Positionen der WEU-Länder gewännen immer stärker an 
Bedeutung für die Konsultationen in der Allianz, müßten aber im 
Interesse gegenseitiger Sicherheit offen zur Diskussion stehen. 
Hierbei komme der Festlegung von Positionen zur Erweiterung der 
Bündnisse besondere Bedeutung zu. Bei der Öffnung für neue 
Mitglieder dürften die Auswirkungen nicht außer Acht gelassen 
werden; insbesondere dürfe keine Bündniserweiterung zu einer 
neuen Teilung Europas führen. Im weiteren betonte Wörner, daß 
amerikanische und europäische Interessen nicht zu trennen seien. 
Eingehend auf die amerikanischen Vorschläge zur Entwicklung 
einer „Partnerschaft für den Frieden" meinte er, dieser Vorschlag 
werde sich voraussichtlich zu einer Initiative des gesamten Bünd-
nisses entwickeln. Dabei müsse sich die Zusammenarbeit nach den 
jeweiligen Partnerländern richten. 

Der amtierende Ratsvorsitzende und luxemburgische Außenmini-
ster Jaques Poos ging zu Beginn seiner Ansprache auf das Treffen 
der EG-Außenminister in Luxemburg ein, die einen neuen 
Aktionsplan im Hinblick auf die durch den Krieg im ehemaligen 
Jugoslawien ausgelöste humanitäre Katastrophe verabschiedet 
haben. Der Plan setze drei Prioritäten, nämlich die Leistung 
humanitärer Hilfe, die Aushandlung eines Friedensvertrages und 
die Stellung kroatischer Gebiete unter Schutz der UNPROFOR. 
Weiterhin informierte er die Versammlung über das Außenmini-
stertreffen in Genf mit den Präsidenten Tudjman, Izetbegovic und 
Milosevic. Die neue Verhandlungsphase rechtfertige keine allzu 
großen Erwartungen, die EU werde sich jedoch nicht entmutigen 
lassen, weiter nach Möglichkeiten zur Herbeiführung des Friedens 
und zur Linderung des Leidens zu suchen. Anschließend berichtete 
er über die Ergebnisse der Ministerratssitzung der WEU in Luxem-
burg und die dort  verabschiedete Erklärung. Nach Inkrafttreten 
des Maastrichter Vertrages habe eine neue Phase für die Schaffung 
einer europäischen Verteidigungsidentität begonnen. Die WEU sei 
nunmehr integraler Bestandteil der EU und als operativer Arm 
bereit, deren Entscheidungen umzusetzen. In Anpassung an die 
EU habe man die Ratspräsidentschaft der WEU auf sechs Monate 
begrenzt. Die WEU-Minister hätten ferner die Bedeutung der 
transatlantischen Partnerschaft bekräftigt. Das atlantische Bündnis 
werde weiterhin das Hauptkonsultationsforum darstellen. Die 
Umsetzung des Vertrages von Maast richt werde zu einer stärkeren 
Konsolidierung des europäischen Pfeilers und damit zu einem 
wirksameren europäischen Beitrag zur Allianz führen und so zur 
Anpassung an neue Herausforderungen beitragen. Die Sicherheit 
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Europas sei untrennbar von der Sicherheit Amerikas, wobei der 
Ratsvorsitzende die fortbestehende Bedeutung amerikanischer 
Präsenz in Europa unterstrich. Der anstehende NATO-Gipfel gebe 
die Gelegenheit zur Anpassung an die veränderten sicherheits-
politischen Rahmenbedingungen, insbesondere im Hinblick auf 
die Problematik der regionalen Konflikte, für die spezielle europäi-
sche Einsätze vorgesehen werden müßten. Poos gab ferner der 
Hoffnung Ausdruck, der NATO-Gipfel werde der in der Luxem-
burger Erklärung geforderten Nutzung der NATO-Ressourcen 
durch die WEU zustimmen und begrüßte in diesem Zusammen-
hang die Äußerungen des NATO-Generalsekretärs vor der Ver-
sammlung. Die Erklärung von Luxemburg weise den richtigen 
Weg auch im Hinblick auf die Erwartungen der Partner im 
Konsultationsforum, die einen Beitritt zur WEU und EU anstreben. 
Der Ständige Rat werde unter Berücksichtigung des deutsch-
französischen Vorschlages über den Status der Länder beraten, die 
mit der EU entsprechende Abkommen geschlossen haben und 
künftig schließen werden. Eine Entscheidung sei bei der nächsten 
Sitzung im Mai 1994 zu erwarten. Im weiteren ging Poos auf den 
Teil der Luxemburger Erklärung ein, die sich mit den Einsatzmög-
lichkeiten miliärischer Mittel befaßt und begrüßte die Unterstel-
lung nationaler und multinationaler Streitkräfte unter WEU-Kom-
mando, nachdem u. a. das Eurokorps bereits zu den der WEU 
zugeordneten militärischen Einheiten erklärt worden war. 
Abschließend würdigte der Ratsvorsitzende die konstruktive 
Arbeit der WEU-Versammlung. 

Der Generalsekretär der WEU, Willem van Eekelen, befaßte sich 
in seiner Rede mit dem Verhältnis der WEU zur Europäischen 
Union und gab seiner Überzeugung Ausdruck, daß die im Novem-
ber vom Ministerrat verabschiedete Erklärung die Grundlage für 
ein effizientes Zusammenwirken der Organisationen bieten werde. 
Die Möglichkeiten des Art . J. 4 des Maastrichter Vertrages, der die 
EU in die Lage versetzt, verteidigungsrelevante Entscheidungen 
von der WEU umsetzen zu lassen, müßten vollständig angewandt 
werden. Eingehend auf das Verhältnis zur NATO verwies auch van 
Eekelen auf die Forderungen der WEU, die Ressourcen der Allianz 
nutzen zu können. Hierin liege die einzige Möglichkeit für Europa, 
größere Verantwortung zu übernehmen ohne Aufbau von Doppel-
strukturen und Erhöhung der Verteidigungsausgaben. Der Gene-
ralsekretär unterstrich die Bedeutung der gemeinsamen Sitzungen 
von NATO- und WEU-Rat, die im Juni zur Einsetzung der Opera-
tion „sharp guard" geführt habe. Im Laufe dieses Jahres sei die 
erforderliche Transparenz erreicht worden, nunmehr müsse die 
Komplementarität zwischen beiden Organisationen noch weiter 
ausgebaut werden. Eingehend auf die gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik in der EU erklärte der Generalsekretär, die Ziele 
der GASP gingen über den Schutz der territorialen Integ rität 
hinaus; Ziel sei eine Zusammenarbeit auf der Basis von Gegensei-
tigkeit und militärischer Transparenz durch vertrauensbildende 
Maßnahmen sowie Wahrung der Stabilität durch vorbeugende 
Diplomatie. Unter Bezugnahme auf die Beziehungen zu den 
Konsultationspartnern forderte van Eekelen die Intensivierung des 
Dialoges im Konsultationsforum und begrüßte das hierzu vom 
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Ministerrat gegebene Signal für eine Verstärkung der Beziehun-
gen zu den Ländern, die mit der EU einen Europavertrag geschlos-
sen haben oder dies tun werden. Die Zusammenarbeit bei der 
Embargoüberwachung auf der Donau gebe ein positives Beispiel 
für die praktische Ausgestaltung der Kooperation mit den Partnern. 
Weiterhin würdigte er die Einsetzung der Westeuropäischen 
Rüstungsgruppe innerhalb der WEU, die die Aufgaben der „Inde-
pendent European  Programme Group" (IEPG) übernommen hat 
und einen wichtigen Schritt zu der vom Maastrichter Vertrag 
geforderten europäischen Rüstungszusammenarbeit darstelle. 
Anschließend befaßte sich der Generalsekretär mit der Schaffung 
effizienter Instrumente zur Konfliktverhütung und Friedenserhal-
tung und stellte die diesbezüglichen Aktivitäten der Planungszelle 
zur Auflistung von Streitkräften dar. In diesem Zusammenhang 
bezeichnete er die Unterstützung der Minister für die Erklärung 
über den Einsatz des Eurokorps im Rahmen der WEU als bedeu-
tenden Schritt. Zur Aufgabenteilung mit der NATO meinte van 
Eekelen, bei regionalen Krisen, wo ein substantieller militärischer 
Beitrag seitens der USA geleistet werde, bestehe Übereinstim-
mung über eine Zuständigkeit der NATO, in den anderen Fällen 
werde die WEU tätig werden können. Abschließend erklärte der 
Generalsekretär, die WEU müsse sich nach zu intensiver Befassung 
mit institutionellen Problemen vorrangig mit inhaltlichen Fragen 
europäischer Sicherheit befassen, wobei er als herausragende 
Probleme die Abrüstungskontrolle auf dem Balkan bezeichnete 
sowie die Situation in den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion. 

Der französische Außenminister Alain Juppé beglückwünschte 
die Versammlung zu Beginn seiner Rede zu ihrer Rolle für die 
Sicherheit in Europa und unterstrich ihre Einzigartigkeit. Die WEU 
nehme einen immer bedeutenderen Platz in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur ein, wobei das Inkrafttreten der Europäi-
schen Union eine neue Gelegenheit zur Weiterentwicklung der 
Organisation biete. Weiter ging Juppé auf die Konsequenzen in 
bezug auf die operationelle Kapazität der WEU ein, wobei er 
besonders das Eurokorps nannte. Eingehend auf die Beziehungen 
zu den Mitgliedern des Konsultationsforums wies auch Juppé auf 
die deutsch-französische Initiative zur Gestaltung engerer Bezie-
hungen der Länder mit der WEU hin, die einen Vertrag mit der EU 
haben oder haben werden. Bislang sei eine Assoziierung nur für die 
NATO-Länder vorgesehen, dieselbe Frage stelle sich aber auch im 
Hinblick auf die Öffnung gegenüber den Konsultationspartnern. 
Hierbei stehe die Glaubwürdigkeit der EU und die Stabilität auf 
dem Kontinent zur Diskussion. Ebenso wie bei der NATO stehe 
nicht die Mitgliedschaft der betroffenen Länder zur Debatte, wohl 
aber eine Verstärkung der Beziehungen. Derartige Überlegungen 
seien bereits im Oktober letzten Jahres vom Ministerrat wie auch 
vom Europäischen Rat in diesem Sommer angestellt worden. 
Ferner unterstrich er die europäische Bereitschaft, sich an der 
amerikanischen Initiative einer „Partnerschaft für den Frieden" zu 
beteiligen, hier gebe es keine institutionelle Konkurrenz. Juppé 
ging weiterhin auf das in Luxemburg verabschiedete Kommuniqué 
für den NATO-Gipfel ein sowie auf die für Dezember anberaumte 
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gemeinsame Ratssitzung. Einen wichtigen Punkt aus Sicht der 
WEU stelle dabei die bedingungslose Nutzung der Mittel dar, die 
der NATO zur Verfügung gestellt wurden. Ansprechen werde man 
auch die Bedeutung der Beziehungen zu den USA. Eingehend auf 
die Rolle des atlantischen Bündnisses meinte Juppé, auch dieses 
müsse sich neu gestalten und neue Herausforderungen bewälti-
gen, wobei er sich gegen eine schnelle Erweiterung der Mitglie-
derzahl aussprach und statt dessen Assoziierungen befürwor-
tete. 

Einen weiteren Themenschwerpunkt bildeten die politischen 
Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und der WEU und 
ihre Folgen für die Entwicklung der WEU auf der Grundlage des 
Berichts von Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell. Der Berichterstatter hob 
hervor, daß bislang die Teilnahme von Streitkräften der WEU

-

Mitgliedstaaten an VN-Aktionen ohne eine Koordination im Rah-
men der WEU erfolge. Hier sollte ein Minimum an politischer wie 
auch an militärisch-technischer Kooperation angestrebt werden. Er 
unterstrich die Bedeutung der Bemühungen der VN im Rüstungs-
kontrollbereich und forderte einen verstärkten Beitrag der euro-
päischen Länder. Als weiteres Thema sprach er die Frage der 
staatlichen Souveränität und die inzwischen durch die Praxis des 
Sicherheitsrates stattfindende Uminterpretation der VN-Charta an. 
Die Tendenz zu einer nach dem Wortlaut verbotenen Einmischung 
in innere Angelegenheiten werde in der Mehrheit von den WEU

-

Staaten unterstützt, wobei man sich darüber klar sein müsse, daß 
dies erhebliche rechtliche wie auch politische Probleme mit sich 
bringe. Zu der Frage, ob die WEU eine regionale Organisation im 
Sinne von Kap. VIII der Charta ist, sollte keine Festlegung der 
Versammlung erfolgen, sondern betont werden, daß die WEU ein 
Instrument der kollektiven Selbstverteidigung ist. Im weiteren ging 
er auf die Problematik der Interessenwahrung der Europäischen 
Union in den VN und das Fehlen einer parlamentarischen Kontrolle 
in dieser Staatenorganisation ein. Grundsätzlich brauche man eine 
zusätzliche Definition der gegenwärtigen Herausforderungen, die 
über die Haager Plattform und die Petersberger Erklärung hinaus-
geht. Präventive Diplomatie setze eine Definition gemeinsamer 
Interessen voraus, die im Rahmen der EU noch nicht weit genug 
entwickelt sei, wie gerade die Situation im ehemaligen Jugosla-
wien zeige. Ohne genügende Anstrengungen im Bereich der 
präventiven Diplomatie sei eine spätere Überlastung der VN 
unvermeidlich. Im weiteren Verlauf der Debatte wurde gefordert, 
die VN mit effizienten Mitteln auszustatten, deren bloße Existenz 
abschreckend wirken könne. Eine Entwicklung zu mehr Effizienz 
setze ferner voraus, daß die Organisation nicht als ausschließlich 
abhängig von den Vereinigten Staaten angesehen werden dürfe, 
Europa müsse eine bedeutendere Rolle spielen. Hervorgehoben 
wurde auch das Problem, die Mitgliedstaaten zu ausreichendem 
Engagement im Rahmen der VN zu bewegen. Auch wurde darauf 
hingewiesen, daß die VN-Charta immer noch auf Feindstaaten 
verweist, und es wurde eine Institution gefordert, an der alle 
Staaten beteiligt sind, um globale Probleme lösen zu können. Die 
WEU müsse ihre Interessen klar definieren, wenn sie eine bedeu-
tende Rolle bei den VN spielen wolle. Kritisch wurde auch auf 
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Widersprüche der amerikanischen Außenpolitik verwiesen, die 
sich das Recht einseitiger Intervention vorbehalte und gleichzeitig 
eine stärkere Einbeziehung der VN fordere. In der verabschiedeten 
Empfehlung wurde der Rat aufgefordert, eine neue Plattform 
europäischer Sicherheitsinteressen auszuarbeiten und die Rolle 
der WEU im Verhältnis zu den VN zu definieren, wobei er die 
Bereiche klären soll, in denen die WEU Hilfe unter Wahrung ihrer 
eigenen Unabhängigkeit anbieten kann. Ferner soll der Rat auch 
ohne spezielle Aufforderung durch die VN Kontakte mit den für die 
GASP zuständigen Gremien aufnehmen, um Vereinbarungen über 
gemeinsame Aktivitäten im Hinblick auf Friedenserhaltung und 
präventive Diplomatie zu treffen. Außerdem wurde der Rat aufge-
fordert, die Vorschläge zur Reform der VN und ihres Sicherheits-
rates zu prüfen mit dem Ziel, die Effizienz im Bereich der 
Friedenserhaltung zu stärken und die Beteiligung der WEU am 
Entscheidungsprozeß zu verbessern. Die Vertreter der WEU

-

Mitgliedstaaten bei den VN sollten ein neues Mandat zur regel-
mäßigen Konsultation erhalten mit dem Ziel einer Koordinierung 
ihrer Positionen. 

Die Versammlung befaßte sich weiterhin mit den Beziehungen der 
WEU zu den mittel- und osteuropäischen Staaten. In der Debatte 
wurde darauf hingewiesen, daß auf das Bestreben dieser Länder 
nach Sicherheitsgarantien bisher keine bef riedigende Antwort 
gefunden worden sei. Anzustreben sei eine Parallelität zwischen 
EU und WEU, insbesondere nach Inkrafttreten des Maastrichter 
Vertrages. In diesem Zusammenhang wurde die deutsch-französi-
sche Initiative hervorgehoben zur Verbesserung des Status in der 
WEU für die Länder, die ein Abkommen mit der EU haben; damit 
würde kein Land des Konsultationsforums ausgeschlossen. Der 
Vorschlag gehe konform sowohl mit der Idee der „Pa rtnerschaft für 
den Frieden" als auch mit dem Vorschlag des französischen 
Premierministers Balladur. Der Rat soll dementsprechend auf 
dieser Grundlage vor dem NATO-Gipfel einen konkreten Vor-
schlag zur Verbesserung der Beziehungen zu den Konsultations-
partnern machen, so daß im Januar 1994 Verhandlungen aufge-
nommen werden können. Gefordert wurde ferner ein strukturiertes 
Programm für das Konsultationsforum und eine Beteiligung der 
betreffenden Länder u. a. an der WERG und der Planungszelle. 
Erforderlich sei die konkrete Intensivierung der Zusammenarbeit 
auf praktischem Gebiet. In diesem Zusammenhang wurde mehr-
fach auf die effiziente Kooperation bei der Embargoüberwachung 
auf der Donau hingewiesen und kritisiert, daß der Bericht des Rates 
die negativen wirtschaftlichen Folgen für die betroffenen Länder 
nicht hinreichend würdige. Vertreter der Staaten des Konsulta-
tionsforums brachten deutlich ihr Interesse an einer engeren 
Zusammenarbeit mit der WEU zum Ausdruck. In der verabschie-
deten Empfehlung wurde darüber hinaus gefordert, daß der Rat 
seine Beziehungen zu Österreich — unter Beachtung des Verhält-
nisses zu den Visegrad-Staaten — definie rt  sowie zu Finnland und 
Schweden in Anbetracht ihrer Rolle in der baltischen Region. 
Ferner soll der Rat prüfen, inwiefe rn  es möglich ist, Slowenien an 
der Arbeit des Konsultationsforums zu beteiligen. Vor dem Hinter-
grund der griechischen Weigerung, die frühere jugoslawische 
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Republik Mazedonien anzuerkennen, wurde der Rat gebeten, die 
Staaten der EU an ihre Entscheidung zur Anerkennung zu erin-
nern. 

Der bulgarische Verteidigungsminister Alexandrow betonte in 
seiner Rede die Untrennbarkeit europäischer Sicherheit, die sich 
aktuell am Konflikt in Jugoslawien zeige. Eingehend auf die 
Diskussion um eine neue europäische Sicherheitsordnung erläu-
terte der Minister verschiedene Probleme, die die bulgarische 
Politik bewegen. Die Aufnahme neuer Mitglieder in die NATO und 
die WEU sei von großer Bedeutung nicht nur für die beitrittswilli-
gen Staaten, sondern für die Mitglieder selbst. Zunächst stelle sich 
das Problem, ob die NATO und die WEU die Aufnahme eines 
neuen Staates wünschen. Hierbei erklärte er, in Bulgarien herrsche 
Befremden über die ablehnende europäische Haltung. Obwohl die 
Verluste Bulgariens durch das Engagement bei der Embargo-
durchsetzung bekannt seien, werde eine Politik betrieben, die die 
praktische Assoziierung des Landes nach der Unterzeichnung des 
Europavertrages behindere. Den Verlusten Bulgariens stehe keine 
Verbesserung seiner Sicherheit gegenüber. In diesem Zusammen-
hang erklärte er, daß in Bulgarien mit großem Interesse die 
deutsch-französische Initiative zur Verbesserung des Status der 
betroffenen Länder verfolgt werde und man bald auf konkrete 
Ergebnisse hoffe. Zur Frage, ob und in welcher Organisation 
Bulgarien Mitglied werden könne, betonte Alexandrow, sein Land 
sei der europäischen Militärtradition treu geblieben. Allerdings 
seien die militärtechnischen Aspekte nicht ausschlaggebend, son-
dern der gemeinsam zu leistende Beitrag. Der Minister verwies 
ferner darauf, daß Bulgarien im Gegensatz zu anderen Balkanstaa-
ten weder ethnische Probleme noch Grenzprobleme habe. Als 
Mitglied des Europarates und assoziiertes Mitglied der EU stimme 
das Wertesystem des Landes mit denen der WEU-Mitgliedstaaten 
überein.. Durch die engen Beziehungen zu Griechenland und der 
Türkei habe man gemeinsam die frühere Frontlinie zwischen 
Warschauer Pakt und NATO in eine Zone der Stabilität verwandelt. 
Er unterstrich damit, daß sein Land nicht nur Hilfe fordere, sondern 
auch zur Übernahme von Verantwortung bereit sei. Er sprach sich 
für eine Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit der NATO 
und der WEU aus und betonte abschließend das gemeinsame 
Interesse, in einer sicheren Welt zu leben. 

Der ukrainische Außenminister Zlenko erklärte, in den letzten 
Jahren sei Europa durch rasche Veränderungen gekennzeichnet. 
Die Existenz des unabhängigen Staates Ukraine dürfte eine der 
größten geopolitischen Neuheiten sein. Aufgrunddessen herrsche 
ein großes Verantwortungsgefühl in seinem Land, man wolle ein 
verläßlicher demokratischer Partner werden. Nach Ende des Kom-
munismus und Zerfall der Sowjetunion seien in Europa neue 
Dimensionen in vielerlei Hinsicht entstanden. Einerseits habe die 
Kriegsgefahr abgenommen, an diese Stelle seien aber neue Risiken 
und Gefahren getreten, die die Sicherheit beeinträchtigen. Hierbei 
nannte er die Unausgewogenheit des Sicherheitssystems in Ost 
und West sowie regionale Probleme. Die Ukraine wolle daher 
Verläßlichkeit fördern, wobei die Mitgliedschaft in einem Sicher-
heitssystem auch die eigene Sicherheit gewährleisten würde. Ein 
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solches System müsse alle Länder Europas umfassen und bedürfe 
zuverlässiger Instrumente zur Konfliktverhütung und Streitbeile-
gung. Der Rahmen eines solchen Systems habe sich auf gemein-
same Überlegungen zu stützen, da ein gutes Ergebnis nur bei 
unmittelbarer Beteiligung aller betroffenen Nationen erzielt wer-
den könne. Gelinge es nicht, die Belange aller Staaten zu berück-
sichtigen, würden neue Instabilitäten entstehen. Die Ukraine sei 
deshalb gegen die Schaffung neuer Militärblöcke in Europa, 
verbessert werden müsse die Effizienz. Globale Stabilität in ganz 
Europa setze enge Zusammenarbeit und gegenseitige Abhängig-
keit der Institutionen KSZE, NATO, NAKR, ER und WEU voraus. 
Der NAKR habe trotz seiner Neuheit schon wichtige Perspektiven 
aufgezeichnet und bilde den Zugang für die neuen Länder zu den 
Aktivitäten der NATO. Die Diskussion um die NATO-Erweiterung 
werde von den betroffenen Ländern aufmerksam verfolgt, deren 
bekanntermaßen vorrangiges Ziel eine Mitgliedschaft in dieser 
Organisation sei. Die WEU stelle eine weitere wichtige Sicherheits-
einrichtung dar, jedoch sei die Rolle der Osteuropäer immer noch 
nicht geklärt. Als langfristiges Ziel der Ukraine nannte er nach 
Abschluß des Kooperationsvertrages die Vollmitgliedschaft in der 
EU. Notwendig sei die Errichtung einer europäischen Sicherheits-
identität zur Schaffung der Sicherheitsarchitektur, wobei die WEU 
vielleicht die geeignetste Institution darstelle. Der Minister unter-
strich das Interesse der Ukraine an der WEU und erklärte, vielleicht 
könne die Zulassung als Beobachter bei der Versammlung einen 
ersten Schritt zur Kooperation mit der WEU darstellen. Hierfür 
eigneten sich zahlreiche Bereiche, unter anderem die Konversion. 
In diesem Zusammenhang bezeichnete er die Ratifizierung des 
Start-I-Vertrages durch das ukrainische Parlament als Beweis für 
den Willen seines Landes zu einer verläßlichen Pa rtnerschaft. Die 
Ukraine könne und wolle nicht militärisch über die Waffen 
verfügen, diese würden lediglich als Wirtschaftswert verstanden. 
Die aufgestellten Bedingungen verdeutlichten insofern nur die 
herrschende Situation, ohne westliche Hilfe könnten die Probleme 
in der Ukraine nicht gelöst werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Beratungen lag auf dem Thema 
Auslegung und Revision der Geschäftsordnung — Erweiterung 
der WEU, wo sich die Versammlung mit den Konsequenzen des 
Beitritts Griechenlands zur WEU und der Aufnahme assoziierter 
Mitglieder befaßte sowie mit der Schaffung des Status eines 
ständigen Beobachters. Die Entschließung, die die geschäftsord-
nungsrechtlichen Änderungen nach dem Beitritt Griechenlands 
regelt, wurde nicht kontrovers diskutiert. Griechenland wird nach 
Wirksamwerden des Beitritts dieselben Rechte wie die anderen 
Vollmitglieder haben. Einstimmigkeit war ebenso hinsichtlich der 
Schaffung des Status eines ständigen Beobachters gegeben. In 
Anbetracht der Erklärung der Staaten mit Beobachterstatus in der 
WEU im November 1992 will die Versammlung die Einladung von 
parlamentarischen Beobachtern aus diesen Ländern zur ständigen 
Einrichtung machen. Daher wird die Geschäftsordnung dergestalt 
geändert, daß auf Vorschlag des Präsidialausschusses die Ver-
sammlung Vertreter von Nicht-Mitgliedstaaten als Beobachter 
zulassen kann. Wird diese Entscheidung auf dauerhafter Grund- . 
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lage getroffen, erhalten diese Länder den Titel „ständiger Beob-
achter" . Kontrovers diskutiert wurde demgegenüber die Frage, 
wie der Status der assoziierten Mitglieder ausgestaltet werden 
soll. Der Berichtsentwurf sah die volle Teilnahme und Stimmbe-
rechtigung der assoziierten Mitglieder mit Ausnahme der An-
nahme des Jahresberichts des Rates vor. Die Befürworter argu-
mentierten, daß den Assoziierten, die einen Beitrag auch zum 
Budget leisten, entsprechend den Erklärungen von Maast richt 
und Petersberg vollständige Rechte auch in der Versammlung 
eingeräumt werden müßten. Die Gegner dieses Vorschlages 
beriefen sich auf die erforderliche Abgrenzung der assoziier-
ten Mitglieder zu den Vollmitgliedern und setzten sich für eine 
Teilnahme ohne Stimmrecht bei den Plenartagungen und im 
Ständigen Ausschuß ein. Diese Auffassung setzte sich bei der 
Abstimmung durch. 

Gegenstand der Beratungen waren außerdem die Lehren aus dem 
Jugoslawienkonflikt. Im Verlauf der Debatte wurde auf die Fort-
setzung der Grausamkeiten hingewiesen sowie die katastrophale 
Versorgungssituation. In diesem Zusammenhang wurde auch die 
nachlassende Motivation der VN-Truppen angesichts der sich 
fortwährend verschlechternden Situation angesprochen. Zwi-
schenzeitlich seien verschiedene Orte aus dem Bewußtsein der 
öffentlichen Meinung verschwunden, ohne daß jedoch die Lage 
sich verändert hätte. Wenn den Aggressoren rechtzeitig klare 
Grenzen gesetzt worden wären, hätte vieles verhindert werden 
können. Es sei falsch gewesen, von vornherein auf den Einsatz von 
Gewalt zu verzichten. Nunmehr könne eine Wende nicht mehr mit 
militärischen Mitteln erreicht werden, die humanitäre Hilfe müsse 
aber notfalls mit Gewalt zu den Menschen gebracht werden. Ohne 
Durchsetzung der geplanten Maßnahmen seien auch eigene 
Sicherheitsinteressen dauerhaft gefährdet, da andere Länder dem 
Beispiel Serbiens folgen könnten. Der Jugoslawienkrieg zeige die 
Notwendigkeit politischer Integration in Europa, wobei das bishe-
rige Fehlen von ausreichenden Absprachen zur Konfliktverhütung 
beklagt wurde. In diesem Rahmen wurde auf das Erfordernis 
schneller Entscheidungsfindung hingewiesen und die Einführung 
des Mehrheitsprinzips auch für außenpolitische Entscheidungen 
befürwortet. Eingehend auf die Notwendigkeit, Probleme im 
Vorfeld zu erkennen und zu verhindern, wurde der Vorschlag des 
französischen Premierministers Balladur gewürdigt, der auf Aus-
söhnung und Ausgleich abziele. Mehrfach wurde auf die Situation 
im Kosovo hingewiesen, die weitere Konflikte heraufbeschwören 
könne. Kontrovers wurde aufgrund der Äußerungen griechischer 
Beobachter die Frage diskutiert, ob Griechenland zur Anerken-
nung der Republik Mazedonien aufgefordert werden soll, bevor die 
Mitgliedschaft in der WEU wirksam wird. Im Ergebnis nahm die 
Versammlung die Aufforderung zwar nicht zurück, schwächte sie 
jedoch dadurch ab, daß die Anerkennung im Rahmen einer 
breiteren Vereinbarung zum Abbau der Spannungen erfolgen 
solle. Die Delegierten empfahlen weiterhin dem Rat, die Schaffung 
europäischer Reaktionsstreitkräfte für Krisenfälle zu prüfen. Auch 
soll er dafür Sorge tragen, daß die GASP so schnell wie möglich 
verwirklicht und die Rolle der WEU präzisiert wird. 
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Weiterhin beriet die Versammlung über eine operationelle Orga-
nisation für die WEU — Zusammenarbeit auf See auf der Grund-
lage eines Berichtes von Abg. Günter Marten und Sir Keith Speed. 
Im Verlauf der Beratungen wurde auf die seit Juli 1993 eingesetzte 
Operation „sharp guard" hingewiesen. Auch auf anderer Ebene 
müsse eine so effiziente Überwachung stattfinden. Hervorgehoben 
wurde die Zusammenarbeit mit der NATO, wobei die positive 
Entwicklung auch auf die Einstellung der Kommandeure zurück-
zuführen sei sowie auf die Unterstützung der italienischen Regie-
rung. Dennoch gebe es noch Grauzonen, wo es wegen fehlender 
Finanzierung oder Absprachen mit der NATO zu Schwierigkeiten 
beispielsweise im Bereich der Ausrüstung komme. Überschnei-
dungen müßten in jedem Fall  vermieden werden. Gefordert wurde 
auch eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit für die von der WEU 
durchgeführten Aktionen. Deren Erfolg sei angesichts der gegebe-
nen Bedingungen, wie der erst seit April dieses Jahres operatio-
nellen Planungszelle, besonders bemerkenswe rt . Angesprochen 
wurde im übrigen die Notwendigkeit größerer Haushaltsmittel 
angesichts wachsender Aufgaben. Zur Durchsetzung des Embar-
gos selbst wurde bedauert, daß trotz der erfolgreichen Anstrengun-
gen — es wurde bestätigt, daß der Seeweg verschlossen sei —
immer noch Güter weitergeleitet würden, weil der politische Wille 
zur Durchsetzung fehle. In der verabschiedeten Empfehlung 
wurde der Rat aufgefordert, mit der NATO eine formelle Abma-
chung über die Nutzung der NATO-Infrastruktur durch die WEU 
zu treffen. Weiter sollen die Mitgliedstaaten ermutigt werden, 
Einsätze in der Adria zu unterstützen. Mit den anderen Mitgliedern 
des Konsultationsforums, die  über  Seestreitkräfte verfügen, soll 
geprüft werden, ob diese Einrichtungen zur Unterstützung der 
Operationen in der Adria zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. 

Beraten wurde weiterhin auf der Grundlage eines Berichtes des 
Abg. Benno Zierer über das Eurokorps. In der Debatte wurde 
betont, daß der Krieg in Jugoslawien in eindringlicher Weise 
gezeigt habe, daß die Europäer selbst Verantwortung für die 
Sicherheit ihres Kontinents übernehmen müßten, da nicht länger 
davon ausgegangen werden könne, daß die USA die Rolle einer 
Weltpolizei übernehmen würden. Hierbei wurde ausdrücklich auf 
die amerikanische Zurückhaltung beim Engagement in Bosnien 
verwiesen sowie auf die Beendigung amerikanischer Präsenz in 
Somalia. Europa müsse sich deshalb mit eigenen Streitkräften 
gegen neue Bedrohungen und Gefahren wehren. Die Versamm-
lung begrüßte ausdrücklich die Indienststellung des Eurokorps. 
Angesichts des großen Interesses verschiedener europäischer 
Länder, sich hieran zu beteiligen, wurde die Schaffung eines 
zweiten europäischen Korps vorgeschlagen. Ein weiterer positiver 
Effekt des Korps sei die damit verbundene stärkere Anbindung 
Frankreichs an die NATO. Betont wurde fe rner, daß die WEU als 
Verteidigungsorganisation der EU und europäischer Pfeiler der 
NATO unbedingt über operationelle Fähigkeiten verfügen müsse, 
die sie zu wirksamem Handeln befähigen. Der Rat wurde daher von 
der Versammlung aufgefordert, sich entsprechende Handlungs-
möglichkeiten zu verschaffen, indem er mit den Mitgliedstaaten 
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und der NATO Übereinkommen in bezug auf das Eurokorps und 
andere militärische Einheiten trifft, die der WEU zur Verfügung 
gestellt werden können sowie eine Bestandsaufnahme der in 
Betracht kommenden Einheiten in den Mitgliedstaaten einzulei-
ten. Außerdem möchte die Versammlung über die Erklärung 
informiert werden, in der die Bedingungen für die Nutzung des 
Eurokorps unter WEU-Kommando festgelegt sind sowie den Text 
über die Beziehungen der WEU und die ihr zugeordneten Einhei-
ten. Auch soll die militärische Zusammenarbeit mit den Partnern im 
Konsultationsforum vertieft werden, um eine Ausdehnung der 
Sicherheit in diesem Raum zu fördern. 

Ferner debattierte die Versammlung über die Entwicklung der 
Spitzentechnologie in den GUS-Staaten. Der Bericht befaßt sich 
mit den Möglichkeiten der weiteren Entwicklung mit dem Ziel, die 
Stabilität in Europa zu fördern. Stabilitätsförderung setze dabei 
eine Förderung aller Industriezweige voraus, nicht nur der Spit-
zentechnologie. In den einzelnen Ländern ließen sich große 
Unterschiede feststellen, so sei die Entwicklung in Rußland und der 
Ukraine viel weiter fortgeschritten als in den zentralasiatischen 
Republiken. Die Vertriebssysteme seien unzureichend, die 
Umwandlung von der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft nehme 
viel Zeit in Anspruch. Hilfe seitens des Westens könne insbeson-
dere durch bilaterale Verbindungen geleistet werden. Teilweise 
entstünden Schwierigkeiten durch mangelnde Koordination und 
fehlenden Erfahrungsaustausch. Besondere Bedeutung komme 
der Konversion zu. Die Versammlung forderte den Rat auf, die 
Kontakte mit den GUS-Staaten zu vertiefen und sich für die 
Schaffung eines europäischen Datenzentrums zur Verbesserung 
des Informationsaustausches einzusetzen. Die Ukraine und 
Kasachstan sollen aufgefordert werden, dem Nicht-Verbreitungs-
vertrag beizutreten. 

Die Delegierten befaßten sich darüber hinaus mit der Entwicklung 
eines europäischen weltraumgestützten Beobachtungssystems. 
Die Versammlung begrüßte die Einweihung des WEU-Satelliten-
zentrums in Torréjon, womit ein erster Schritt in Richtung auf die 
Schaffung eines solchen Systems getan sei. Der Rat wurde aufge-
fordert, die Versammlung über die weitere Entwicklung zu infor-
mieren. Ferner soll die Zusammenarbeit mit den GUS-Staaten in 
diesem Bereich intensiviert werden. 

Die Delegierten berieten außerdem über das Thema Parlamente, 
die Gesetze über den Wehrdienst und öffentliche Meinung. 
Hierbei wurde auf die unterschiedlichen Ausgestaltungen des 
Wehrrechts eingegangen, wobei der Berichterstatter die Vorzüge 
einer reinen Berufsarmee hervorhob. Die Versammlung unterstrich 
die Notwendigkeit einer Reform der Streitkräfte, um diese auf neue 
Aufgaben im Rahmen multinationaler Operationen vorzubereiten. 
Dabei hielten die Delegierten es für erforderlich, die Verbindung 
zwischen Bürgern und Streitkräften zu verstärken, um die Schaf-
fung einer integrierten europäischen Verteidigung zu ermögli-
chen, die in der Lage ist, sowohl ihre Aufgabe als europäischer 
Pfeiler der Allianz zu erfüllen wie auch als operationelle Kompo-
nente der Europäischen Union. Die Delegierten forde rten daher die 



Drucksache 12/6737 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Parlamente der Mitgliedstaaten auf, bei Debatten über eine Reform 
des Wehrrechtes und die Streitkräftestruktur sowohl nationale 
Erfordernisse wie auch die Bedürfnisse einer europäischen Vertei-
digung zu berücksichtigen. Ferner sprachen sie sich für eine 
Harmonisierung der einschlägigen Gesetze auf europäischer 
Ebene aus sowie für den Austausch von Militärangehörigen und 
die Schaffung multinationaler Einheiten. 

Bonn, den 27. Januar 1994 

Prof. Dr. Hartmut Soell 

Sprecher der Delegation 

Gerhard Reddemann 

Stellvertretender Sprecher 
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Montag, 29. November 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten der Versammlung, 
Sir Dudley Smith (Großbritannien) 

(Themen: Beziehungen zwischen Rat und Versamm-
lung — Zusammenarbeit mit den Konsultationspart-
nern — Durchsetzung des Embargos auf der Donau 
— Verbesserung des Status mittel- und osteuropäi-
scher Länder) 

Tagesordnungspunkt: 

Vorschläge der Versammlung der WEU 
für den anstehenden NATO-Gipfel 

(Drucksache 1388) 

Berichterstatter: 
Abg. Jacques Baumel (Frankreich) 

Empfehlung 547 

betr. Vorschläge der Versammlung der WEU für den 
anstehenden NATO-Gipfel 

Die Versammlung, 

i) in der Überzeugung, daß eines der wichtigsten 
Ziele des für den 10. Januar 1994 geplanten 
NATO-Gipfels darin besteht, der Ungewißheit in 
bezug auf die Frage, wie die Sicherheit Europas 
in den kommenden Jahrzehnten gewährleistet 
werden kann, ein Ende zu bereiten, eine Frage, 
die nicht nur die Völker aus den Ländern des 
Atlantischen Bündnisses, sondern auch die Völ-
ker derjenigen Länder beunruhigt, die ihre Frei-
heit wiedererlangt haben; 

ii) die grundlegende Bedeutung der Aufrechterhal-
tung der Glaubwürdigkeit der NATO für die 
Sicherheit Europas betonend, sowohl als wichti-
ger Garant für die Verteidigung Europas als auch 
für die Aufrechterhaltung einer angemessenen 
amerikanischen Präsenz auf dem europäischen 
Kontinent, insbesondere nach der von den russi-
schen Behörden kürzlich angekündigten neuen 
Militärdoktrin; 

iii) beunruhigt über die kürzlich zwischen Amerika-
nern und Europäern aufgetretenen Meinungs-
verschiedenheiten, nicht nur in bezug auf wirt-
schaftspolitische und den Welthandel betref-
fende Fragen, sondern auch im Bereich der 
Sicherheitspolitik und der Krisenbewältigung in 
der Welt; 

iv) in der Überzeugung, daß die Schaffung einer 
neuen, glaubwürdigen und dauerhaften transat-
lantischen Partnerschaft erforderlich ist, auf der 
Grundlage: 

a) eines amerikanischen Pfeilers, der keinen 
Zweifel offen läßt in bezug auf die Bedeutung, 
die er der Aufrechterhaltung des Friedens in 
Europa und der Sicherheit der Mitglieder des 
Atlantischen Bündnisses weiterhin beimißt; 

b) eines durch die WEU verkörperten verstärk-
ten europäischen Pfeilers mit umfassenden 
operationellen Möglichkeiten; 

v) in der Überzeugung, daß der NATO-Gipfel eine 
mögliche Neuverteilung der Aufgaben, Risiken 
und Verantwortlichkeiten zwischen Europäern 
und Amerikanern untersuchen muß; 

vi) mit Verständnis für die Tatsache, daß alle mittel-
und osteuropäischen Länder über zuverlässige 
Garantien für ihre Sicherheit verfügen möch-
ten; 

vii) dennoch in der Überzeugung, daß die Definition 
der zukünftigen Beziehungen der NATO zu den 
mittel- und osteuropäischen Ländern abhängig 
ist von: 

a) der vorherigen Festsetzung neuer Ziele des 
Bündnisses; 

b) der Fortführung der demokratischen Entwick-
lung innerhalb der betroffenen Länder; 

c) einer friedlichen Lösung der nachbarschaftli-
chen Probleme zwischen den betroffenen 
Ländern, vor allem in bezug auf Minderheiten 
und Grenzen; 

d) einer genaueren Definition der Beziehungen 
der NATO zu einem Rußland, das weiterhin 
durch innenpolitische Instabilität geprägt 
wird und nicht in eine Situation geraten darf, 
die ihm als eine Bedrohung seiner eigenen 
Sicherheit erscheinen könnte — jedoch darf 
Rußland keinesfalls ein Recht auf Überprü-
fung der mitteleuropäischen Angelegenhei-
ten zuerkannt werden; 

e) der politischen Entwicklung in der Ukraine 
und den anderen GUS-Staaten sowie ihren 
Beziehungen zu Rußland; 

viii) folglich in der Erwägung, daß es zu früh ist, die 
mit einer vollen und umfassenden Mitgliedschaft 
in der NATO verbundenen Sicherheitsgarantien 
auf weitere Länder auszudehnen, jedoch in der 
Ansicht, daß jede Verstärkung der auf den mittel-
und osteuropäischen Ländern lastenden Bedro-
hung gleichzeitig eine Gefahr für Westeuropa 
bedeuten würde; 

ix) jedoch überzeugt, daß es angebracht wäre, 
zunächst den Rahmen des NAKR zur Verstär- 
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kung des Vertrauens zwischen den mittel- und 
osteuropäischen Ländern und Rußland zu nutzen 
und die Frage zu untersuchen, ob das amerika-
nische Vorhaben in bezug auf die Herbeiführung 
einer Partnerschaft zur Erhaltung des Friedens 
sowie die französischen Vorschläge im Hinblick 
auf die Entwicklung bilateraler Beziehungen zur 
Verwirklichung dieses Zieles beitragen kön-
nen; 

x) den NATO-Beschluß begrüßend, sich möglicher-
weise an  friedenserhaltenden Opera tionen unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
und der KSZE außerhalb des vom Nordatlantik

-vertrag festgesetzten Gebietes zu beteiligen, ins-
besondere im gegenwärtigen Konflikt auf dem 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien; 

xi) jedoch die Schwierigkeiten bedauernd in bezug 
auf die Herbeiführung einer Einigung sowohl 
innerhalb der NATO als auch zwischen der 
NATO und den Vereinten Nationen über die 
Möglichkeiten eines Zusammenwirkens beider 
Organisationen, insbesondere im Hinblick auf 
das operationelle Kommando; 

xii) unter Hinweis auf die dringende Notwendigkeit, 
die Modalitäten eines Zusammenwirkens zwi-
schen der WEU und der NATO im Bereich der 
Erhaltung des Friedens in Übereinstimmung mit 
der Petersberg-Erklärung festzusetzen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

auf dem NATO-Gipfel am 10. Januar 1994 gemein-
same Vorschläge für eine neue atlantische Partner-
schaft vorzulegen auf folgender Grundlage: 

1. im Bereich der gemeinsamen Verteidigung: 

a) eingehende Untersuchung — in Zusammenar-
beit mit russischen Vertretern — der Bedeutung 
der jüngsten russischen Erklärungen im Hin-
blick auf den Einsatz von Atomwaffen und 
Prüfung der Auswirkungen auf die Verteidi-
gungsstrategie der NATO; 

b) Bekräftigung der Verpflichtung der Aufrechter-
haltung einer angemessenen amerikanischen 
militärischen Präsenz auf dem europäischen 
Kontinent als wichtigstes Element der europäi-
schen Sicherheit und vertrauensbildender Fak-
tor für die mittel- und osteuropäischen Län-
der; 

c) Bekräftigung des Oberbefehls der Vereinigten 
Staaten über die alliierten Streitkräfte der 
NATO; 

d) Verstärkung der in den Artikeln 4 und 5 des 
Nordatlantikvertrags vorgesehenen Konsulta-
tionen; 

e) verstärktes Drängen im Hinblick darauf, daß die 
NATO die von den Europäern im Rahmen der 
WEU unternommenen Anstrengungen zur Ver

-

stärkung ihres Verteidigungsbeitrags aner-
kennt, insbesondere: 

— die Indienststellung des Eurokorps; 

— die Aktivitäten der Planungszelle der 
WEU; 

— die Arbeiten der Westeuropäischen Rü-
stungsgruppe (WERG); 

— die Bedeutung der vom Satellitenzentrum 
der WEU in Torrejón ergriffenen Maßnah-
men; 

2. angesichts des von den neuen Demokratien Mittel-
und Osteuropas und anderen Antragstellern auf 
Mitgliedschaft im Europarat gezeigten Interesses, 
in die NATO aufgenommen zu werden, 

a) sich umgehend damit zu befassen, wie ein 
engeres Verhältnis zwischen der WEU und den 
Mitgliedstaaten des Europarates, die Interesse 
an  einer NATO-Mitgliedschaft gezeigt haben, 
herbeigeführt werden kann; 

b) Förderung aller Maßnahmen zur Verstärkung 
des Vertrauens zwischen Rußland, der Ukraine 
und den mittel- und osteuropäischen Ländern 
im Rahmen der Aktivitäten des NAKR, auf der 
Grundlage der amerikanischen Vorschläge im 
Hinblick auf die Schaffung einer Partnerschaft 
für den Frieden; 

c) gleichzeitige Intensivierung der Beziehungen 
der WEU zu denjenigen Ländern, die an  den 
Arbeiten des WEU-Konsultationsforums betei-
ligt sind, indem man  sich um eine stärkere 
Abstimmung mit den Aktivitäten der Europäi-
schen Gemeinschaft in Mittel- und Osteuropa 
bemüht; 

3. im Bereich der Friedenswahrung in der Welt: 

a) Zugrundelegung einer wohlüberlegten Rechts-
grundlage für den zwischen Mitgliedern des 
Atlantischen Bündnisses bestehenden Kon-
sens; 

b) Ausarbeitung von Vorschlägen über die Moda-
litäten eines Zusammenwirkens zwischen der 
NATO, der WEU und den Vereinten Nationen, 
vor allem im Hinblick auf das operationelle 
Kommando; 

c) Herbeiführung einer Einigung mit der NATO, 
damit diese im erforderlichen Fa ll  der WEU ihre 
Infrastrukturen zur Verfügung stellen kann; 

d) Förderung der Aufstellung einer Sondertruppe 
im Rahmen der NATO, die sowohl den Befehls-
habern der NATO als auch denen der WEU die 
zur Erfüllung ihrer Missionen erforderlichen 
Hilfsmittel bereitstellt; 
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4. im Bereich der Abrüstung, der Rüstungskontrolle 
und der Nichtverbreitung: 

Unterbreitung eines Vorschlags im Hinblick auf die 
Aufgaben- und Lastenverteilung zwischen der 
WEU und der NATO auf der Grundlage der von 
den beiden Organisationen erworbenen Erfahrun-
gen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des NATO-Generalsekretärs, 
Manfred Wörner (Bundesrepublik Deutschland) 

(Themen: Elemente eines neuverhandelten transat-
lantischen Vertrages — Rolle der NATO und der WEU 
in der europäischen Sicherheitsstruktur— Lehren aus 
dem Jugoslawienkonflikt — Zusammenarbeit zwi-
schen NATO und WEU— Erweiterung der Bündnisse 
nach Osten — Initiative einer „Partnerschaft für den 
Frieden") 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Generalsekretär, 
ich möchte Sie gerade vor dem Hintergrund der 
Diskussion, die zu dem Bericht von Jacques Baumel 
begonnen hat, fragen, ob Sie meine Ansicht teilen, 
daß es in der Übergangsphase, in der wir uns befin-
den, zunächst weniger auf formelle Überschriften wie 
Assoziierung zur NATO oder Assoziierung zur WEU 
ankommt, sondern auf das Bewußtsein, daß es sich bei 
der Sicherheit der mittel- und osteuropäischen Staa-
ten, falls diese gravierend bedroht wird, auch um eine 
Frage der Sicherheit Westeuropas und des transatlan-
tischen Raumes handelt, und daß dieses Bewußtsein 
auch das Handeln der Regierungen der Mitgliedslän-
der sowohl der NATO als auch der WEU bestimmen 
sollte. Teilen Sie diese meine Auffassung? 

Manfred Wörner: Ich persönlich teile diese Auffassung 
uneingeschränkt. 

Robert  Antretter (SPD): Herr Generalsekretär, im 
Spannungsfeld der Organisationen und damit auch in 
Ihrer Rede und der Diskussion werden immer wieder 
die beiden Schlüsselbegriffe der europäischen Sicher-
heitsidentität und der europäischen Sicherheitsinter-
essen genannt. Ich möchte vor dem Hintergrund nicht 
nur Ihrer interessanten Rede, sondern auch einiger 
Erklärungen der NATO nochmals darauf zurückkom-
men. In verschiedenen Erklärungen der NATO ist ja 
zum Ausdruck gekommen, daß die Herausbildung 
einer europäischen Verteidigungsidentität die Allianz 
stärken könnte. Verstehe ich Sie und Ihre Rede richtig, 
wenn ich sage, daß die in der WEU zusammenge-
schlossenen Staaten ihre eigenen Sicherheitsinteres-
sen definieren und als eigenständigen Beitrag vor 
dem nächsten NATO-Gipfel in die Bündnisgremien 
einbringen sollten? 

Wenn Sie erlauben, schließe ich gleich eine zweite 
Frage an. Wie bewerten Sie die Zusammenarbeit der 
WEU mit den osteuropäischen Staaten, und inwieweit 
sehen Sie darin Perspektiven für eine sinnvolle 
Arbeitsteilung zwischen dem NATO-Kooperationsrat 
und dem WEU-Konsultationsforum? 

Manfred Wörner: Zur ersten Frage: Sie verstehen mich 
richtig. Ich bin der Meinung, daß vor dem nächsten 
Gipfel nicht nur die Allianz als solche, sondern auch 
jeder einzelne Mitgliedstaat seine eigenen Interessen 
zu definieren hat, so daß man in der Lage ist, beim 
Gipfel diese Interessen aufeinander abzustimmen. 

Nun zu der zweiten Frage. Ich denke, daß die Bezie-
hungen der Westeuropäischen Union zu den Staaten 
Mittel- und Osteuropas eine wertvolle Ergänzung der 
Beziehungen der NATO zu diesen Staaten sind, wie 
wir sie im Kooperationsrat aufgebaut haben. Der 
NATO-Kooperationsrat spielt im Augenblick eine 
gute Rolle, aber er ist nicht am Ende seiner Möglich-
keiten. Selbstverständlich wird der Gipfel auch eine 
Aussage über künftige Mitgliedschaft zu machen 
haben. Er wird mit großer Wahrscheinlichkeit nur eine 
grundsätzliche Erklärung abgeben. Diese Frage steht 
aber natürlich irgendwo im Hintergrund. 

Nun weiß ich, daß die Westeuropäische Union sich mit 
ähnlichen Gedanken trägt. Sie haben ja das konsulta-
tive Forum oder wie immer man es im Deutschen 
nennt. Ich denke, daß die Beziehungen der Staaten 
Mittel- und Osteuropas zu diesem Forum und zur 
Westeuropäischen Union dazu beitragen werden, das 
Netz der Beziehungen enger zu knüpfen, die Staaten 
Mittel- und Osteuropas also stärker an die Institutio-
nen Europas heranzuführen. Von daher heiße ich dies 
gut. Ich finde es hilfreich. Allerdings sollten wir 
aufpassen, daß das Ganze in koordinierter Weise vor 
sich geht. Eine endgültige Entscheidung hat der 
Gipfel nicht ge troffen. Wir sind in der Allianz im 
Augenblick dabei, darüber zu diskutieren. Da gibt es 
einige, für die der normale Weg die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union, dann die Mitgliedschaft in 
der Westeuropäischen Union und dann die Mitglied-
schaft in der NATO ist. Dann gibt es andere, die die 
Mitgliedschaft in der NATO unabhängig von der 
Mitgliedschaft in der Westeuropäischen Union oder in 
der Europäischen Gemeinschaft sehen. Wie auch 
immer, wir sollten darauf achten, daß diese Initiativen 
aufeinander abgestimmt bleiben. Das heißt nicht, daß 
wir notwendigerweise nach den gleichen Kriterien 
und mit der gleichen Geschwindigkeit oder in der 
gleichen Form vorgehen. Assoziierung ist etwas, was 
die NATO nicht kennt. Wir müssen aber wissen, was 
der andere tut, und das muß in eine langfristige 
Strategie eingepaßt sein, zumal unsere Mitgliedstaa-
ten jedenfalls bis jetzt noch dieselben sind: Alle 
Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union sind 
Mitglieder der NATO. Also empfiehlt sich eine solche 
Abstimmung ohnehin. 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Generalsekretär! Ich 
möchte auf eine wichtige Passage in Ihrer Rede 
zurückkommen, als Sie sagten, die schrittweise Öff-
nung für weitere Mitglieder ist eine historische Ver-
pflichtung. Sie meinten damit die NATO, schlossen 
die Westeuropäische Union aber nicht aus. Ich gehe 
davon aus, daß Sie beide meinen. 

Manfred Wörner: Ja. 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Auf der anderen Seite 
wissen Sie wie wir, daß das Sicherheitsbedürfnis 
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insbesondere bei den mittel- und osteuropäischen 
Staaten recht groß ist. Sie sagten, wir müssen jetzt 
sorgfältig und genau überlegen, wie wir dieses Thema 
angehen. Einigen von uns, insbesondere bei denen, 
deren Sicherheitsbedürfnis besonders groß ist, geht 
dieses sorgfältige Überlegen natürlich recht langsam. 
Den Antworten, die Sie den Kollegen Antretter und de 
Decker gaben, habe ich entnehmen können, daß Sie 
die Sorge haben, daß Ihnen das, da wir in der 
Westeuropäischen Union im Zusammenhang mit der 
Geschäftsordnung den Status eines assoziierten Mit-
glieds beraten, möglicherweise zu schnell geht. Sehen 
Sie in unserem Bemühen — wir haben es heute auf der 
Tagesordnung —, assoziierte Mitglieder zu gewinnen, 
ein vorschnelles Handeln, und wenn ja, worin besteht 
Ihre konkrete Befürchtung? 

Manfred Wörner: Wenn ich zunächst als Person ant-
worten darf, kann ich Ihnen ganz klar sagen: Nein, ich 
habe eine solche Sorge nicht. Wenn ich als General-
sekretär der Atlantischen Allianz antworte, habe ich 
darauf die Antwort zu geben, die ich in meinem 
Rechenschaftsbericht oder wie immer Sie das nennen 
wollen, versucht habe zu geben. Das heißt, wir sollen 
uns abstimmen. Das ist kein Verzögerungsmanöver. 
Wir sollten nur einander klarmachen, wo unsere 
Strategie liegt, wie unsere Strategie aussieht, welche 
Vorstellungen sie über die Anpassung haben und was 
das Ziel ist, daß sie dabei verfolgen. Ich habe nichts 
anderes gefordert, auch keine zeitliche Verzögerung, 
als eine Abstimmung. Das erscheint mir nach wie vor 
nötig. Denn was wollen diese Staaten? Da ich einer 
derer bin, die am meisten in diesen Staaten unterwegs 
sind, und ich mich sehr viel mit ihnen unterhalte 
— inzwischen verbringe ich 30 bis 40 % meiner Zeit 
mit den Staaten Mittel- und Osteuropas; auch das ist 
eine sensationelle Änderung in den Gepflogenheiten 
eines Generalsekretärs der Atlantischen Allianz —, 
weiß ich, daß es diesen Staaten, ob WEU oder NATO, 
um dasselbe geht: um eine Garantie ihrer Sicherheit. 
Das heißt, wir müssen unsere Politik aufeinander 
abstimmen und müssen wenigstens wissen, was wir 
machen und warum wir es machen, nicht mehr und 
nicht weniger. 

Es ist also kein Verzögerungsmanöver — mir selbst 
liegt am allerwenigsten daran —, sondern ein Manö-
ver, das dafür sorgen soll, daß wir nicht Erwartungen 
wecken, die wir nicht bef riedigen können, und daß die 
Politik, die der Westen betreibt, welcher Instrumente 
er sich auch immer bedient, konsistent ist und daß 
diese Staaten etwas davon haben. Das ist, denke ich, 
das Wichtigste. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Generalsekretärs der WEU, 
Willem van Eekelen (Niederlande) 

(Themen: Verhältnis der WEU zur Europäischen Union 
—Aufgabenteilung zwischen WEU und NATO— Nut-
zung der NATO-Ressourcen durch die WEU — Ziele 
der GASP — Kooperation mit den Partnern des Kon-
sultationsforums — Einsatz des Eurokorps im Rahmen 
der WEU) 

Tagesordnungspunkt: 

Die Erweiterung der WEU 

1. Schaffung eines Assoziiertenstatus 

(Drucksache 1390) 

Berichterstatter: 
Lord Finsberg (Großbritannien) 

2. Beitritt Griechenlands 

(Drucksache: 1391) 

Berichterstatter: 
Abg. Giulio Ferrarini (Italien) 

3. Schaffung eines Beobachterstatus, 
eines ständigen Beobachter- oder Gaststatus 

(Drucksache: 1392) 

Berichterstatter: 
Abg. Guilio Ferrarini (Italien) 

Dienstag, 30. November 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Fortsetzung der Debatte 

Die Erweiterung der WEU 

1. Schaffung eines Assoziiertenstatus 

2. Beitritt Griechenlands 

3. Schaffung eines Beobachterstatus, 
eines ständigen Beobachter- oder Gaststatus 

Beschluß 9 

betr. die Änderung von Artikel 1, 9, 15 und 40 
der Geschäftsordnung 

Die Versammlung 

BESCHLIESST, 

I. Artikel 1, 9, 15 und 40 der Geschäftsordnung wie 
folgt zu ändern: 

1. Artikel 1 

In Absatz 2 sind nach „Frankreich: 18" die 
Worte „Griechenland: 7" einzufügen. 

2. Artikel 9 

In Absatz 1 ist das Wort  „acht" durch das Wort 
„neun" zu ersetzen. 

3. Artikel 15 

In Absatz 2 ist nach „Belgien" das Wort „Grie-
chenland" einzufügen. 
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4. Artikel 40 

In Absatz 2: 

— nach den Worten „die beiden ersten ständi-
gen Ausschüsse bestehen aus" ist die Zahl 
„34" durch die Zahl „37" zu ersetzen; 

— nach „Deutschland 5;" ist das Wort „Grie-
chenland (3)" einzufügen; 

— nach den Worten „der dritte, vierte, fünfte 
und sechste der ständigen Ausschüsse 
besteht aus" sind die Worte „26 Mitglieder" 
durch die Worte „28 Mitglieder" zu ersetzen; 

— nach „Deutschland 4;" sind die Worte „Grie-
chenland (2); " einzufügen. 

II. die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 dieses Beschlusses 
aufgeführten Änderungen in die Geschäftsord-
nung der Versammlung aufzunehmen, sobald der 
Beitritt der Griechischen Republik rechtswirksam 
erfolgt ist. 

Beschluß 10 

betr. die Schaffung eines ständigen 
Beobachterstatus 

Die Versammlung, 

i) in Anwendung ihrer Richtlinie 85; 

ii) in Anbetracht dessen, daß die auf dem 46. Treffen 
des Europäischen Rates am 9. und 10. Dezember 
1991 in Maastricht verabschiedete Erklärung der 
Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union 
sowie die anläßlich des Treffens des WEU-Mini-
sterrates am 20. November 1992 in Rom abgege-
bene Erklärung der WEU-Beobachter die Ver-
sammlung zu dem Wunsch veranlaßt haben, die 
parlamentarischen Beobachter aus Staaten, die 
bei der WEU Beobachterstatus besitzen, als stän-
dige Beobachter einzuladen; 

iii) Kenntnis nehmend von der Schaffung des WEU

-

Konsultationsforums und der Tatsache, daß die 
Teilnehmerstaaten an diesem Forum mittlerweile 
ständige Gesprächspartner in der WEU sind; 

BESCHLIESST, 

1. den Status eines „Ständigen Beobachters" bei der 
WEU-Versammlung für Vertreter von Beobachter-
staaten bei der WEU und für Staaten, die sich am 
WEU-Konsultationsforum beteiligen, zu schaffen; 

2. zu diesem Zweck Artikel 17 der Geschäftsordnung 
wie folgt zu ändern: 

„Auf Vorschlag des Präsidialausschusses kann die 
Versammlung Vertreter von Parlamenten von 
Nichtmitgliedstaaten der WEU als Beobachter 
zulassen. Diese Entscheidung kann eine Entschei-
dung auf dauerhafter Grundlage sein; in diesem 
Fall erhalten die Beobachter aus den betreffenden 
Staaten den Titel „Ständige Beobachter". Diese 
Beobachter nehmen an den Sitzungen teil, dürfen 
aber nicht an  der Abstimmung teilnehmen. Mit 
Genehmigung des Präsidenten der Versammlung 
können sie sich zu Wort  melden."  

Beschluß 11 

betr. die Änderung der Satzung 
und der Geschäftsordnung der Versammlung 
im Hinblick auf die Schaffung eines Status 

eines assoziierten Mitglieds 

Die Versammlung 

BESCHLIESST, 

I. die Satzung der Versammlung wie folgt zu 
ändern: 

1. nach dem ersten Absatz der Präambel, die mit 
den Worten „vorgelegt am 5. Juli 1955" endet, 
ist ein zweiter Absatz mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

„In Anwendung der von den Hohen Ver-
tragschließenden Parteien des Geänderten 
Brüsseler Vertrags gefaßten Beschlüsse, die in 
der Petersberg-Erklärung vom 19. Juni 1992 
und in dem am 20. November 1992 in Rom 
unterzeichneten „Dokument über die asso-
ziierte Mitgliedschaft der Republik Island, des 
Königreichs Norwegen und der Republik Tür-
kei in der Westeuropäischen Union" enthalten 
sind;" 

2. Am Ende von Artikel II ist ein neuer Absatz (c) 
mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„(c) Die Versammlung nimmt Delegationen 
von Vertretern und Stellvertretern der 
Parlamente eines jeden assoziierten Mit-
gliedstaates der WEU auf und räumt ihnen 
besondere Rechte, jedoch kein Stimm-
recht bei Plenartagungen ein, die der 
Beteiligung dieser Staaten an den Aktivi-
täten der WEU entsprechen." 

3. Absatz (a) von Artikel VI ist durch folgenden 
Text zu ersetzen: 

„ (a) Die Minister, die Mitglieder des Rates 
sind, sowie die anderen Minister der Mit-
gliedstaaten und die Minister der asso-
ziierten Mitglieder in der WEU können 
allen Sitzungen der Versammlung bei-
wohnen. Die Minister der Mitgliedstaaten 
können auf eigenen Antrag, die Minister 
der assoziierten Mitgliedstaaten auf Ersu-
chen der Versammlung von dieser gehört 
werden. " 

4. In Artikel VII Absatz (a) ist der erste Satz durch 
folgenden Satz zu ersetzen: 

„Die Versammlung setzt einen Präsidialaus-
schuß ein, der aus dem Präsidenten der Ver-
sammlung, der ex officio in diesem Ausschuß 
den Vorsitz führt, den früheren Präsidenten der 
Versammlung, sofern sie ohne Unterbrechung 
der Versammlung als Vertreter oder Stellver-
treter angehören, den Vizepräsidenten, den 
Ausschußvorsitzenden und jeweils einem von 
jeder politischen Gruppe und jeder Delega tion 
eines assoziierten Mitgliedstaates der WEU 
ernannten Mitglied besteht."  
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II. die Geschäftsordnung wie folgt zu ändern: 

1. In Artikel 14 Absatz 1 über den Präsidialaus-
schuß ist der erste Satz durch folgenden Satz zu 
ersetzen: 

„Der Präsidialausschuß besteht aus dem Präsi-
denten der Versammlung, der ex officio in 
diesem Ausschuß den Vorsitz führt, den frühe-
ren Präsidenten der Versammlung, sofern sie 
ohne Unterbrechung der Versammlung als 
Vertreter oder Stellvertreter angehören, den 
Vizepräsidenten, den Ausschußvorsitzenden 
und jeweils einem von jeder politischen 
Gruppe und jeder Delegation der assoziierten 
Mitgliedstaaten ernannten Mitglied." 

2. Nach Artikel 15 Absatz 2 ist ein neuer Absatz 3 
mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„3. Die Delegationen der assoziierten Mitglie-
der nehmen gemäß den mit ihrem Sta-
tus zusammenhängenden Sonderrechten 
ohne Stimmrecht an den Sitzungen des in 
Artikel 15 vorgesehenen Ständigen Aus-
schusses teil. Den assoziierten Mitgliedern 
wird folgende Anzahl von Sitzen zugewie-
sen: 

Island: 1 
Norwegen: 2 
Türkei: 3 

Die nachfolgenden Absätze sind entspre-
chend neu zu numerieren. 

3. Nach Artikel 16 ist ein neuer Artikel über den 
Status der Vertreter der assoziierten Mitglieder 
der WEU in der Versammlung mit folgendem 
Wortlaut hinzuzufügen: 

„Assoziierte Mitglieder 

1. Die assoziierten Mitgliedsländer der WEU 
sind auf den Sitzungen der Versammlung 
durch eine Delegation vertreten, die sich 
aus Mitgliedern ihrer nationalen Parla-
mente zusammensetzt und deren Anzahl 
der in Artikel 26 der Satzung des Europara-
tes festgesetzten Zahl entspricht, d. h.: 

Island: 3 
Norwegen: 5 
Türkei: 12 

Diese Vertreter werden als „assoziierte Mit-
glieder der WEU-Versammlung" bezeich-
net. " 

2. Die Geschäftsordnung der Versammlung 
findet auf die Delega tionen der assoziierten 
Mitgliedstaaten der WEU Anwendung, mit 
Ausnahme folgender Artikel und Absätze: 

a) Artikel 6 Abs. 1 über die Prüfung der 
Beglaubigungsschreiben findet keine 
Anwendung auf die Vertreter der asso-
ziierten Mitgliedstaaten. 

b) Artikel 10 über die Wahl des Präsidiums 
findet keine Anwendung auf die Vertre-
ter der assoziierten Mitgliedstaaten. 

c) Artikel 21 über die Sprachen der Ver-
sammlung findet keine Anwendung auf 
die Amtssprachen der assoziierten Mit-
gliedstaaten. 

d) Artikel 29 über die Aussprache über den 
Jahresbericht der Westeuropäischen 
Union findet keine Anwendung auf die 
Vertreter der assoziierten Mitgliedstaa-
ten. 

e) Die Artikel 30 über die Einbringung von 
Anträgen, 31 über Änderungsanträge, 32 
über das Recht auf Wortergreifung, 33 
über Anträge zum Verfahren, 34 über 
den Ablauf der Aussprachen, 35 Absatz 2 
über Abstimmungsverfahren, 36 über 
erforderliche Mehrheiten und 42 über 
das Verfahren im Ausschuß gelten für die 
Vertreter der assoziierten Mitgliedstaa-
ten nur im Hinblick auf die Debatten, in 
denen ihre Teilnahme gestattet ist. 

f) Artikel 35 Abs. 4 über das Abstimmungs-
verfahren findet keine Anwendung auf 
die Vertreter der assoziierten Mitglied-
staaten. 

g) Artikel 48 über das Sekretariat der Ver-
sammlung findet keine Anwendung auf 
die assoziierten Mitgliedstaaten. 

h) Durch einen mit absoluter Mehrheit der 
Vertreter der Mächte des Geänderten 
Brüsseler Vertrags gefaßten Beschluß 
kann die Versammlung die Anwendung 
bestimmter oder sämtlicher Bestimmun-
gen des Status eines assoziierten Mit-
gliedstaats der Versammlung für Vertre-
ter von Staaten mit sofortiger Wirkung 
aussetzen, deren Handlungen nicht mehr 
mit den in der Präambel des Geänderten 
Brüsseler Vertrags festgesetzten allge-
meinen Zielen übereinstimmen." 

4. Der bisherige Artikel 17 wird A rt. 18, und die 
nachfolgenden Artikel werden entsprechend 
neu numeriert. 

5. Am Ende von Artikel 37 über die Beschlußfä-
higkeit ist ein neuer Absatz 4 mit folgendem 
Wortlaut hinzuzufügen: 

„4. In jedem Fall  wird die Beschlußfähigkeit 
aufgrund der stimmberechtigten Anzahl 
der Vertreter und Stellvertreter ermit-
telt. " 

6. In Artikel 40 Absatz 2 über die Einsetzung der 
Ausschüsse ist für die Zusammensetzung der 
beiden ersten ständigen Ausschüsse „Island 1, 
Norwegen 2, Türkei 4 " und für die Zusammen-
setzung des dritten, vierten, fünften und sech-
sten der ständigen Ausschüsse „Island 1, Nor-
wegen 2, Türkei 3" einzufügen. 

HI. Diese Änderungen werden mit dem Inkrafttreten 
des am 20. November 1992 unterzeichneten 
Dokuments über die assoziierten Mitglieder der 
WEU in die Satzung und die Geschäftsordnung 
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der Versammlung der Westeuropäischen Union 
aufgenommen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Beziehungen der WEU 
zu den mittel- und osteuropäischen Staaten 

(Drucksache 1387 und Cor rigendum) 

Berichterstatter: 
Abg. Pierre Wintgens (Belgien) 

Margitta Terborg (SPD): Frau Präsidentin! Werte Kol-
legen und Kolleginnen! Der gestrige Tag war von dem 
Bemühen geprägt, der WEU eine neue Ro lle in der 
Sicherheitsarchitektur Europas zuzuweisen, wobei 
— das ließ sich mit den Händen greifen — mehr 
Unsicherheit als Sicherheit bei diesem Bemühen um 
eine neue Sinnfindung in elegante Worte und Sätze 
gegossen worden ist. 

Allgemeine Meinung scheint zu sein, die WEU als 
Zwischenstation für jene Staaten anzusehen, die noch 
nicht Partner der NATO werden können, weil da auch 
Empfindlichkeiten anderer Staaten zu berücksichti-
gen sind, und weil sich die WEU trefflich dazu eignen 
könnte, abgestufte Sicherheitspartnerschaft anzubie-
ten. 

Das alles wird vor dem Hintergrund des Bedauerns 
über die unzulänglichen Informationen diskutiert, die 
aus dem Rat an  unsere Versammlung gelangen. Wer 
eine neue Rolle definieren will, sollte zumindest 
ausreichend über die Absichten der Mitgliedstaaten 
informiert sein; aber da werden wir wohl noch bis zum 
Gipfel — möglicherweise darüber hinaus — warten 
müssen. 

Die Westeuropäische Union steht vor fesselnden 
Gedankenspielen, wenn sie abgestufte Sicherheits-
partnerschaften anbieten will, die dem Neutralitäts-
status Österreichs Rechnung tragen, den Baltikum

-

Interessen Finnlands und Schwedens, die in die Euro-
päische Union streben, entsprechen, jenen mittel- und 
osteuropäischen Staaten Sicherheit versprechen, de-
nen der vollgültige Schutz der NATO aus übergeord-
neten anderen Interessen — noch — nicht gegeben 
werden kann, und zudem Sicherheitspartnerschaften 
von jener Qualität sein soll, die Rußland, die Ukraine 
oder wen auch immer nicht beunruhigen darf. 

Diese Quadratur des Kreises ist in der vorliegenden 
Empfehlung — Dokument 1387 — des verehrten 
Kollegen Wintgens sehr hübsch beschrieben wor-
den. 

Erinnern wir uns dann noch daran, daß, wie wir 
gestern hörten, aus unserer WEU sozusagen eine A rt 

 Eingreifreserve für alle jene Situationen werden soll, 
für die sich die schwerfälligere NATO nicht eignet. 
Dann wird das ein schon recht eindrucksvolles Puzz-
lespiel an Sicherheit, das wir uns aufladen möchten. 

Der Gedanke der schnellen und flexibleren Antwort 
auf Bedrohungssituationen seitens der WEU wird 
nicht nur von jenen mittel- und osteuropäischen 
Staaten zu bedenken sein, die wir jetzt zu abgestuften 

Sicherheitspartnerschaften einladen; er wird auch in 
den bisherigen Mitgliedsländern — ich rede von 
meinem eigenen Land — Kopfzerbrechen auslösen. 
Frau Präsidentin, ich will es einmal ganz undiploma-
tisch ausdrücken: Ein beträchtlicher Teil meines Vol-
kes wehrt sich gegen „friedensstiftende" Aktionen 
der UNO und wird diese konsequente Abneigung 
auch gegen „friedensstiftende" Aktionen unter WEU

-

Helmen in den Wetterecken der Weltpolitik hegen. 
Wir haben Orwell zu gut gelesen. Man wird also 
notfalls auch uns eine gesonderte Form von Sicher-
heitspartnerschaft anbieten müssen. 

Die Sicherheitsschecks, die wir Mittel- und Osteuropa 
indirekt mit der heutigen Empfehlung anbieten, 
haben noch keine Deckung. Ich wüßte schon gern, wie 
die genau aussehen sollen, ehe ich meine Zustim-
mung dazu gebe. Ich höre schon den Einwand, das 
seien ja nur Ratschläge für den Rat, und der solle sich 
den Kopf zerbrechen. Das stimmt mich aber eigentlich 
nicht fröhlicher, wie mich ohnehin unsere nur sehr 
begrenzte Einflußnahme bekümmert. 

Wir, die Versammlung, stoßen etwas an. Die Ausfüh-
rung, der Umfang dessen, was wir angereg t  haben, 
entzieht sich unserer Einflußnahme. Aber wir haften 
voll mit, denn wir haben ja auch mit den Anstoß 
gegeben. Das läßt mich zögern, heute und in ver-
gleichbaren Situationen auch in der Zukunft. 

Ich danke Ihnen. 

Robert  Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Bericht gibt einen 
guten, aber auch einen sehr beunruhigenden Über-
blick über die zahlreichen ungelösten Konflikte in 
Mittel- und Osteuropa. Er zeigt, wo die Konfliktpoten-
tiale liegen; er erinnert an  die Situation der Minder-
heiten in den mittel- und osteuropäischen Staaten; 
und er ermahnt uns gleichzei tig, aus der Katastrophe 
des Versagens der westlichen Staatengemeinschaft 
im ehemaligen Jugoslawien die entsprechenden Kon-
sequenzen zu ziehen. Viel zu spät wurde die drohende 
Eskalation des Konflikts in diesem Teil unseres Kon-
tinents im Jahr 1989 erkannt. Deshalb, meine ich, 
müssen wir unser besonderes Augenmerk auf die 
Bewertung von Stabilitätsrisiken bei potentiellen 
Konflikten richten. 

Hier liegt meines Erachtens ein sinnvoller Ansatz der 
Zusammenarbeit mit mittel- und osteuropäischen 
Staaten im Konsultationsforum der WEU. Wir sollten 
im Rahmen dieser Zusammenarbeit eine Art strategi-
sches Analysezentrum einrichten, mit dem auch 
scheinbar unwesent liche politische Veränderungen 
im Hinblick auf ihre langfristigen Folgewirkungen 
bewertet werden können. Vergessen wir nicht, daß 
der innerjugoslawische Konflikt mit der Annexion des 
Kosovo durch Serbien im Jahr 1989 seinen Ausgang 
nahm und die internationale Staatengemeinschaft auf 
diese Veränderung damals nur unzureichend reagie rt 

 hat. 

Als einen weiteren Schwerpunkt der Zusammenarbeit 
mit den mittel- und osteuropäischen Staaten sollten 
wir sie zusammen mit der Europäischen Union unter-
stützen, ihre Rüstungsindustrien auf zivile Produkte 
umzustellen. 
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Dazu wäre es allerdings erforderlich, daß die Europäi-
sche Union auch bereit sein müßte, ihre Märkte für die 
Produkte aus den ost- und mitteleuropäischen Staaten 
stärker zu öffnen. Ich denke, wir alle haben kein 
Interesse daran, daß vor unserer Haustür diese Staa-
ten aus rein wirtschaftlichen Gründen ihre Rüstungs-
exporte ankurbeln und somit zur Destabilisierung von 
bestimmten Regionen oder gar zur Weiterverbreitung 
von gefährlichen Waffensystemen beitragen. 

Ich hielte es für angebracht, wenn in dem Konsulta-
tionsforum auch auf die Einbindung der nationalen 
Streitkräfte in die Gesellschaft und ihre parlamentari-
sche Kontrolle eingegangen würde. Wir haben hierzu 
in unseren Mitgliedstaaten bekanntlich die unter-
schiedlichsten Modelle. Eines davon — wenn Sie 
erlauben, auf „mein eigenes" einzugehen — ist das 
deutsche Modell der inneren Führung oder des Staats-
bürgers in Uniform, das dem Soldaten weitgehende 
Rechte bei einer schikanösen Behandlung durch seine 
Vorgesetzten verleiht und im übrigen die militärische 
Führung einer strikten Kontrolle durch die politische 
Führung unterwirft. Ich bin sicher, daß einige dieser 
Erfahrungen, wie z. B. mit dem Amt des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages oder den Kon-
trollrechten unserer Parlamente im Verteidigungsbe-
reich, bei den jungen Demokratien in Mittel- und 
Osteuropa auf großes Interesse stoßen könnten. Schon 
deshalb hielte ich es für angeraten, auch auf diesem 
Themenfeld eine sicherheitspolitische Zusammen-
arbeit mit diesen Staaten einzugehen. 

Bei einer intensivierten Zusammenarbeit mit den 
neuen Staaten des Konsultationsforums sollten wir 
eine Reihe von Kriterien aufstellen, die der langfristi-
gen Perspektive einer Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union gerecht wird. Dazu gehören nach meiner 
Auffassung eine vorbehaltlose Akzeptanz des indivi-
duellen Menschenrechtsschutzes des Europarates 
einschließlich der Anerkennung der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes sowie die Bereit-
schaft, die Gruppenrechte der ethnischen und sprach-
lichen Minderheiten rechtsverbindlich zu schützen. 
Bekanntlich wird im Europarat derzeit an einem 
verstärkten Schutzmechanismus für die Minderheiten 
gearbeitet. 

Herr Präsident, wir sollten die mittel- und osteuropäi-
schen Staaten mit der Erwartung konfrontieren, daß 
sie etwaige zwischenstaatliche Konflikte einer inter-
nationalen Schiedsgerichtsbarkeit vorlegen und die 
hieraus resultierenden Schiedssprüche akzeptieren. 
Diese Rechtsverpflichtung ist auch im revidierten 
Brüsseler Vertrag enthalten und bringt somit einen 
Mindeststandard für die f riedliche Streitbeilegung 
zum Ausdruck. Die jugoslawische Tragödie darf sich 
nicht wiederholen. Wir müssen leider feststellen, daß 
die westliche Staatengemeinschaft sowohl bei der 
Prävention dieses Konflikts als auch im Krisenmana-
gement und auch in der s trategischen Langzeitpla-
nung versagt hat und die Konfliktparteien sogar 
unsere Regierungen auseinanderdividieren konn-
ten. 

Um so wichtiger ist es, daß wir die Zusammenarbeit im 
Konsultationsforum auf eine substantielle Grundlage 
stellen und unsere Erwartungen eindeutig artikulie-
ren. Wir müssen die Zusammenarbeit auf Themenfel

-

der konzentrieren, in denen wir als Europäer neben 
dem NATO-Kooperationsrat unseren eigenständigen 
Beitrag leisten können, der unseren demokratischen 
Erfahrungen gerecht wird und dem ökonomischen 
Gewicht entspricht. 

Vielen Dank. 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wie war die Welt doch 
einfach, als der Ost-West-Gegensatz noch bestand! Es 
gab klare Fronten: auf der einen Seite der Warschauer 
Pakt, auf der anderen Seite die NATO, Griechenland 
und die Türkei Schulter an Schulter an  der Südflanke 
der NATO. Es war eine Welt, in der man sich zurecht-
finden konnte. 

Inzwischen ist die Situa tion etwas anders geworden. 
Wir stellen fest, daß wir nicht mehr Sicherheit, sondern 
Unsicherheit haben. Nationalitätenkonflikte brechen 
auf, Grenzen werden — trotz der KSZE-Vereinbarun-
gen — in Frage gestellt, j a man ist sogar bereit, Staaten 
nicht anzuerkennen, die von der UNO anerkannt 
werden. Das zeigt das Beispiel von Griechenland und 
Mazedonien. Man  ist offensichtlich auf dem Wege zu 
einer allgemeinen Verwirrung. 

Es gibt natürlich auch Zeichen für eine posi tive 
Entwicklung. Ich erwähne den NATO-Kooperations-
rat. Ich hoffe, daß der bevorstehende NATO-Gipfel 
noch einen Schritt weitergehen wird. Als weiteres 
positives Beispiel ist das Zusammenwirken der 
Donau-Staaten Rumänien, Bulgarien und Ungarn bei 
der Blockade gegenüber den Kriegführenden im ehe-
maligen Jugoslawien zu nennen. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, die 
Wirklichkeit führt uns aber auch mahnende Beispiele 
vor Augen. Die Wirklichkeit zeigt uns, daß die Diskus-
sion sehr offen geworden ist. Wenn wir im Hinblick auf 
die zukünftige Entwicklung der WEU etwa daran 
denken, daß ein Land wie Österreich Mitglied werden 
soll, dann muß klar sein, daß es keinen Sonderstatus 
ewiger Neutralität geben kann. Es muß klar sein, daß 
man sich nicht ausklinken kann. Hier muß ich der Frau 
Kollegin Terborg aus meinem Lande widersprechen, 
die vorhin zu Recht gesagt hat — das ist gar nicht zu 
kritisieren —, daß sie einen Teil der Bevölkerung 
vertritt, der nicht bereit ist, an  friedensstiftenden 
Maßnahmen teilzunehmen. 

Wir haben das ja in der Bundesrepublik Deutschl and 
erlebt, etwa während der UNO-Ak tion gegen den 
Irak, als weiße Tücher aus den Fenstern gehängt 
wurden, als gegen die UNO demonstriert wurde und 
man nicht bereit war, sich gegen einen Aggressor 
solidarisch zu zeigen. Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, wenn das aber die Regel ist, sind 
natürlich die WEU und ein europäisches Sicherheits-
bündnis nicht das Papier wert, auf dem die Bündnis-
vereinbarungen ge troffen wurden. Man  stelle sich 
vor: Es fliegen irgendwo Raketen — wie damals 
während des Golfkrieges auf Jerusalem —, und man 
demonstriert nicht gegen den Aggressor, sondern 
gegen denjenigen, der Frieden s tiften will . 

Wenn ich die aktuelle Situation auf dem Balkan 
betrachte — der Kollege Antretter hat im Zusammen- 
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hang mit Kosovo darauf hingewiesen —, muß ich 
sagen, daß das Wort vom Pulverfaß immer noch gültig 
ist. Oder denken wir an ein Land wie Griechenland 
— ein Land, das demnächst Mitglied der Westeuro-
päischen Union werden soll —, das seine Manöver im 
Norden gegen Mazedonien richtet und das Albanien 
droht. Angesichts dessen wird deutlich, daß selbst von 
einem Mitgliedsland der Westeuropäischen Union ein 
neuer Konflikt ausgehen könnte. 

Ich war acht Tage vor den griechischen Wahlen in 
Saloniki. Als ich die Stimmung dort sah, dachte ich, ich 
befände mich in der Zeit unmittelbar vor Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges und nicht etwa in einer nachkom-
munistischen Zeit hier in Europa. 

Wenn z. B. selbst von einem zukünftigen Mitglieds-
land der WEU — auch das möchte ich erwähnen — 
solche Aktionen nicht ernstgenommen werden, wenn 
ich heute in der Presse lese, daß die in der Bundesre-
publik jetzt verbotene terroristische PKK androht, 
Anschläge auf deutsche Einrichtungen zu verüben, 
und sie sich dabei auf den griechischen Minister 
Pangalos beruft, der zu Recht vor der deutschen 
Gefahr gewarnt habe und gesagt habe, deshalb müsse 
man mit Terror gegen Deutschland vorgehen, dann 
frage ich mich natürlich schon, welche Geisterdebat

-

ten wir gelegentlich hier in diesem Hause führen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gespenst des 
Nationalismus, nicht das Gespenst des Kommunis-
mus, von dem Karl Marx und Friedrich Engels damals 
im Jahre 1848 im „Kommunistischen Manifest" 
gesprochen haben, geistert wieder durch Europa. Die 
Minderheitenprobleme, die wir gerade in den mittel-
und osteuropäischen Staaten haben, verursachen 
Konflikte, die nur gelöst werden können, wenn wir in 
Europa alle an einem Strang ziehen, wenn wir alle 
eine gemeinsame Friedensordnung finden und nicht 
versuchen, eigene Wege zu gehen. Nur gemeinsam 
können wir die Probleme lösen. — (Beifall) 

Wilfried Böhm (CDU/CSU): Herr Präsident. Meine 
Damen und Herren, ziemlich am Ende seiner Rede, 
mit der unser Kollege Wintgens seinen Bericht erläu-
tert hat, wies er auf die besondere Rolle der Ukraine im 
Rahmen der künftigen gesamteuropäischen Friedens-
ordnung hin. Statt die Ukraine hätte er auch Weißruß-
land oder die baltischen Staaten erwähnen können, 
um auf die Probleme hinzuweisen, die sich im Bereich 
der früheren Sowjetunion für die künftige Sicherheits-
politik ergeben. Ebenso hat der Kollege Wintgens zu 
Recht darauf hingewiesen, daß wir in der Westeuro-
päischen Union eine zur Demokratie entschlossene 
Schicksalsgemeinschaft sind und daß wir, daraus 
resultierend, eine gemeinsame Verantwortung vor 
der Geschichte haben. Das alles ist richtig, muß aber 
im Zusammenhang gesehen werden. 

Die europäische Geschichte lehrt, daß äußere F ried-
fertigkeit von Staaten am besten durch eine stabile 
innere demokratische Ordnung gewährleistet wird. 
Das Fehlen demokratischer Strukturen in Serbien und 
die Macht einer kommunistisch geführten Armee sind 
daher auch das auslösende Moment der schrecklichen 
Ereignisse auf dem Balkan. Darum ist der Aufbau 
einer freiheitlich-demokratischen Ordnung in den 

Staaten des östlichen und südöstlichen Mitteleuropas, 
in Osteuropa und im Bereich der früheren Sowjet-
union die Hauptaufgabe europäischer Politik, und die 
Vertreter der demokratisch gewählten Parlamente 
aus den früheren kommunistischen Staaten, die heute 
hier in dieser Debatte gesprochen haben, sind dabei 
unsere besten Verbündeten. 

Zwangsläufig richten sich deswegen in diesen Tagen 
unsere Augen auf die besondere Situation Rußlands, 
seine Zukunft und auf die Frage, wie die Russische 
Föderation ihre eigene Rolle in Europa und im geo-
graphischen Bereich der früheren Sowjetunion sieht 
und sehen wird. Wird der Weg zur Demokratie gelin-
gen? Was wird die Staatsräson des neuen Rußlands 
sein? Was können wir dazu an demokratischen Ele-
menten beitragen? 

Quer durch alle politischen Lager in Rußland gibt es 
sehr unterschiedliche Auffassungen über Rußlands 
künftige Rolle: Wird Rußland ein friedlicher, demo-
kratischer Nationalstaat oder eine Hegemonialmacht 
mit dem Anspruch, eine Neuauflage der zerbroche-
nen Sowjetunion unter russischer Führung anzustre-
ben, der sich alle anderen ehemaligen Sowjetrepubli-
ken, die jetzt unabhängig sind, unterzuordnen haben 
oder der sie untergeordnet werden? Das ist zugleich 
die Frage nach der möglichen Rolle Rußlands in einer 
gesamteuropäischen Friedensordnung und danach, 
wie wir unsere Politik Rußland gegenüber gestalten 
sollen. 

Rußland hatte seine Kolonien — anders als andere 
europäische Mächte — nicht in Übersee, sondern 
erreichte seine Kolonien „über  Land".  Dadurch ist 
über Jahrhunderte der Eindruck erwachsen, als han-
dele es sich um ein geschlossenes Staatsgebiet, das 
allein schon deswegen als politische Einheit zu 
betrachten und zu behandeln ist. Die sowjetrussische 
Bevölkerungspolitik trug dazu bei, diesen Eindruck 
und das daraus resultierende Denken zu fördern. 

Wenn das russische Vormachtstreben bleibt, werden 
wir uns den Gefahren eines Neokolonialismus mit 
seinen explosiven Folgen gegenübersehen. Wird der 
Westen — das ist die große Frage — dieses Rußland als 
Hegemonialmacht akzeptieren? Der Westen richtet 
bisher sein Augenmerk fast ausschließlich auf Mos-
kau und seine wirtschaftlichen Bedürfnisse und über-
sieht, daß es noch über ein Dutzend Staaten auf der 
Landkarte der ehemaligen Sowjetunion gibt, die ein 
berechtigtes Sicherheitsbedürfnis haben. 

Neben dem nuklearen Poten tial wird die Energiever-
sorgung und damit ein wesentlicher Teil der Wirt-
schaftsstrukturen der ehemaligen Sowjetunion heute 
von Moskau systematisch eingesetzt, um die früheren, 
jetzt vor dem Staatsbankrott stehenden Republiken an 
die Leine zu legen und als eine Art russischer Provin-
zen zu behandeln. 

Erst unlängst wurde die Ukraine von Moskau aus zu 
einer Kapitulation gezwungen: Energielieferungen 
gegen Schwarzmeerflotte hieß Moskaus Forderung. 
Der russische Verteidigungsminister Gratschow sagte 
dazu: „Rußland will seine strategischen Interessen in 
der Schwarzmeerregion sichern. Einen Verlust der 
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Kontrolle über das Schwarze Meer wird es nicht 
zulassen." 

Ein Blick nach Georgien und auf das Baltikum zeigt, 
daß auch gegenüber diesen Staaten das alte Denken 
in Moskau noch nicht überwunden ist. Während auf 
der einen Seite von Rußland die Nachfolge und 
Vorherrschaft im Bereich der ehemaligen Sowjet-
union beansprucht wird, wird auf der anderen Seite 
von Rußland jede Verantwortung für die verheeren-
den Folgen sowjetrussischer Herrschaft geleugnet. 

Meine Damen und Herren, wir müssen unsere künf-
tige Politik darauf einrichten, Demokratie und Markt-
wirtschaft im Bereich des früheren kommunistischen 
Staatenblocks zu fördern. Wir müssen der Gefahr 
entgegentreten, daß alle seinerzeit von der Sowjet-
unionunterdrückten Völker nunmehr unter der russi-
schen Fahne bevormundet werden. Rußland darf das 
Gebiet des früheren Ostblocks nicht weiter als „nahes 
Ausland", das heißt, als Interessengebiet russischer 
Vorherrschaft betrachten. 

Empfehlung 548 

betr. die Beziehungen der WEU zu den mittel- und 
osteuropäischen Staaten 

Die Versammlung, 

i) unter erneutem Hinweis darauf, daß sie sich 
immer wieder für die Schaffung einer neuen 
Sicherheitsordnung und Stabilität für Europa 
insgesamt eingesetzt hat, wie die zahlreichen 
Berichte belegen, die sie zu dieser Frage seit dem 
Fall der Berliner Mauer erstellt hat; 

ii) unter besonderem Hinweis auf ihre Empfehlun-
gen 511, 516, 526 und 528; 

iii) mit Genugtuung über die Schaffung des Konsul-
tationsforums der WEU, an  dem sich neun Staa-
ten Mitteleuropas beteiligen; 

iv) feststellend, daß trotzdem die große Mehrheit der 
mittel- und osteuropäischen Staaten weiterhin 
die Ansicht vertreten, daß sie keine festen Sicher-
heitsgarantien besitzen; 

v) sich der Gefahr der Spaltung der Staaten Mittel-
und Osteuropas in zwei Gruppen von Ländern 
bewußt, von denen die eine den Vorzug der 
Mitgliedschaft bei westlichen Institutionen er-
halten würde, während die andere davon ausge-
schlossen würde; 

vi) mit Bedauern über die unzulänglichen Informa-
tionen, die der Rat über die im Rahmen des 
Forums stattfindende spezielle Zusammenarbeit 
und über die von ihm in diesem Gremium ver-
folgten Ziele zur Verfügung stellt; 

vii) jedoch mit Genugtuung über die operationelle 
Zusammenarbeit zwischen der WEU und Un-
garn, Rumänien und Bulgarien bei der Durchset-
zung der Blockade auf der Donau; 

viii) trotzdem befürchtend, daß die Kämpfe auf dem 
Territorium des ehemaligen Jugoslawien auf 
benachbarte Gebiete übergreifen könnten; 

ix) enttäuscht über die Weigerung der griechischen 
Regierung, die ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien anzuerkennen; 

x) ebenso beunruhigt über die instabile Lage in 
mehreren Regionen der GUS-Staaten und über 
die Ungewißheit, die der russischen Außenpoli-
tik anhaftet; 

xi) besorgt über die unklare Politik der Ukraine in 
bezug auf die nuklearen Waffen und ihr Zögern, 
den START I-Vertrag und den Nuklearen Nicht-
verbreitungsvertrag (NVV) zu ratifizieren; 

xii) mit der Aufforderung an  alle im Konsultationsfo-
rum vertretenen mitteleuropäischen Staaten, 
ihre nachbarschaftlichen Probleme auf friedli-
chem Weg unter Zuhilfenahme der von den 
entsprechenden europäischen, atlantischen und 
weltweiten Institutionen angebotenen guten 
Dienste in bezug auf Krisenbewältigung und 
Friedenserhaltung zu lösen; 

xiii) nachdrücklich darauf hinweisend, welche Be-
deutung dem bevorstehenden NATO-Gipfeltref-
fen insofern zukommt, als daß auf diesem Treffen 
die transatlantische Partnerschaft zwischen den 
Verbündeten neu definiert und auch eine neue 
Art  von Partnerschaft mit den im NAKR vertrete-
nen Staaten geschaffen werden muß; 

xiv) unter Betonung der Bedeutung des para llelen 
Ansatzes der Europäischen Union und der WEU 
in bezug auf die Entwicklung ihrer Beziehungen 
zu den mittel- und osteuropäischen Staaten nach 
dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags; 

xv) daher den deutsch-französischen Vorschlag vom 
12. November 1993 begrüßend, der darauf 
abzielt, einen assoziierten Mitgliedstatus bei der 
WEU für diejenigen Staaten des Konsultationsfo-
rums zu schaffen, die bereits eine Assoziierungs-
vereinbarung mit der Europäischen Union abge-
schlossen haben und, soweit angebracht, auch 
für diejenigen Staaten, die eine solche Vereinba-
rung noch abschließen werden, jedoch mit 
Bedauern darüber, daß der Ministerrat der WEU 
auf seinem Treffen am 22. November 1993 in 
Luxemburg beschlossen hat, diesem Vorschlag 
nicht zuzustimmen. 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. sich noch vor dem NATO-Gipfeltreffen auf einen 
speziellen Vorschlag zur qualitativen Verbesse-
rung seiner Beziehungen zu seinen Partnern im 
Konsultationsforum auf der Grundlage des 
deutsch-französischen Vorschlags vom 12. No-
vember 1993 zu verständigen, um im Januar 1994 
Verhandlungen mit den be treffenden Ländern 
aufnehmen zu können. 

2. unverzüglich festzulegen, wie seine zukünftigen 
Beziehungen zu Österreich aussehen werden 
unter Berücksichtigung seiner Beziehungen zu 
den Visegrad-Staaten, und zu Finnland und 
Schweden, angesichts deren Rolle im Baltikum 
und den Anträgen auf Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union und ihnen Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit anzubieten, die der jewei ligen 
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besonderen Lage jedes einzelnen Staates entspre-
chen; 

3. unverzüglich zu prüfen, ob und inwieweit es die 
Verhältnisse zulassen, Slowenien an  der Arbeit 
des Konsultationsforums zu beteiligen; 

4. die Versammlung über die Schlußfolgerungen zu 
unterrichten, zu denen er hinsichtlich dieser bei-
den oben erwähnten Fragen gelangt ist; 

5. die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft an  ihren Beschluß zu erinnern, die ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien anzuer-
kennen; 

6. die Arbeit des Konsultationsforums dadurch zu 
verstärken, daß man ihm ein spezielles Arbeits-
programm überträgt, das u. a. die gemeinsame 
Ausarbeitung einer Risiko- und Bedrohungsana-
lyse umfaßt; 

7. den mitteleuropäischen Staaten, die Pa rtner im 
Forum sind, die Möglichkeit anzubieten, sich an 

 der Arbeit der Westeuropäischen Rüstungsgruppe 
(WERG) und an allen anderen Formen der euro-
päischen Rüstungszusammenarbeit zu beteili-
gen; 

8. festzulegen, 

— in welchen Bereichen diese Staaten an den 
Aktivitäten des WEU-Satellitenzentrums be-
teiligt werden können; 

— unter welchen Bedingungen sie an  den Treffen 
der Generalstabschefs der WEU und an  der 
Arbeit der Planungszelle teilnehmen kön-
nen; 

9. zu prüfen, welche Sicherheitsgarantien er Un-
garn, Rumänien und Bulgarien angesichts der 
Risiken geben kann, denen sich diese Staaten 
aufgrund der Blockade auf der Donau ausgesetzt 
sehen, und die Möglichkeit zu prüfen, ihnen eine 
angemessene finanzielle Entschädigung zukom-
men zu lassen; 

10. seinen politischen Dialog mit Rußland, der 
Ukraine, Belarus, der Republik Moldau und Alba-
nien zu vertiefen. 

Tagesordnungspunkt: 

Erster Teil des 39. Jahresberichts des Rates 

vorgelegt vom 
luxemburgischen Außenminister und 

amtierenden Ratsvorsitzenden, Jacques Poos 

(Drucksache 1397) 

Ansprache des luxemburgischen Außenministers 
und amtierenden Ratsvorsitzenden, 

Jacques Poos 

(Themen: Ergebnisse der letzten Ministerratssitzung 
in Luxemburg — Inhalt der Luxemburger Erklärung 
— Europäische Verteidigungsidentität nach Inkraft

-

treten des Maastrichter Vertrages und die Rolle der 
WEU — Positionen der WEU für den anstehenden 
NATO-Gipfel — Verbesserung des Status der Länder 
mit Europavertrag im Verhältnis zur WEU — Unter-
stellung von Streitkräften unter WEU-Kommando) 

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Minister, Sie spra-
chen in Ihrer Rede im Zusammenhang mit den militä-
rischen Kräften, die der Westeuropäischen Union zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung gestellt wer-
den sollen, auch über das Eurokorps. Ich darf erwäh-
nen, daß dieses Eurokorps geschaffen worden ist, um 
diesen Kräfteanteil der WEU sicherzustellen. 

Jetzt haben Sie eine Reihe von Informationen gege-
ben. Eine geht in die Richtung, daß es eine verbindli-
che Vereinbarung zwischen dem Eurokorps und dem 
SACEUR über die Möglichkeit des Zugriffs auf dieses 
Eurokorps gibt. Die Möglichkeit der Westeuropäi-
schen Union, im Falle eines möglichen Einsatzes auf 
dieses Eurokorps zurückzugreifen, sind in der Luxem-
burger Erklärung lediglich unverbindlich erwähnt. 

Meinen Sie nicht, daß es wich tig wäre, der Westeuro-
päischen Union zumindest eine gleiche Rechtstellung 
für Einsatzmöglichkeiten einzuräumen, die genauso 
verbindlich ist wie die Vereinbarung zwischen dem 
Eurokorps und dem SACEUR? 

Minister Poos erklärte, man  sei bestrebt, eine Rena-
tionalisierung der Verteidigungspolitik zu vermeiden. 
Jeder Einsatz von Eurokorps bedürfe der Zustimmung 
aller daran beteiligten Länder, wobei er eine detail-
liertere Vereinbarung für wünschenswert erklärte. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des bulgarischen 
Verteidigungsministers Alexandrow 

(Themen: Probleme einer neuen europäischen Sicher-
heitsordnung — Situation Bulgariens nach Unter-
zeichnung des Europavertrages — Beitrag Bulgariens 
zur Stabilität in Europa — Entwicklung der Zusam-
menarbeit mit NATO und WEU) 

Wilfried Böhm (CDU/CSU): Herr Minister Alexan-
drow, ich bin sehr beeindruckt von der Mahnung, die 
Sie an  die Europäer im Westen gerichtet haben. Ich 
verstehe Ihre Enttäuschung über die Entwicklung in 
den letzten Jahren, bei der Sie den Widerspruch 
zwischen den großen Worten, die man im Westen 
hören kann, und der realen Entwicklung im Verhält-
nis zu den früheren Staaten des Ostblocks aufgezeigt 
haben. Ich bin auch sehr beeindruckt von dem Ver-
trauen, das Sie nach wie vor in die Absichten des 
Westens und damit auch die Westeuropäische Union 
haben. 

Sie haben — damit komme ich zu meiner Frage — von 
den Opfern der Ordnung von Jalta gesprochen. Ich 
stimme Ihnen zu: Keines der Völker, die Opfer der 
Ordnung von Jalta geworden sind, hat jemals die 
kommunistische Ordnung freiwillig gewählt. Sie ist 
ihnen vielmehr aufgezwungen worden. Ich denke an 

 die Länder, die eine Gemeinschaft im Leiden unter der 
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kommunistischen Ordnung erfahren haben, an Polen, 
die Tschechen und Slowaken, an  die Rumänen, die 
Ungarn und die Bulgaren, um sie einmal beispielhaft 
aufzuführen. Ich frage Sie: Welche alternativen Mög-
lichkeiten sehen Sie, wenn die weitere Entwicklung 
nicht in dem Sinne erfolgen sollte, den Sie und ich 
erhoffen, nämlich einer guten Sicherheitsgarantie für 
die erwähnten Staaten durch den Westen? Sehen Sie 
beispielsweise eine Chance in der Überlegung, sei-
tens der eben genannten Staaten Bemühungen um 
eine eigene Verteidigungsgemeinschaft zu entwik-
keln? 

Minister Alexandrow erklärte, dies sei zwar theore-
tisch möglich, aber praktisch schwierig. Man könne 
keine Linie ziehen, die die betroffenen Länder vom 
Abendland trennt. 

Tagesordnungspunkt: 

Die politischen Beziehungen zwischen den Ver

-

einten Nationen und der WEU und ihre Auswir

-

kungen auf die Entwicklung der WEU 

(Drucksache 1389 und Corrigendum) 

Berichterstatter: 
Abg. Prof. Dr. Hartmut Soell (Deutschl and) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Bericht, den 
ich im Auftrag der Politischen Kommission vorgelegt 
habe, und den die Kommission mit den Empfehlungen 
einstimmig angenommen hat, bemüht sich mit Vor-
rang, die politischen und politisch-rechtlichen 
Aspekte der Beziehungen zwischen den Vereinten 
Nationen und der Westeuropäischen Union offenzule-
gen. Bei den anderen Aspekten, insbesondere den 
politisch-militärischen und den technisch-organisato-
rischen Aspekten, verweise ich auf den sehr umfas-
senden Bericht der Kollegin Baarveld-Schlaman, den 
sie in der Juni-Sitzung abgegeben hat und dessen 
Empfehlung wir damals mit großer Mehrheit zuge-
stimmt haben. 

Wir sind in einer Situa tion, in der wir uns ähnlich wie 
in den Jahrzehnten nach 1945 zunächst einmal daran 
gewöhnen müssen — wenn ich „uns" sage, dann 
meine ich: in Ost und West —, daß das Prinzip der 
kollektiven Selbstverteidigung nach Art. 51 in Form 
der Bündnisse allgemein akzeptiert worden ist. Ähn-
liche Zeiträume und ähnliche Lernprozesse müssen 
wir absolvieren, wenn wir jetzt in eine Pe riode der 
kollektiven Sicherheit mit vielen Problemen und vie-
len Irrtümern übergehen, aus denen wir dann lernen 
sollen. 

Soviel zum allgemeinen Hintergrund. Einer der wei-
teren Anlässe dieses Berichts und seiner Ausrichtung 
ist die Korrespondenz zwischen dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen und dem Generalsekretär der 
Westeuropäischen Union. Wie sich einige von Ihnen 
erinnern, hat der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen am 1. April d. J. an  alle regionalen Organi-
sationen und „Arrangements", wie es in Kap. VIII der 
Charta der Vereinten Nationen heißt, eine Anfrage 

gerichtet, in der gefragt wird, in welcher Weise 
regionale Organisationen zu friedenserhaltenden und 
friedenssichernden Aktionen mit ihren jewei ligen 
Konsequenzen insbesondere im humanitären Bereich 
beitragen können. Auf diese Umfrage hat die WEU 
genauso wie die Europäische Gemeinschaft und der 
Europarat geantwortet; ich nenne nur diese beiden in 
enger Verbindung mit uns stehenden Organisationen. 
Auch die NATO hat geantwortet. 

Der Bericht enthält einen Versuch, das ganze Spek-
trum der bisherigen Aktionen von der präventiven 
Diplomatie bis hin zu Maßnahmen zur Wiederherstel-
lung des Friedens nicht etwa abstrakt zu umschreiben, 
sondern am Beispiel von gegenwärtigen Aktionen, an 
denen insbesondere WEU-Länder beteiligt sind, die 
Problematik zu beschreiben. Ich verweise hier speziell 
auf das, was in Ziffer 16 sowie in den Ziffern 17 bis 26 
gesagt worden ist. 

So haben seit 1988 15 neue Peace-keeping-Operatio-
nen — verglichen mit 13 zwischen 1948 und 1988 — 
stattgefunden. Gegenwärtig sind nach Schätzungen 
rund 80 000 Soldaten in peace keeping opera tions 
engagiert. Eine Reihe von WEU-Staaten stellen inner-
halb dieser 15 neuen Operationen seit 1988 bei 8 eine 
beträchtliche Zahl an  Blauhelmen. 

Man muß sich vor Augen halten — das ist auch im 
Antrag des Kollegen de Decker in bezug auf Soma lia 
im Juni schon deutlich geworden —, daß es bisher 
keine koordinierte Aktion im Rahmen der WEU gibt. 
Es wird inzwischen zwar im Ministerrat darüber 
gesprochen. Aber etwa über die Frage des Rückzugs 
von Blauhelmen einzelner Mitgliedsländer der WEU 
aus Somalia gibt es keine Koordination. Das gehört 
auch zu den Forderungen, die in der Empfehlung 
angesprochen sind. Wir sollten hier künftig ein Mini-
mum an  politischer, aber natürlich auch an militä-
risch-technischer Koordination anstreben. 

Der Bericht geht auch auf die Bemühungen der 
Vereinten Nationen um Rüstungskontrolle und Abrü-
stung insbesondere im Bereich nuklearer Prolifera tion 
sowie Raketen- und Chemiewaffenproliferation ein. 
Die Bemühungen, die Prolifera tion soweit wie mög-
lich zu verhindern, sind bitter notwendig. Die europäi-
schen Staaten können auf Grund ihrer Erfahrungen 
und ihrer Ressourcen, die sie haben, einen erhebli-
chen Beitrag dazu leisten. Dazu wollen wir aufru-
fen. 

Wir haben bei dem Besuch des Berichterstatters bei 
den Vereinten Nationen intensiv mit dem Leiter des 
Abrüstungs-Departments über den Erfolg diskutiert, 
den das Waffenexportregister bei den Vereinten 
Nationen inzwischen erreicht hat. Bis zu 95 % des 
Waffenexports der wich tigsten Nationen sind dadurch 
erfaßt. 

Diese Art von Publikation ist ein sehr wichtiger Schritt, 
um künftig Waffenexporte stärker unter Kontrolle zu 
bekommen. Daß hier noch sehr viel geschehen muß 
und daß gerade die Europäer dazu beitragen sollten, 
eine Zuständigkeit zu bekommen — dabei muß nicht 
unbedingt die WEU der Ort dafür sein, sondern diese 
Diskussion kann auch im Rahmen der Europäischen 
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Union geführt werden —, möchte ich an  dieser Stelle 
noch einmal unterstreichen. 

Ein heikles Thema ist die Frage der staatlichen 
Souveränität und die durch die Praxis des Sicherheits-
rats inzwischen stattfindende Uminterpretation der 
UN-Charta. Jeder, der die Charta kennt, weiß, daß 
nach Artikel 2 Abs. 1 und 7 nicht nur alle Mitglied-
staaten gleichwertig sind, sondern daß im Absatz 7 
ausdrücklich erwähnt wird, daß die Einmischung in 
innere Angelegenheiten ausgeschlossen sein soll. 
Inzwischen haben wir insbesondere durch die Umin-
terpretation, die der Sicherheitsrat am Beispiel des 
Schutzes der Kurden im Norden Iraks im Frühjahr 
1991 vorgenommen hat, eine erhebliche Änderung 
der Praxis in den Fällen, in denen von inneren 
Konflikten oder Bürgerkriegen der verschiedensten 
Art schwerwiegende Konsequenzen für die Sicherheit 
und den Frieden anderer Staaten ausgehen, z. B. 
durch massenhafte Flüchtlingswellen. 

Die WEU-Staaten haben in ihrer Mehrheit diese 
Tendenzen unterstützt. Aber wir müssen uns darüber 
klar sein, daß sie nicht nur rechtliche Probleme 
aufwerfen, sondern auch erhebliche politische Risiken 
mit sich bringen. Darauf geht der Bericht ein. Auch das 
sollten wir in diesem Zusammenhang immer wieder 
mit bedenken. 

Der Bericht enthält eine Auseinandersetzung mit der 
Frage — das ist eine politisch-rechtliche Frage —, 
inwieweit der Brüsseler Vertrag und die Staaten, die 
ihn unterzeichnet haben, eine regionale Organisa tion 
im Sinne des Kap. VIII der UN-Charta sind. Wir haben 
uns dazu nicht abschließend geäußert. Ich bin auch 
froh, daß sich der Politische Ausschuß in ähnlicher 
Weise einstimmig verhalten hat. Wir sind ähnlich wie 
der Generalsekretär der WEU in seinem Antwortbrief 
der Meinung, daß wir uns nicht in dieser Weise 
festlegen sollten. 

Eine kleine historische Reminiszenz ist erlaubt. Der 
ursprüngliche Vertrag, der dem Brüsseler Vertrag 
voranging, der Dünkirchener Vertrag, enthielt 1947 
eine ausdrückliche Berufung auf Kapitel VIII der Ver-
einten Nationen. Das ist im Brüsseler Vertrag von 1948 
und im geänderten Brüsseler Vertrag von 1954 ausge-
schlossen worden. Allerdings haben wir eine Reihe 
von Erwähnungen der Charta der Vereinten Nationen 
und ihrer Verpflichtungen in der Präambel des geän-
derten Brüsseler Vertrages, wie insbesondere in Arti-
kel 8 und auch in Artikel 5, der sich unmittelbar mit 
der Bündnisautomatik beschäftigt. 

Der Generalsekretär hat sich im Gespräch mit dem 
Berichterstatter und auch bei früheren Gelegenhei-
ten, etwa wenn er in nationalen Parlamenten mit den 
Auswärtigen Ausschüssen dort diskutiert hat, in den 
letzten 18 Monaten seit er die Agenda for Peace 
vorgelegt hat, sehr pragmatisch über das geäußert, 
was regionale Organisationen oder „Arrangements" 
sind. Er hat zu Recht betont — er hat sich schon früher 
damit beschäftigt —, daß das Kap. VIII sehr weit 
gefaßt ist. Ursprünglich hatte er wohl die Absicht 
— gelegentliche Äußerungen lassen das vermuten —, 
daß er die Berufung auf dieses Kapitel dazu benutzen 
wollte, den großzügigen Gebrauch des Rechts auf 
kollektive Selbstverteidigung nach Artikel 51 Satz 1 

etwas einzuschränken, weil nämlich alle Aktionen, 
die im Rahmen des Kap. VIII von regionalen Organi-
sationen zu unternehmen wären, ein Mandat der 
Vereinten Nationen voraussetzen. Inzwischen weist 
er diese Vermutung, die da und dort öffentlich geäu-
ßert worden ist, zurück und sagt: Nur in den Fällen, in 
denen einzelne Staaten, eine informe lle Gruppe von 
Staaten oder formell abgeschlossene Bündnisse ein 
Mandat der Vereinten Nationen erteilt haben wollen, 
sind die Vereinten Nationen von Anfang bis Ende 
dabei und bestimmen über Art, Umfang und Zeitrah-
men des Einsatzes mit. 

Dagegen kann man schlechterdings nichts sagen. 
Aber ich wiederhole: Wir sind zu dem Schluß gekom-
men, daß es sinnvoll ist, diese rechtliche Frage nicht 
abschließend zu beantworten, sondern zu betonen: 
Die WEU bleibt ein Instrument der kollektiven Selbst-
verteidigung ihrer Mitgliedstaaten, aus dem sich in 
spezifischen Fällen das Recht auf kollektive Nothilfe 
ableiten kann. Natürlich gehört dazu immer der 
nationale Vorbehalt, weil sich auf letzteren Fa ll  die 
Bündnisautomatik nach Art . 5 nicht beziehen kann. 

Lassen Sie mich eine vorletzte Bemerkung machen, 
die sich auf die Erörterung der noch sehr ungenauen 
Bestimmungen der gemeinsamen Aufgaben nach 
dem Maastricht-Vertrag bezieht, die etwa die ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrats haben, die sowohl 
Teilnehmerstaaten des WEU-Vertrages als auch des 
Maastricht-Vertrages sind. Sie sollen dort die Interes-
sen der Europäischen Union wahren. Das ist ein sehr 
weites Feld. Aber es ist klar, daß angesichts des 
Zustandes, in dem sich der europäische Einigungspro-
zeß gegenwärtig befindet, Weitergehendes keine 
umfassende Zustimmung gefunden hätte. 

Es bleibt gerade hier, wenn es darum geht, die 
Interessen der Europäischen Union in den Vereinten 
Nationen zu wahren, für uns als Parlamentarische 
Versammlung das Problem, da die Vereinten Natio-
nen als bloße Organisation von Staaten keine parla-
mentarische Kontrolle kennen: Wie wahren wir als 
Versammlung in dieser Hinsicht unsere Rechte? Es 
wird zusätzlicher intensiver Anstrengungen bedürfen, 
um zumindest auf indirekte Weise auf die Politik 
Einfluß zu nehmen. Das gilt auch für das, was ich in 
Sachen Koordinierung gesagt habe. Sie wird in 
Zukunft von uns in verstärktem Maße gefordert. 

Vor allen Dingen im Beschlußteil unserer Entschlie-
ßung haben wir darauf hingewiesen, daß wir nicht nur 
eine zusätzliche Defini tion der gegenwärtigen Her-
ausforderungen brauchen, die über die Haager Platt-
form und auch über das hinausgeht, was in der 
Petersberger Erklärung formuliert worden ist. Wir 
haben dazu einige Anregungen gegeben, was insbe-
sondere die organisatorischen und technischen Vor-
aussetzungen angeht. Wir sollten auch das, was jetzt 
im Rahmen der Infrastruktur der WEU langsam 
wächst, nämlich Planungszelle oder Satellitenzen-
trum in Torrejon, nutzen. Wir sollten zur Vorbereitung 
solcher Friedensaktionen und solcher Szenarien 
sowie zur Ausbildung der entsprechenden Stäbe 
Informationssysteme, die es auf nationaler Ebene gibt, 
in gebührender Weise nutzen. Ich glaube, hier ist auch 
innerhalb des WEU-Ministerrats noch sehr viel Arbeit 
zu leisten. 
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Schließlich geht es darum, auch in New York gemein-
same regelmäßige Konsultationen unter den Botschaf-
tern bei den Vereinten Nationen vorzunehmen. Das 
gehört dazu. Die NATO hat inzwischen einen ständi-
gen Beobachter, der im Department for Peace Kee-
ping Operations angesiedelt ist. Die WEU sollte sich 
beim weiteren Ausbau überlegen, ob sie eine ähnliche 
Entscheidung fällen sollte. Gegenwärtig haben wir 
die Regelung, daß jeweils der Botschafter des Landes, 
das das Präsidium im Ministerrat hat, eine solche 
Koordinierung vornimmt. Ich habe gehört, daß bisher 
die WEU-Staaten bis auf einen einzigen Fa ll  in New 
York noch nicht zusammengekommen sind. Vielleicht 
läßt sich das gerade in den nächsten Monaten und 
Jahren verbessern. 

Ebenfalls ist deutlich geworden, daß wir — ich brau-
che nur Überlegungen des NATO-Kooperationsrates, 
die im Sommer zu der Thematik der Zusammenarbeit 
zwischen NATO und Vereinten Nationen formuliert 
worden sind, mit dem zu vergleichen, was bisher von 
seiten des WEU-Ministerrats und seines General-
sekretärs geleistet worden ist —, in vielerlei Weise 
hinterherhinken. Auch das muß uns dazu anspornen, 
sehr viel intensiver zu arbeiten. Die Versammlung 
versucht, durch diesen Bericht einen Beitrag zu lei-
sten. Ich bitte Sie, diesen Beitrag durch Zustimmung 
zur Entschließung zu unterstützen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

Leni Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Sie haben, wie ich 
denke, alle miterlebt, wieviel sich in den vergangenen 
Jahren verändert hat und wieviel in Bewegung 
gekommen ist. Von daher bin ich dem Kollegen 
Hartmut Soell sehr dankbar für den Bericht, den er 
vorgelegt hat. Der Bericht ist sehr umfassend und 
gründlich. Er ist gut, weil er aufzeigt, wo die Fehler 
liegen und welche Schwierigkeiten vorhanden sind. 
Ich denke, daß dieser Bericht — in dieser Hinsicht bin 
ich mit Peter Hardy voll einer Meinung, was ja nicht 
sehr oft der Fall  ist — wirklich weite Verbreitung 
verdient. 

Die Resolution, mit der die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen beschlossen hat, die Frage der 
ausgewogenen Vertretung und der Erhöhung der 
Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat auf die Tages-
ordnung ihrer 48. Tagung zu setzen, war eine ent-
scheidende Resolution. Die Stellungnahmen der Mit-
gliedstaaten liegen vor. Die Diskussion über die 
zukünftige Gestaltung der UNO ist in eine entschei-
dende Phase ge treten. Gleiches gilt aber auch für die 
Diskussion über die Gestaltung der WEU und damit 
über die Frage von Abgrenzung oder Zusammen-
arbeit im Blick auf die NATO. 

Prognosen über die zukünftige Gestaltung der UNO 
erfordern zwei Arten von Weitsicht. Man muß in der 
Lage sein, auf der Grundlage der jetzigen S trategien 
und der Reaktionen darauf zu extrapolieren, aber 
auch Möglichkeiten vorhersehen zu können, die zur 
Zeit noch unerreichbar erscheinen. 

Aus welcher Perspektive man die Umgestaltung der 
UNO und die Gestaltung der WEU auch angeht, das 
schwierigste Hindernis besteht darin und wird auch 

weiterhin darin bestehen, politisches Engagement in 
praktisches Handeln umzusetzen. Wie schwierig das 
ist, haben wir in den letzten Jahren alle erlebt, und wir 
werden es auch weiterhin erleben. Ich brauche in 
diesem Zusammenhang nicht auf einzelne Sta tionen 
oder einzelne Lander zu verweisen. 

Angesichts der neuen Möglichkeiten der Friedens-
sicherung nach dem Zerfall des Sowjetimperiums 
befürworten die Mitgliedstaaten der UNO ein so 
umfassendes und weitgehendes Engagement, wie es 
früher in der Völkergemeinschaft unvorste llbar gewe-
sen wäre. Die Welt, die sich für das Prinzip des 
kollektiven Handelns begeistert hat, erweist sich 
jedoch als unfähig, in allen Punkten nun auch wirk lich 
die entsprechenden Maßnahmen zu treffen, und zwar 
sowohl in finanzieller wie in organisatorischer Hin-
sicht, in technischer wie in militärischer Hinsicht, von 
den politischen Schwierigkeiten ganz zu schweigen. 
Allein durch den Umfang und die Komplexität frie-
denssichernder Operationen wird es unerläßlich, 
neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit regio-
nalen Organisationen wie der WEU zu eröffnen. Ich 
beziehe mich hier auf Aussagen und Bewe rtungen des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen Boutros-
Ghali, der die Dinge offensichtlich etwas anders 
beurteilt, als es der Politische Ausschuß der WEU tut. 
Auch dieses genauer zu untersuchen, dürfte im Ver-
laufe der kommenden Jahre nicht uninteressant 
sein. 

Die Mitglieder der WEU zählen zu den technologisch 
führenden Staaten der Welt. Die entwickelten moder-
nen Technologien könnten bei friedenssichernden 
Operationen Verwendung finden. 

Ich beziehe mich hier auf die Tatsache, daß beim 
Einsatz von Truppen am Boden natürlich eine sehr viel 
gravierendere Entscheidung zu treffen ist als dann, 
wenn versucht werden soll, unter Einsatz moder-
ner Technologien friedensschaffend und friedens-
sichernd zu wirken. 

Kein Konflikt, bei dem internationale Truppen zum 
Einsatz kommen, ist wie der andere. Während die 
Vereinten Nationen weltweit für die Wahrung und 
Sicherung des Friedens und der Sicherheit zuständig 
sind, beschränkt sich das Operationsfeld der WEU auf 
Europa. Wir haben schon viel diskutiert. Ein weiterer 
Beitrag zur Diskussion ist der uns vom Politischen 
Ausschuß geleistete Beitrag, der hier von Hartmut 
Soell vorgelegt wurde. Die WEU muß sich jedoch 
entscheiden, was sie sein wi ll : eine regionale Organi-
sation, ein starker Arm der Europäischen Union, ein 
starker Arm der KSZE oder der NATO. Entscheidun-
gen dieser Art werden von unserer Seite mit Engage-
ment begleitet werden müssen, denn wir sind mitver-
antwortlich für das, was geschieht. 

Herzlichen Dank. 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir feiern in Kürze das 
50jährige Jubiläum der Vereinten Nationen. Wer die 
Weltgeschichte kennt, weiß, daß es ein verhältnismä-
ßig langer Abschnitt ist, wenn eine derartige Ins titu-
tion über 50 Jahre Bestand hat. Ich möchte beispiels-
weise nur daran erinnern, daß eng begrenzt auf das 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6737  

europäische Mächtefeld, welches ja in jenem Jahr-
hundert die entscheidende Rolle spielte, die soge-
nannte Heilige Allianz nach dem Wiener Kongreß, 
keine 50 Jahre Bestand hatte. Sie hatte nur für eine 
verhältnismäßig kurze Zeit Bestand, nämlich von 1815 
bis 1848. 

Die Vereinten Nationen sind ursprünglich aus ande-
ren Gründen geschaffen worden, als sie sich heute in 
den Aufträgen, welche sie zu erfüllen haben, wider-
spiegeln. Wir wissen alle, daß in der Satzung der 
Vereinten Nationen noch die sogenannten Feindstaa-
tenklauseln enthalten sind, die sich gegen Ita lien, 
Japan  und Deutschland richten. Aus der Entstehungs-
geschichte der Vereinten Nationen ist das durchaus 
verständlich. 

Heute ist die Lage eine ganz andere. Wir brauchen 
eine Weltorganisation, weil die Probleme der Welt alle 
Völker dieser Erde betreffen. Sie sind nicht mehr auf 
einzelne Länder oder Kontinente beschränkt. Der 
Bevölkerungsdruck, die Ernährungslage der Welt, die 
Umweltprobleme in der Welt, um nur ein paar Schlag-
worte zu nennen, sind Aufgaben, die heute von der 
Gemeinschaft der Völker gelöst werden müssen. 
Allein das Problem der Prolifera tion, das der Kollege 
Soell auch angesprochen hat, zeigt sehr deutlich, 
welche Gefahrenmomente heute von der Weltge-
meinschaft gemeistert werden müssen. Ich begrüße 
deswegen auch, daß mit dem Waffenregister erste 
Schritte in dieser Hinsicht getan wurden. Die Ini tiative 
dazu ging mit auf die IPU-Delegation aus der Bundes-
republik Deutschland zurück. 

Wenn wir über die WEU sprechen — dies hat der 
Kollege Soell angeschnitten —, müssen wir auch 
davon ausgehen, daß die Urzelle der WEU, der 
Dünkirchener Vertrag — sich beziehend auf das 
Kapitel VIII der Satzung der Vereinten Nationen —, 
ganz bestimmte Zielsetzungen hatte. Es gab damals 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges also auch 
ganz bestimmte Zielsetzungen. Auch die WEU hat 
sich inzwischen gewandelt. 

Was mir für das Selbstverständnis der WEU ganz 
wesentlich erscheint, ist eine Forderung, die unter 
Ziffer 1 der Resolution steht, nämlich die Forderung, 
daß der Rat der WEU die eigenen Sicherheitsinteres-
sen möglichst schnell klar definieren muß. Wir müssen 
uns darüber im klaren sein, was wir als WEU wollen. 
Wenn wir uns darüber nicht klar sind, werden wir 
auch nicht die entsprechende Rolle im Rahmen der 
Vereinten Nationen spielen können. Wenn der Ver-
trag von Maast richt überhaupt einen Sinn haben soll, 
in dessen Rahmen die WEU als sicherheitspolitischer 
Arm eine besondere Rolle spielen soll, dann ist die 
Definition der eigenen Plattform der Sicherheitsinter-
essen eine grundsätzliche Voraussetzung, um über-
haupt im Rahmen der Vereinten Nationen tätig 
werden zu können. Dieses unser Selbstverständnis 
ist offensichtlich noch nicht vorhanden. Wir haben 
im Zusammenhang mit dem Jugoslawienkonflikt 
schmerzlich erfahren müssen, daß die gemeinschaftli-
chen Sicherheitsinteressen der WEU-Staaten offen

-

sichtlich nicht klar genug definiert waren. Was in 
dieser Hinsicht noch fehlt, muß schnell geschaffen 
werden, denn die Reform der Vereinten Nationen ist 

eine wichtige Voraussetzung, um die Zukunft dieses 
Planeten meistern zu können. 

Welche Rolle die Vereinten Nationen dabei spielen 
werden, wird ganz wesentlich davon abhängen, wel-
che Rolle auch regionale Zusammenschlüsse im Rah-
men der Vereinten Nationen übernehmen können. 
Deswegen genügt es nicht, nur an  die Vereinten 
Nationen zu appellieren, endlich die Aufgaben zu 
erfüllen, deren Erfüllung wir von dieser Organisa tion 
erwarten, oder die Forderung zu erheben — so richtig 
eine solche Forderung auch ist —, eine Reform der 
Vereinten Nationen durchzuführen. Das alles ist zwar 
richtig, aber eine Grundvoraussetzung dafür, damit 
bei diesen Forderungen auch etwas Vernünftiges 
herauskommt, ist, daß wir als WEU wissen müssen, 
was wir selber wollen und was wir in die Vereinten 
Nationen einbringen können als einen Beitrag der 
Europäer, einen Beitrag für die kollektive Sicherheit, 
einen Beitrag für die Zukunft unseres Planeten. Wir 
müssen zuerst unsere Hausaufgaben machen. Erst 
dann können wir uns im größeren Rahmen den 
Aufgaben widmen, die wir alle erfüllen wollen. Wir 
dürfen also nicht nur Ansprüche erheben, sondern 
müssen in die Diskussion auch eigene Leistungen 
einbringen. 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Präsident! Ich 
freue mich, daß sich die Diskussionsbeiträge sehr 
stark aufeinanderzubewegt haben und in vielerlei 
Hinsicht ergänzende Hinweise gegeben haben. Ich 
stimme dem Kollegen Peter Hardy zu, daß es auf 
Dauer nicht möglich ist, daß die Vereinten Nationen 
weitgehend auf die Ressourcen der einen Weltmacht, 
der USA, angewiesen bleiben. Was ich im Bericht in 
Nüchternheit auszudrücken versuchte, war die 
Absicht, die moralische Pflicht Europas zur Stärkung 
der Vereinten Nationen und ihrer Aktionen mit anzu-
mahnen. 

Es gibt — damit bin ich schon ein Stück bei der zweiten 
Rednerin — in demokratischen Gesellschaften einen 
natürlichen Hang zur Nichtintervention, wenn nicht 
existentielle Interessen des eigenen L andes betroffen 
sind. Das sage ich auch immer denen gegenüber, die 
vor dem Hintergrund etwa des Golfkriegs oder der 
Aktion in Somalia sagen, es würde insbesondere von 
den Industrieländern zu rasch interveniert. Nur wenn 
existentielle oder als existentiell wahrgenommene 
Interessen insbesondere mit der Verteidigung des 
Wertekanons, also den Menschenrechten, und 
Lebensinteressen anderer Völker völlig übereinstim-
men, gibt es in demokratischen Gesellschaften und 
bei Regierungen, die auf eine demokratische Öffent-
lichkeit Rücksicht nehmen müssen, die Bereitschaft zu 
intervenieren. Diese Fälle sind seltener, als wir ange-
sichts neuer Herausforderungen jetzt zu hoffen 
wagen. 

Etwas anderes ist noch problematischer. Wir haben es 
im Zusammenhang mit der sehr ehrlichen und offenen 
Rede des bulgarischen Verteidigungsministers Alex-
androv erlebt. Wir haben im Rahmen der Vereinten 
Nationen eine Reihe von Sanktionen beschlossen, wir 
haben auch bestimmte technische Mittel und Personal 
zur Durchsetzung dieser Sanktionen zur Verfügung 
gestellt. Aber wir waren bisher noch nicht in der Lage, 
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die wirtschaftlichen Ausfälle der an der Durchführung 
des Embargos beteiligten Länder, die sich zudem in 
einem schwierigen wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungsprozeß befinden, zumindest in Teilen zu kom-
pensieren. Dies ist ein ganz wich tiges Problem; wir 
können es auf dieser Ebene jetzt nicht lösen. Wir alle 
sollten in unseren eigenen Parlamenten unsere Regie-
rungen dazu drängen, etwa in der Frage der interna-
tionalen Schulden Bulgariens einen gewissen Aus-
gleich zu schaffen. Dies gilt nicht nur für Bulgarien, 
sondern auch für Rumänien und Ungarn als stark 
betroffene Länder. 

Das Problem der Nichtintervention ist in diesem 
Zusammenhang also nicht nur als praktisches Pro-
blem zu sehen, sondern auch als ein Problem der 
Nichtkompensation für Schäden, die durch Sanktio-
nen eintreten. Sanktionen können in der Tat ein 
wichtiges Mittel sein, um außerhalb militärischen 
Eingreifens bestimmte Regierungen oder Konfliktpar-
teien zu einem Einlenken zu bewegen. Wir sehen 
gerade bei der Diskussion, die Anfang dieser Woche 
in Genf stattgefunden hat, daß Sanktionen ein wich-
tiges Mittel sein können. 

Das gleiche gilt für das Mittel der präventiven Diplo-
matie. Damit bin ich bei dem Diskussionsbeitrag des 
Kollegen Müller, der zu Recht betont hat, man müsse 
gemeinsame Sicherheitsinteressen definieren. Zur 
präventiven Diplomatie gehört natürlich eine gemein-
same Analyse und eine gemeinsame Wahrnehmung 
der Realität in den Konfliktgebieten. Das ist die 
Voraussetzung, um zu gemeinsamen Entschlüssen 
und zu gemeinsamen Aktionen zu kommen. Auf 
diesem Gebiet sind wir als Europäer und auch als 
Europäische Union bisher noch wirklich unterentwik-
kelt. Bei den Konflikten im Nahbereich gab es eine Art 
Rückfall in die Wahrnehmungsweisen nationaler 
Diplomaffen, die auf diese Weise ihre eigenen natio-
nalen historischen Erfahrungen in das Konfliktgebiet 
projiziert haben. Es sind sehr unterschiedliche Ergeb-
nisse herausgekommen. Dies gilt nicht nur für den 
offenen Konflikt, sondern auch für die Vorgeschichte 
dieses Konflikts. Die Vorgeschichten von Konflikten 
sind im Grunde noch wichtiger geworden. Schon 
während der Vorgeschichte politisch und wirtschaft-
lich rechtzeitig einzugreifen, ist eine Grundvorausset-
zung für sinnvolles Vorgehen. Sonst kommen wir zu 
Situationen, in denen sowohl die vorhandenen Bünd-
nisse im Westen als auch die Vereinten Nationen mit 
dem, was von ihnen gefordert wird, überlastet wer-
den. 

Kollege Rodrigues hat die Rede des amerikanischen 
Präsidenten Clinton vor den Vereinten Nationen 
angesprochen, in der der Versuch gemacht wurde, auf 
der einen Seite ein Stück Verantwortung bei den 
Vereinten Nationen abzuladen, sich aber gleichzeitig 
für künftige Zeiten unilaterale Aktionen der Amerika-
ner vorzubehalten. Dies ist einer der Widersprüche, 
mit denen nicht nur wir Westeuropäer, sondern auch 
die Amerikaner leben, denn auf Rückschläge bei 
solchen Aktionen reagiert die demokratische Öffent-
lichkeit unserer Länder enorm sensibel. Auch das 
gehört zu dem Lernprozeß, den ich zu Beginn meiner 
Berichterstattung erwähnt habe. 

Es wird sehr wichtig sein — ich erwähne in diesem 
Kontext auch noch einmal den Bericht zur europäisch

-

amerikanischen, also zur transatlantischen Zusam-
menarbeit, den ich vor einem Jahr erstattet habe —, 
die transatlantische Zusammenarbeit auf eine erwei-
terte Grundlage zu stellen und sie nicht nur durch den 
NATO-Vertrag, so wie er formell definiert ist, auszu-
füllen. Das reicht angesichts der Vielfalt der Interes-
sen und der Vielfalt neuer Herausforderungen auf 
Dauer nicht mehr aus. 

Kollege Roseta hat zu Recht auf die Problematik des 
Rüstungsexports hingewiesen. Der Generalsekretär 
hat im Gespräch mit mir und sicherlich auch gegen-
über anderen Kollegen, die mit ihm persönlich haben 
sprechen können, und in Diskussionen in den Aus-
wärtigen Ausschüssen, bei denen er im vergangenen 
Jahr häufig vertreten war, gesagt: Wir sind jetzt dabei, 
das, was über Jahrzehnte hinweg von Ost und West an 
Waffenexport betrieben worden ist, aufzuräumen. 
Das kostet ein Prozent oder noch nicht einmal ein 
Prozent dessen, was der Gewinn aus diesen Rüstungs-
exporten gewesen ist. Trotzdem geraten wir unter 
enormen finanziellen Druck; auch dazu habe ich in 
dem Bericht einiges gesagt. Wir können nicht einmal 
diese minimalen Aufgaben erfüllen. Wir als na tionale 
Parlamentarier sind aufgefordert, die Rüstungsexport

-

praxis unserer Länder immer wieder kritisch zu hin-
terfragen, ob sie diesen Prinzipien genügt. Ich sehe 
hier stark auf mein eigenes Land, das, zumindest nach 
den offiziellen Zahlen, in diesem Jahr zum drittgröß-
ten Rüstungsexporteur geworden ist, auch wenn die 
Hälfte davon in verbündete Lander geht. Gleichwohl 
bleibt dies ein enorm wich tiges Thema. Wir können 
auf diesem Gebiet auf Dauer nur dann erfolgreich 
sein, wenn wir uns selber an einen Verhaltenskodex 
halten, der dann für andere zum Muster werden 
kann. 

Ich bedanke mich noch einmal ausdrücklich für die 
Diskussionsbeiträge und die gegebenen Hinweise 
und bitte, der Resolu tion zuzustimmen. 

Empfehlung 549 

betr. die politischen Beziehungen zwischen den Ver

-

einten Nationen und der WEU und ihre Auswirkun

-

gen auf die Entwicklung der WEU 

Die Versammlung, 

i) in Anbetracht dessen, daß mit der Beendigung 
des Kalten Krieges an die Stelle der Ost-West

-

Konfrontation eine Reihe von unterschiedlichen 
und vom Wesen her neue Konflikte getreten 
sind, die in verschiedenen Regionen der Welt 
zum Ausbruch gekommen sind; 

ii) im Hinblick darauf, daß jetzt mit größter Dring-
lichkeit zu klären ist, ob die Vereinten Nationen 
sich nunmehr zu dem entscheidenden Instru-
ment entwickeln können, das die Verhütung 
und die Beilegung von Konflikten sicherstel-
len und den Frieden in der Welt bewahren 
kann; 
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iii) unter Hinweis darauf, daß das Jahr 1995, in dem 
die Vereinten Nationen den 50. Jahrestag ihrer 
Gründung begehen werden, im Hinblick auf die 
Aussichten auf eine Reform der Organisation 
von besonderer Bedeutung sein wird; 

iv) unter Hinweis auf die Bedeutung der Vereinten 
Nationen und die besondere Verantwortung 
der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats in 
bezug auf Abrüstung und Nichtweiterverbrei-
tung und insbesondere die Verlängerung des 
nuklearen Nichtverbreitungsvertrags (NW) im 
Jahre 1995; 

v) mit Befriedigung über die bislang erzielten 
Erfolge aufgrund der Einführung eines Regi-
sters der konventionellen Waffen, das bei den 
Vereinten Nationen geführt wird und eine bes-
sere Kontrolle der weltweiten Rüstungsexporte 
ermöglicht; 

vi) angesichts der erheblichen Zunahme an Gesu-
chen, die in den zurückliegenden fünf Jahren 
zur Durchführung von friedenserhaltenden 
Operationen an  die Vereinten Nationen gerich-
tet wurden; 

vii) angesichts des Fehlens ausreichender finanziel-
ler, organisatorischer, technischer, militärischer 
und politischer Mittel, um derar tige Operatio-
nen effizient durchführen zu können; 

viii) beunruhigt über die alarmierende finanzielle 
Situation der Vereinten Nationen aufgrund der 
späten Zahlung von Beiträgen durch die Mehr-
heit der Mitgliedsländer; 

ix) im Hinblick auf das Bemühen der Vereinten 
Nationen um stärkere Zusammenarbeit mit den 
„regionalen Abmachungen bzw. Einrichtun-
gen" im Sinne von Kapitel VIII der Charta und 
den Briefwechsel zwischen dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen und dem General-
sekretär der WEU zu diesem Thema; 

x) jedoch feststellend, daß die WEU im Gegensatz 
zu den Vereinten Nationen einer parlamentari-
schen Kontrolle unterworfen ist und daß sie 
demzufolge vor jedem Meinungsaustausch mit 
den Vereinten Nationen ihre Versammlung 
befragen sollte; 

xi) unter Hinweis darauf, daß sämtliche Bestim-
mungen des geänderten Brüsseler Vertrages 
auf dem in Artikel 51 der Charta der Vereinten 
Nationen und nicht in den Bestimmungen von 
Kapitel VIII dieser Charta naturgegebenem 
Recht zur Selbstverteidigung begründet sind; 

xii) daher überzeugt, daß die WEU eine eigenstän-
dige Organisation ist, deren Entscheidungen 
keiner Genehmigung durch den Sicherheitsrat 
bedürfen; 

xiii) nichtsdestoweniger davon überzeugt, daß es im 
grundlegenden politischen Interesse der WEU 
liegt, den Auftrag der Vereinten Nationen als 
wichtigstes Instrument zur Aufrechterhaltung 

des Friedens in der Welt zu stärken und die 
Tätigkeiten der WEU den durch die Vereinten 
Nationen ausgedrückten Auffassungen unter-
zuordnen; 

xiv) unter Hinweis auf die Petersberger Erklärung, 
in der die WEU ihre Bereitschaft bekräftigte, 
„die wirksame Durchführung von Konfliktver-
hütungs- und Krisenbewältigungsmaßnahmen 
einschließlich friedenserhaltender Aktivitäten 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu 
unterstützen"; 

xv) ferner unter Hinweis darauf, daß sich die Reso-
lutionen des Sicherheitsrats bezüglich der 
Bewahrung des Friedens im früheren Jugosla-
wien und insbesondere in Bosnien-Herzego-
wina an  „Staaten, die entweder einzelstaatlich 
oder über regionale Abmachungen oder Ein-
richtungen handeln" richten; 

xvi) daher darüber bestürzt, daß die WEU unter dem 
Vorwand, die Vereinten Nationen hätten ledig-
lich an  die NATO eine spezielle Aufforderung 
gerichtet, nicht der Auffassung ist, daß sie dazu 
aufgefordert wurde, Durchsetzungsmaßnah-
men zu ergreifen; 

xvii) unter Betonung, daß jede konstruktive Weiter-
entwicklung der Beziehungen zwischen der 
WEU und den Vereinten Nationen von der 
Lösung der Probleme abhängt, die sich aus der 
Tatsache ergeben könnten, daß die WEU den 
Beginn einer schrittweisen Integration Europas 
in Verteidigungs- und Sicherheitsfragen dar-
stellt, während die Vereinten Nationen und ihr 
Sicherheitsrat ausschließlich auf dem Grund-
satz der Souveränität der Mitgliedstaaten 
begründet sind; 

xviii) ferner feststellend, daß die Vereinten Nationen 
in zunehmendem Maße in die inneren Angele-
genheiten von Mitgliedstaaten eingreifen, wo-
hingegen die Charta für ein derar tiges Verhal-
ten keine ausreichende rechtliche Grundlage 
bietet, jedoch trotzdem betonend, daß der 
Sicherheitsrat praktisch seit 1991 die Möglich-
keit eingeführt hat, in innerstaatliche Feind-
seligkeiten einzugreifen, wenn sie eine Bedro-
hung für den Frieden und die Sicherheit anderer 
Staaten bedeuten; 

xix) davon überzeugt, daß die WEU und die mit der 
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
befaßten Gremien der Europäischen Union 
zusammenarbeiten und ihre Aktivitäten im 
Bereich der vorbeugenden Diplomatie und der 
Krisenbewältigung noch weiter koordinieren 
und möglicherweise ihre Mittel auch anderen 
regionalen Organisationen zur Verfügung stel-
len müssen; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. unverzüglich auf der Grundlage einer Bewertung 
der neuen Bedrohungen und Gefahren in der Welt 
sowie deren Auswirkungen eine neue Plattform 
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für die Sicherheitsinteressen Europas auszuarbei-
ten; 

2. die Aufgaben der WEU im Verhältnis zu den 
Vereinten Nationen sowie die speziellen Bereiche 
zu definieren, in denen die WEU den Vereinten 
Nationen ihre Unterstützung unter gleichzei tiger 
Wahrung ihrer Eigenständigkeit anbieten kann; 

3. nicht erst darauf zu warten, daß die Vereinten 
Nationen sich mit einem konkreten Gesuch an die 
WEU wenden, sondern vielmehr unmittelbar 

— Kontakte mit den für die gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik zuständigen Gremien 
der Europäischen Union herzustellen, um eine 
Übereinkunft bezüglich der Bereiche für 
gemeinsame Maßnahmen und Teilung der 
Zuständigkeiten bei der Friedenserhaltung 
unter besonderer Berücksichtigung der vor-
beugenden Diplomatie und Konsolidierung des 
Friedens nach Einstellung der Feindseligkeiten 
herbeizuführen; 

— mit der NATO die Wege und Mittel einer 
Aufteilung der Zuständigkeiten bei der Frie-
denserhaltung auf die beiden Organisationen 
zu koordinieren; 

— seine Planungszelle anzuweisen, durch Sach-
verständige einen Bericht über die Erforder-
nisse und die notwendige Zeit für die Durchfüh-
rung von Zwangsmaßnahmen im früheren 
Jugoslawien unter besonderer Berücksichti-
gung der verfügbaren Ressourcen und des ent-
sprechenden Personalaufwands erstellen zu 
lassen; 

— das Satellitenzentrum in Torrejón anzuweisen, 
einen Bericht über die Fähigkeiten und Erfah-
rungen vorzulegen, die man dort im Hinblick 
auf die Friedenserhaltung und insbesondere die 
Ermittlung von Tatsachen sowie Überwa-
chungs- und Frühwarnfunktionen anbieten 
kann; 

— die Versammlung über die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen in Kenntnis zu setzen; 

4. eingehend die in der Zwischenzeit vorgelegten 
Vorschläge für eine Reform der Vereinten Natio-
nen und ihres Sicherheitsrats im Hinblick auf eine 
Stärkung ihrer . Effizienz bei friedenserhaltenden 
Maßnahmen und im Hinblick auf eine Verbesse-
rung der Beteiligung der WEU an den Entschei-
dungsprozessen innerhalb der Vereinten Nationen 
zu untersuchen; 

5. den Vertretern der Mitgliedstaaten der WEU beim 
Sitz der Vereinten Nationen in New York ein neues 
Mandat zu erteilen, damit diese regelmäßige Kon-
sultationen durchführen, um ihre Position insbe-
sondere in denjenigen Ausschüssen und Arbeits-
gruppen der Vereinten Nationen zu koordinieren, 
deren Arbeit den Zuständigkeitsbereich der WEU 
berührt. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Haushalte der ministeriellen Organe 
der WEU für das Haushaltsjahr 1993 

(Drucksache: 1399) 

Berichterstatter: 
Abg. Hans Büchler (Deutschland) 

Empfehlung 550 

betr . die Haushalte der ministeriellen Organe 
der Westeuropäischen Union 
für das Haushaltsjahr 1993 

Die Versammlung, 

i) in der Erwägung, daß 

a) der Rat der Versammlung den Haushalt für die 
Verlegung des Generalsekretariats von London 
nach Brüssel sowie die Haushalte der ministe-
riellen Organe für das Haushaltsjahr 1993 über-
mittelt hat, 

b) die Einrichtung des Generalsekretariats und der 
Planungszelle in Brüssel eine Erweiterung des 
Personalbestands des Generalsekretariats um 
11 Mitarbeiter und die Einrichtung von drei 
Stellen der Besoldungsgruppe B innerhalb der 
Planungszelle nach sich zieht; 

c) der Betriebshaushalt der Planungszelle im Haus-
halt des Generalsekretariats unter Abschnitt E 
enthalten ist; 

d) der Direktor der WEU-Planungszelle im Gegen-
satz zu den anderen nachgeordneten Organen 
nicht die volle Verfügungsgewalt über den 
Haushalt der Planungszelle besitzt; 

e) sich das Satellitenzentrum von Torrejón noch in 
der Aufbauphase befindet und noch nicht voll 
einsatzbereit ist; 

f) der Direktor dieses Zentrums darum gebeten 
hat, mehrjährige Zahlungsverpflichtungen ein-
gehen zu können, um diese Aufbauphase abzu-
schließen; 

g) die Untersuchung über die Finanzierung der 
Altersversorgung für das ständige Personal noch 
nicht abgeschlossen ist; 

h) die Einbeziehung des ständigen Personals der 
Organe in Paris in das französische Sozialversi-
cherungssystem sich als sehr aufwendig erweist, 
während sich die OECD schon für eine private, 
wesentlich kostengünstigere Krankenversiche-
rung entschieden hat, und daß die vom Europa-
rat in dieser Angelegenheit durchgeführte 
Untersuchung zunächst die Vorteile dieser pri-
vaten Versicherung bestätigt; 

i) sich das Generalsekretariat übrigens für diese 
private Versicherung zugunsten seiner Bedien- 
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steten in Brüssel entschieden hat, nachdem dies 
bereits für die Bediensteten in London beschlos-
sen wurde; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Versammlung über eventuelle nachträglich 
vorgenommene Änderungen der Organisa tions-
pläne der ministeriellen Organe der WEU zu unter-
richten; 

2. den Ausschuß für Haushalts- und Verwaltungsfra-
gen der WEU aufzufordern, im Rahmen seiner 
Zuständigkeit - wie dies bereits für die ministe-
riellen Organe erfolgt ist — die im Haushalt 1994 
vorgesehenen Änderungen des Organgramms des 
Sekretariats der Versammlung zu prüfen; 

3. zu untersuchen, inwieweit es angebracht ist, den 
Haushalt der Planungszelle vom Haushalt des 
Generalsekretariats zu trennen und dem Direktor 
der Planungszelle die Geschäftsführungsbefugnis 
zu übertragen; 

4. alle in seiner Macht stehenden Maßnahmen zu 
ergreifen, um die volle Funktionsfähigkeit des 
Satellitenzentrums in Torrejón herzustellen, und in 
diesem Rahmen dem Direktor des Zentrums zu 
gestatten — sofern erforderlich — mehrjährige 
Zahlungsverpflichtungen einzugehen; 

5. die Versammlung über die Schlußfolgerungen der 
Untersuchung über die Finanzierung der Alters-
versorgung zu unterrichten; 

6. die Möglichkeit der Entscheidung zugunsten einer 
privaten Krankenversicherung für die Bedienste-
ten der WEU in Paris zu untersuchen, wie bereits 
für das Personal in Brüssel geschehen. 

Tagesordnungspunkt: 

Haushaltsentwurf 
betr. die Verwaltungsausgaben 

der Versammlung für das Haushaltsjahr 1994 

(Drucksache: 1383 und Addendum 1 und 2) 

Berichterstatter: 
Abg. Tim Rathbone (Großbritannien) 

Tagesordnungspunkt: 

Jahresabschluß der Verwaltungsausgaben 
der Versammlung für das Jahr 1992 

(Drucksache: 1398 und Addendum) 

Berichterstatter: 
Abg. Tim Rathbone (Großbritannien) 

Mittwoch, 1. Dezember 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Die operationelle Organisation der WEU: 
die Zusammenarbeit auf See — 

Teil 1: Einsatz in der Adria 

(Drucksache: 1396) 

Berichterstatter: 
Abg. Günter Marten (Deutschl and) und 

Sir Keith Speed (Großbritannien) 

Günter Marten (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Sir Keith Speed hat Ihnen unse-
ren Bericht zur Kenntnis gebracht. Ich danke 
Mr. Hardy, Mr. Agnelli und Lord Newall für ihre 
Beiträge und ihre Stellungnahmen zu diesem 
Bericht. 

Der Boykott ist 100 %ig eingehalten worden. Der 
Seeweg ist geschlossen. Die Seesoldaten leisten bei 
ihrem Einsatz in der Adria etwas Hervorragendes. Ich 
finde die Anregung von Sir Keith Speed gut, daß wir 
den Soldaten von hier aus ein Telegramm mit unserem 
Dank für ihr Engagement im Einsatz senden. 

Wie aber ist die Situa tion in dem ehemaligen Jugo-
slawien? Mich erfüllt mehr und mehr mit Sorge, wie 
Europa insgesamt zu diesem schlimmsten Völker-
mord der Welt auf europäischem Boden steht. Bisher 
sind über 200 000 Bosnier umgekommen, darunter 
rund 30 000 Kinder. Es herrscht heute mehr denn je 
das Gesetz des Dschungels mit unerträglichen Leiden 
und Massakern an  der Zivilbevölkerung. Wir haben es 
gestern und heute erlebt: Der Winter steht vor der Tür, 
und die Lage dort  im Lande ist katastrophal. Serbische 
Truppen haben jetzt die Versorgung Sarajevos mit 
Erdgas blockiert. Die Truppen der bosnischen Kroaten 
behindern die Zufahrten der Hilfskonvois mit a ll  den 
Auswirkungen, die wir im Fernsehen beobachten 
können. Durch serbischen Druck ist der Flughafen in 
Tuzla geschlossen. Der Flughafen in Sarajevo wird 
ebenfalls immer noch behindert. In vielen Städten und 
Gemeinden ist die Strom- und Wasserversorgung 
gänzlich unterbrochen. Dringend benötigter Diesel-
kraftstoff zum Be treiben der Notaggregate für die 
Katastropheneinsätze und die Hospitäler kommt 
praktisch nicht mehr an. Er fehlt seit Wochen und 
Monaten. Die Lebensmittelknappheit hat bereits jetzt 
zu einem durchschnittlichen Gewichtsverlust der 
Menschen in Sarajevo um 25 Pfund geführt. In ande-
ren eingeschlossenen Städten ist es noch katastropha-
ler. Dort  verhungern die Menschen. 

Die Angriffshandlungen seitens der serbischen Solda-
ten gegen die Zivilbevölkerung in den eingeschlosse-
nen Städten und Dörfern werden durch schweren 
Artilleriebeschuß, Maschinengewehrfeuer und Hek-
kenschützen auf breiter Basis grausam fortgesetzt. Wir 
haben jetzt den zweiten Winter. Wir sehen auch im 
Fernsehen furchtbare Bilder. 

Ich denke, daß die Staatsmänner der europäischen 
Länder und auch wir hier im Hause gefordert sind, in 
dieser Lage endlich etwas Effektives zu tun. Die 
Vorschläge sind, soweit sie überhaupt aus diesem 
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Hause kommen können, gemacht worden und liegen 
Ihnen vor. Wir sind auch aufgerufen, finanziell einen 
Beitrag zu leisten, damit das, was Sir Keith Speed 
Ihnen vorgeschlagen hat, auch bezahlt werden kann. 
Ich bitte Sie herzlich, dem Bericht zuzustimmen, und 
ich bitte Sie ganz besonders, auch zu Hause in Ihrem 
Land dafür zu werben, daß die Gelder bereitgestellt 
werden, die wir als WEU für erforderlich halten. 

Ich bedanke mich. 

Empfehlung 551 

betr . die operationelle Organisation der WEU: 
die Zusammenarbeit auf See — 

Teil 1: Einsatz in der Adria 

Die Versammlung, 

i) unter Hinweis darauf, daß das Treffen des WEU

-

Rates am 22. November 1993 und der NATO

-

Gipfel am 10. Januar 1994 ausgezeichnete Gele-
genheiten sind, um die Stellung der WEU als dem 
europäischen Pfeiler des Atlantischen Bündnisses 
zu bekräftigen; 

ii) sich der von der WEU und der NATO unternom-
menen Bemühungen zur Gewährleistung einer 
Abstimmung der Einsätze auf See und der seege-
stützten Luftoperationen in der Ad ria bewußt; 

mit Befriedigung über die Bereitschaft des Atl an
-tischen Bündnisses, eine WEU-Präsenz in dem 

zuvor ausschließlich für die NATO eingerichteten 
Hauptquartier in Neapel einzurichten; 

iv) mit besonderer Befriedigung über die Bereitschaft 
der NATO, ihre Infrastruktur der WEU zumindest 
auf einer Ad-hoc-Grundlage zur Verfügung zu 
stellen; 

v) mit Bedauern über das Versäumnis des Rates der 
WEU, sich auf einen angemessenen Haushalt für 
die Beteiligung der WEU an  der Operation SHARP 
GUARD zu verständigen, 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Stellung der WEU als dem europäischen Pfeiler 
des Atlantischen Bündnisses aktiv vorzubereiten 
und zu fördern und dies auf dem bevorstehenden 
NATO-Gipfel deutlich zum Ausdruck zu bringen; 

2. ein formelles Übereinkommen mit dem Nordatlan-
tikrat über die Nutzung der NATO-Infrastrukturen 
durch die WEU im gegebenen Fall für spezielle 
Operationen auszuhandeln; 

3. unverzüglich einen angemessenen Arbeitshaus-
halt für die der WEU zugeordneten Mitarbeiter bei 
COMNAVSOUTH in Neapel und für die der WEU 
unterstellten CONMARFOR in der Adria bereitzu-
stellen; 

4. seine Kommunikationsverbindungen gemeinsam 
mit den unter der Ägide der WEU Verantwortlichen 
für das Kommando und die Durchführung 
bestimmter Operationen, vor allem im Adria

-

Bereich zu überprüfen, und seine Verbindungen zu 

diesen nachgeordneten Organen neu zu strukturie-
ren und dabei klare Aufträge und Zuständigkeits-
bereiche für alle Beteiligten festzulegen; 

5. sicherzustellen, daß die Rolle der Planungszelle, 
der militärischen Delegierten der WEU und der 
Generalstabschefs der WEU und die der für Ein-
sätze im Auftrag der WEU zuständigen Personen 
klar voneinander abgegrenzt werden, wobei Auf-
gaben und Zuständigkeiten unverzüglich neu fest-
zulegen sind; 

6. die Mitgliedstaaten zu ermutigen, Einsätze in der 
Adria auf jede nur mögliche Weise zu unterstützen 
und die Öffentlichkeit über die Erfolge der Opera-
tion SHARP GUARD zu informieren; 

7. den Einsatz von Tausenden von Männern und 
Frauen aus WEU-Mitgliedstaaten und anderen 
Mitgliedstaaten des Bündnisses, die an Operatio-
nen in der Adria beteiligt sind, und die sowohl auf 
See wie auch auf dem Land eine eher undankbare 
Aufgabe, oft unter schwierigen und frustrierenden 
Verhältnissen, durchführen zu würdigen und dafür 
Sorge zu tragen, daß man verstärkt auf die weiter-
hin begangenen Verstöße gegen das Embargo 
hinweist, um den von den Sees treitkräften der 
Verbündeten unternommenen Anstrengungen 
größere Wirksamkeit zu verleihen; 

8. gemeinsam mit den anderen Mitgliedstaaten des 
WEU-Konsultationsforums, die über Seestreit-
kräfte verfügen, die Möglichkeit zu prüfen, ob 
diese Einrichtungen zur Unterstützung der Opera-
tionen in der Adria zur Verfügung gestellt werden 
können. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Lehren aus dem Jugoslawienkonflikt 

(Drucksache: 1395) 

Berichterstatter: 
Abg. Sir Russell Johnston (Großbritannien) 

Leni Fischer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst einmal sage ich Sir 
Russell Johnston ganz herzlichen Dank für seinen 
außergewöhnlich gründlichen und informativen Be-
richt, der auch in späteren Jahren noch wie ein 
Geschichtsbuch als Aufzeichnung der Abläufe inner-
halb des ehemaligen Jugoslawien und der Umgebung 
wird gelten können. Ich habe mir die Unterlagen, die 
wir im vorigen Jahr im Juni hier verabschiedet haben, 
noch einmal durchgelesen. Ein Jahr später sind wir 
nicht viel weitergekommen. Die Situation ist sehr viel 
schlechter. Es ist jetzt der zweite Winter, in dem die 
Menschen im früheren Jugoslawien unter unvorstell-
baren Qualen leiden. 

Unsere Sicherheitsinstitutionen und das oft beschwo-
rene System der miteinander verknüpften Organisa-
tionen haben meines Erachtens Schaden genommen, 
weil sie weder den Krieg beenden noch letztlich 
wirksam Hilfe leisten konnten. Dies gilt im Grundsatz 
für die UNO, die KSZE, die EG oder EU, die NATO 
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und auch die WEU. Die derzeitige Lage in Bosnien-
Herzegowina wird schwieriger. Ein Ende der Kampf-
handlungen ist nicht in Sicht. Über das Angebot 
von — zunächst zwei — EG-Außenministem, das 
Embargo gegen Serbien zu locke rn, wenn im Gegen-
zug territoriale Ansprüche der Serben etwas zurück-
genommen werden, wurde bzw. wird zwar noch in 
Genf verhandelt, aber die Hoffnungen sind, wie Sie 
alle aus den Nachrichten wissen, nicht sehr groß. 

Vertreter der UNO befürchten eine Hungerrevolte in 
Bosnien, wenn es nicht wirklich gelingt, bald eine 
Wende herbeizuführen. Ich bin ganz sicher, diese 
Wende kann nicht mehr mit Appellen, nicht einmal 
mehr mit Sanktionen erreicht werden. Humanitäre 
Hilfe muß zu den Menschen gelangen, notfalls unter 
Militärschutz und, wenn notwendig, unter Einsatz 
militärischer Gewalt. Ich habe gestern von techni-
schen Möglichkeiten gesprochen, die durchaus in der 
Lage wären, ohne den Einsatz von Bodentruppen zu 
helfen, die humanitären Konvois durchzubringen. 
Dieser Einsatz ist jedoch nicht nur angesichts der 
derzeitigen grauenvollen Situation angebracht, son-
dern auch aus der Erkenntnis und auf Grund der 
Wahrscheinlichkeit, daß ohne eine Durchsetzung der 
geplanten Maßnahmen auf Dauer unsere eigenen 
Sicherheitsinteressen unmittelbar gefährdet sind. 
Denken wir an die Situation in der Krajna. 

Die Politik, daß sich ein Krieg in der Region und über 
die Region hinaus ausbreitet, ist unübersehbar. Wir 
sind mit allen Absprachen über europäische Konflikt-
verhütung nicht sehr weit gekommen. Andere werden 
sich anderswo, morgen oder übermorgen, zur Nach-
ahmung ermuntert fühlen, wenn das Risiko für „eth-
nische Säuberung" so gering bleibt wie bisher. Man 

 kann nicht ausschließen, daß sich das Morden in und 
um Bosnien-Herzegowina, in dem früheren Jugosla-
wien zum Flächenbrand ausdehnt, der auch das 
übrige Europa, sprich: uns alle in Mitleidenschaft 
ziehen kann. Wir wissen es doch: Die ungarische 
Minderheit in der Vojvodina fühlt sich unterdrückt. 
Die 2 Mio. Albaner im Kosovo sind entrechtet. Je 
länger der Konflikt wütet, desto größer ist die Gefahr, 
daß Ungarn, Albanien, Bulgarien, Griechenland und 
die Türkei hineingezogen werden. Grenzen aber, die 
durch Mord, Folter und Vertreibung gezogen wurden, 
werden nie friedliche Grenzen sein. 

Alle Staaten der KSZE haben sich in der Charta der 
KSZE verpflichtet, Grenzen nicht mit Gewalt zu ver-
ändern und auf solche Weise veränderte Grenzen 
dann auch nicht anzuerkennen. Der Konflikt auf dem 
Balkan ist die Probe aufs Exempel, ob es uns mit der 
Friedensordnung so ernst ist, daß zur Durchsetzung 
auch wirksame Zwangsmittel eingesetzt werden kön-
nen und eingesetzt werden. Jetzt geplante Maßnah-
men nicht durchzuführen bedeutet, S trategien zu 
bestätigen und zu bestärken. Man kann nicht ganze 
Regionen eines Landes moslem-, kroaten- oder ser-
benfrei machen und dann denken, daß sich andere 
Menschen — wer auch immer — um die Flüchtlinge 
kümmern sollten. 

Schon zweimal in diesem Jahrhundert wurde unsäg-
liches Leid und Elend über unsere Welt gebracht, nur 
weil wir Europäer — egal, wer und aus welchen 
Gründen — nicht in der Lage waren, unsere Konflikte 

zu lösen. Ich sage das als jemand, der im Krieg und 
nach dem Krieg viel hat lernen müssen. Wir müssen 
endlich lernen, auch in Europa unsere Konflikte 
wirklich zu lösen. 

Noch im vergangenen Jahr hatten sich die Vereinig-
ten Staaten bereit erklärt, gemeinsam mit den Euro-
päern diesen Konflikt einzudämmen und zu beenden. 
Die amerikanische Politik hat den Konflikt auf dem 
Balkan mittlerweile als Regionalkonflikt eingestuft 
und wird vielleicht — so war es einem Interview zu 
entnehmen — erwägen, die Konfliktbeendigung mit 
militärischen Mitteln zu unterstützen. Dies aber setzt 
voraus, daß wir Europäer bereit sind, dies auch zu tun. 
Ich denke, für uns bietet sich heute eine letzte 
Gelegenheit, daß wir uns zusammenschließen, um 
dem Morden ein Ende bereiten zu können. 

Danke schön. 

Empfehlung 552 

betr . die Lehren aus dem Jugoslawienkonflikt 

Die Versammlung, 

i) feststellend, daß alle Bemühungen der interna-
tionalen Staatengemeinschaft, den Konflikt im 
ehemaligen Jugoslawien zu lösen, fehlgeschla-
gen sind; 

ü) feststellend, daß der Konflikt im ehemaligen 
Jugoslawien klar gezeigt hat, daß es in Zukunft 
kein losgelöstes Handeln einzelner Mitgliedstaa-
ten der EG in Angelegenheiten, die den Frieden 
und die Stabilität auf dem europäischen Konti-
nent betreffen, mehr geben kann; 

iii) davon überzeugt, daß Europa eine unabhängige 
Kapazität zur Verteidigung seiner eigenen 
besonderen Sicherheitsinteressen entwickeln 
muß, jedoch gleichzeitig den weiterhin beste-
henden entscheidenden Beitrag der Vereinigten 
Staaten zur europäischen Verteidigung anerken-
nen muß; 

iv) in Anbetracht dessen, daß es der EG, nachdem 
sie erkannt hatte, daß sie ihre ursprüngliche 
Fehlentscheidung, das ehemalige Jugoslawien 
in einem föderativen Rahmen zusammenzuhal-
ten, revidieren mußte, bislang nicht gelungen ist, 
zu einer klaren politischen S trategie in bezug auf 
den Balkan  zu gelangen; 

v) feststellend, daß auch internationale Organisa-
tionen wie die NATO, die KSZE, die Vereinten 
Nationen und auch so einflußreiche Staaten wie 
die Vereinigten Staaten nicht in der Lage waren, 
zu einer eindeutigen und wirksamen politischen 
Strategie in bezug auf den Balkan zu gelan-
gen; 

vi) feststellend, daß ein Friedensübereinkommen, 
das sich mit allen Konflikten in der Region 
auseinandersetzt, der einzige mögliche Weg ist, 
um das Problem der Auflösung des ehemaligen 
Jugoslawien zu bewältigen; 
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vii) feststellend, daß im Rahmen der Konfliktverhü-
tung — neben diplomatischen und wirtschaftli-
chen Maßnahmen — auch die Möglichkeit einer 
präventiven militärischen Präsenz in Form des 
Einsatzes von friedenserhaltenden Truppen in 
Betracht gezogen werden muß; 

viii) in Anbetracht dessen, daß die in den vergange-
nen Jahren offensichtlich mit großer Eile betrie-
bene Umstrukturierung der Streitkräfte in den 
Mitgliedstaaten der WEU im Lichte der Unfähig-
keit Europas, Streitkräfte für langfristige frie-
denserhaltende Einsätze in seinem Zuständig-
keitsbereich zur Verfügung zu stellen, einer 
erneuten Überprüfung bedarf; 

ix) gleichzeitig feststellend, daß der politische Wille 
selbstverständlich die erste Voraussetzung für 
alle Operationen ist, an denen militärische S treit-
kräfte beteiligt sind; 

x) feststellend, daß jede Friedensvereinbarung für 
die Region strenge Regelungen in bezug auf 
Rüstungskontrolle, Streitkräftereduzierung und 
angemessene Durchsetzungsvereinbarungen 
vorsehen muß; 

xi) in Anbetracht dessen, daß es der EG bedauerli-
cherweise schwergefallen ist, ihre Ziele eindeu-
tig festzulegen, was zu einem fatalen Zögern und 
zu vielen Wandlungen ihrer Politik in bezug auf 
den Konflikt im ehemaligen Jugoslawien geführt 
hat; 

xii) feststellend, daß Außen- und Sicherheitspolitik 
wenig nützen, wenn sie nicht durch eine entspre-
chende Verteidigungspolitik ergänzt werden; 

xiii) mit Befriedigung die Schaffung des Europäi-
schen Korps feststellend und die Notwendigkeit 
eines europäischen Krisenreaktionskorps unter-
streichend; 

xiv) feststellend, daß jede Anerkennung eines neuen 
Staates innerhalb Europas eine neue Gesamtein-
schätzung verlangt, wozu die angemessene Prü-
fung der Sicherheitslage dieses Staates sowie die 
Prüfung der Frage gehört, wie die gemeinsame 
Verpflichtung in bezug auf die Integrität dieses 
Staates aussieht; 

xv) feststellend, daß die Anerkennung eines neuen 
Staates nicht als solche das Ziel sein kann und 
daß die Fähigkeit des neuen Staates, die Krite-
rien für eine Anerkennung zu erfüllen sowie den 
Verantwortlichkeiten, die sich aus dieser Aner-
kennung ergeben, nachzukommen, daher einer 
eingehenden Prüfung bedarf; 

xvi) feststellend, daß die durch die großen Flucht-
lingsströme verursachten Probleme klar zeigen, 
daß es im Interesse der europäischen Staaten sein 
muß, sich auf eine gemeinsame Aufnahmepolitik 
zu einigen, und was noch wich tiger ist, heraus-
zufinden, wie Konflikte, die derartige Flücht-
lingsströme verursachen, verhindert werden 
können; 

EMPFIEHLT DEM RAT, 

1. die Schaffung eines europäischen Krisenreaktions-
korps in Betracht zu ziehen, an  dem sich die 
Mitgliedstaaten der WEU beteiligen sollten unter 
gleichzeitiger Gewährleistung einer stärkeren 
Integration auf Ausbildungs- und Ausstattungs-
ebene; 

2. das Kapitel des Maastrichter Vertrags, das sich mit 
der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
der Europäischen Union befaßt, schnellstmöglichst 
umzusetzen und die Rolle der WEU sowie die 
Bedingungen für die bessere Integra tion der euro-
päischen Außen- und Sicherheitspolitik festzule-
gen; 

3. die Kapazitäten der WEU-Planungszelle für Even-
tualfallpläne weiterzuentwickeln und ihr gleich-
zeitig einen erweiterten Zugang zu nachrichten-
dienstlichen Erkenntnissen zu gewähren und ihre 
Initiativrechte zu erweitern; 

4. unmißverständlich aufzuzeigen, welche Gefahren 
die Sicherheit Europas bedrohen und auf diploma-
tischer, wirtschaftlicher und militärischer Ebene 
vorbeugende Maßnahmen vorzuschlagen, die ins-
besondere darauf abzielen, den Umwandlungspro-
zeß in den neuen Demokratien konkret zu unter-
stützen, um auf diese Weise einen Rückfall in die 
alten politischen Verhältnisse zu verhindern; 

5. Griechenland gegenüber deutlich zu machen, wel-
ches Interesse es an  der Anerkennung der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien haben 
muß im Rahmen einer weitergehenden Verständi-
gung mit dem Ziel eines Spannungsabbaus in 
dieser Region, welche die ausdrückliche Erklärung 
aller beteiligten Seiten umfaßt, auf eine expansio-
nistische Politik zu verzichten und die bestehenden 
Grenzen zu respektieren; 

6. die jeweiligen Aufgaben und Funktionen der Ver-
einigten Staaten und ihrer europäischen Verbün-
deten bei der Aufrechterhaltung von Frieden und 
Sicherheit auf dem europäischen Kontinent zu 
überprüfen und angemessene Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, daß unter keinen 
Umständen ein Sicherheitsvakuum entsteht, weil 
es an  angemessenen Vorkehrungen, Zusammen-
arbeit und Koordinierung mangelte; 

7. den Befehlsstellen der UNPROFOR die Mittel und 
Wege zur Verfügung zu stellen, die diese benöti-
gen, um die Einhaltung aller Resolutionen des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu ge-
währleisten; 

8. den zuständigen Stellen vorzuschlagen, angesichts 
der anhaltenden Bombardierung der Zivilbevölke-
rung, durch die tagtäglich ein Blutbad verursacht 
wird, die Tiefflüge über Bosnien, insbesondere 
über Sarajevo, als wirksame Abschreckung zu 
verstärken. 
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Tagesordnungspunkt: 

Das Eurokorps 

(Drucksache 1400) 

Berichterstatter: 
Abg. Benno Zierer (Deutschland) 

Benno Zierer (CDU/CSU): Danke schön, Herr Präsi-
dent. — Meine sehr geehrten Damen! Meine Herren! 
Ich darf auszugsweise aus meinem Bericht vortragen, 
der Ihnen vorliegt. Ich darf diesem Bericht die Ober-
schrift geben: Das Eurokorps — Keimzelle einer 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 

Seit Beendigung des Kalten Krieges und der Ost-
West-Konfrontation und den damit verbundenen poli-
tischen Umwälzungen haben sich die Anforderungen 
an eine europäische Sicherheitspolitik grundlegend 
verändert. Heute steht weniger die Abschreckungs- 
und Verteidigungsfähigkeit gegenüber der ehemali-
gen Sowjetunion im Vordergrund — obwohl die bloße 
Existenz geballter militärischer Machtmittel in den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion für lange Zeit eine 
potentielle Gefahrenquelle bleiben wird —, sondern 
vielmehr die globale Fähigkeit zur Krisen- und Kon-
fliktvermeidung und Konfliktbeherrschung. Militäri-
sche Mittel zum Peace-keeping und Peace-enforcing 
müssen ultima ratio bleiben, dürfen aber gleichwohl 
nicht von vornherein ausgeschlossen werden. 

Der Bürgerkrieg auf dem Balkan hat uns Europäer 
unsere Unzulänglichkeiten auf diesen Handlungsfel-
dern dramatisch vor Augen geführt und die Bestre-
bungen nach einer effektiven Kriegsverhinderungs-
strategie und Krisenkontrolle beschleunigt. Heute 
wissen wir, daß wir versagt haben, nicht zuletzt 
deswegen, weil wir in Europa zu einer Verständigung 
über die notwendigen Schritte nicht in der Lage 
waren. Damit wurde nicht nur ein entsetzliches Mor-
den ermöglicht, es wurde auch einem brutalen 
Aggressor gestattet, ungestraft fremdes Territorium 
zu besetzen. Annexion wurde geduldet, Krieg in 
Europa rückte wieder in den Bereich des Möglichen. 
Damit gewinnt die sicherheitspolitische Maxime wie-
der an  Geltung, bewaffnete Auseinandersetzungen 
künftig im Keim zu ersticken. 

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, meine Damen und 
meine Herren, daß die Vereinigten Staaten ihre Rolle 
als Weltpolizist nicht mehr in vollem Umfang wahr-
nehmen wollen und auch nicht mehr wahrnehmen 
können. Die USA können nicht aus eigener Kraft und 
Verantwortung an allen Brennpunkten dieser unruhi-
gen Welt einschreiten. Dazu reichen weder ihre mili-
tärischen und finanziellen Ressourcen aus, noch ließe 
sich hierüber ein tragfähiger politischer Konsens in der 
amerikanischen Öffentlichkeit herstellen. Daher stellt 
sich die Frage nach der Verantwortung von uns Euro-
päern neu und mit ungewohnter Schärfe. Europa ist 
nicht länger ein geteilter Kontinent, der unmittelbar von 
einem mächtigen Gegner bedroht ist. Wir Europäer 
haben daher die Hände frei, uns neuerstandener Risi-
ken und Gefahren aus eigener Kraft zu erwehren. 

Andererseits bedarf die NATO eines neuen Aufga

-

benprofils, insbesondere was ihre Beziehungen zu 
den Staaten des ehemaligen Warschauer Pakts 

betrifft. Dabei ist auch die Rolle der Europäer inner-
halb der NATO neu zu bestimmen. Eine Aufgabentei-
lung im Bündnis nach geographischen Zuständig-
keitsräumen und dem Grad der Herausforderung 
würde die Effektivität erhöhen. Das bedeutet eine 
Stärkung des europäischen Pfeilers und den Entwurf 
einer eigenständigen europäischen Sicherheits- und 
Außenpolitik, die nicht in Konkurrenz, sondern in 
Komplementarität zur NATO steht und der Europäi-
schen Gemeinschaft den dringend nötigen außen-
und sicherheitspolitischen Zusammenhalt gibt. Als 
politische Instanz, die diese eigenständige Sicher-
heitskomponente trägt und führt, bietet sich die WEU 
an, die bereits einmal, vor fast vierzig Jahren, als 
europäische Sicherheits- und Verteidigungsagentur 
kurz vor der Verwirklichung stand. 

Wir Europäer sind vorerst nicht in der Lage, einen 
militärischen Konflikt ohne die Hilfe der USA mit allen 
Optionen, über weite Distanzen und längere Zeit 
hinweg alleine zu führen. Hierzu fehlt es an  erforder-
lichen Waffen-, Führungs- und Logistiksystemen. Die 
von den europäischen NATO-Mitgliedern verwende-
ten Waffensysteme sind höchst unterschiedlich und 
hinsichtlich Munition und Ersatzteilen nicht kompati-
bel. Soldaten des einen Landes können zumeist mit 
Waffen und Gerät eines anderen L andes nichts oder 
nur wenig anfangen. Das bedeutet nicht nur einge-
schränkte Effizienz und verminderten Kampfwert, 
sondern auch erhöhte Kosten durch den Zwang zur 
Mehrfachlagerhaltung und zu ge trennten Logistiken. 
Hinzu kommen erhebliche Schwierigkeiten durch die 
Verwendung mehrerer Sprachen und unterschiedli-
che Ausbildungen. Eine weitestgehende Standardi-
sierung und Kooperation der europäischen nationalen 
Streitkräfte ist daher anzustreben. 

Als Staatspräsident Francois Mitterand und Bundes-
kanzler Helmut Kohl am 14. Oktober 1991 dem dama-
ligen Vorsitzenden des Europäischen Rats, Ruud Lub-
bers, mitteilten, sie wollten als Beitrag zur Verstär-
kung der europäischen Verantwortung für Sicherheit 
und Verteidigung ein deutsch-französisches Korps 
aufstellen, an  dem sich die Streitkräfte anderer WEU

-

Staaten beteiligen könnten, stieß das nicht auf einhel-
lige Zustimmung. Die USA befürchteten zunächst, 
damit solle ein Keil in die Allianz getrieben werden. 
Ein geschlosseneres Auftreten der Europäer in Sicher-
heits- und Bündnisfragen rief in den Vereinigten 
Staaten die Befürchtung hervor, amerikanische Inter-
essen und der Einfluß der USA in Europa könnten 
gefährdet sein. Auch spielte die Besorgnis eine Rolle, 
Deutschland könnte an  der Seite Frankreichs, das ja 
seit 1966 an  der militärischen Organisa tion der NATO 
nicht mehr teilnahm, seine Bindungen an  das Bündnis 
lockern. Diese Befürchtungen konnten mittlerweile 
durch eine Reihe von Erklärungen der beteiligten 
Seiten, insbesondere durch das sogenannte SACEUR

-

Abkommen ausgeräumt werden. 

Der Vertrag von La Rochelle vom 22. Mai 1992 legt 
den Zeitplan für die Aufstellung des Eurokorps in 
einer Stärke von 35 000 Mann bis 1995 fest, womit 
ausdrücklich die Einladung zur Beteiligung weiterer 
Länder verbunden ist: Die Verteidigungsminister 
werden beauftragt, „weitere WEU-Mitgliedstaaten 
für eine Beteiligung am Eurokorps zu gewinnen. 
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Das Korps wird für die gemeinsame Verteidigung der 
Verbündeten entsprechend Art. 5 des Washingtoner 
Vertrages oder entsprechend dem Brüsseler Vertrag 
eingesetzt werden können. Es kann auch mit Maßnah-
men der Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung 
des Friedens beauftragt sowie im Rahmen von huma-
nitären Aktionen eingesetzt werden. 

Es heißt weiter: Nationale Beiträge zu diesem Ver-
band berühren die bestehenden Verpflichtungen 
gegenüber anderen Organisationen nicht. 

Soeben, am 1. Oktober 1993, begann die Aufstellung 
des Korpsstabes mit einem Deutschen als erstem 
Kommandierenden General. Für den 1. Januar 1994 
ist die Einsatzbereitschaft von Teilen des Stabes für 
humanitäre Aufgaben mit der deutsch-französischen 
Brigade vorgesehen. Zum 1. Juli 1994 soll die Arbeits-
bereitschaft von Stab und Stabs- und Versorgungsba-
taillon und zum 1. Oktober 1994 schließlich die volle 
Einsatzbereitschaft der unterstellten und zugeordne-
ten Truppen hergestellt sein. Die Fähigkeiten des 
Eurokorps, nämlich Interoperabilität, Teilbarkeit, 
Kräfteprojektion, operationelle Verfügbarkeit und 
Durchhaltefähigkeit, stellen seine Instrumentalität zur 
Krisenbewältigung und Konfliktbeherrschung sicher. 

Meine Damen, meine Herren, ich komme zum Schluß. 
Eine neue europäische Sicherheitsarchitektur, die in 
enger Abstimmung mit dem Atlantischen Bündnis 
erfolgen muß, wird sich in hohem Maße um die 
politischen und wirtschaftlichen Vorgänge in den 
Ländern des ehemaligen sowjetischen Einflußbe-
reichs kümmern müssen. Dazu könnte eine mit neuem 
Mandat ausgestattete KSZE beitragen und einer 
zukünftigen NATO-Erweiterung den Boden bereiten. 
Es wäre höchst verhängnisvoll, die Institutionen UNO, 
NATO, KSZE, Europäische Gemeinschaft, WEU und 
Europarat und die damit verbundenen Op tionen als in 
einem Konkurrenzverhältnis stehend aufzufassen. All 
diese Institutionen sind tragende Komponenten beim 
Bau des gemeinsamen europäischen Hauses und bei 
der Herstellung und Bewahrung von Frieden und 
Stabilität in Europa und in der Welt. 

Ebenso fatal wäre es, Eurokorps und Eurokomponente 
in Rivalität zum regulären Bündnis zu sehen. Nicht 
durch Rivalität, sondern durch Komplementarität und 
Aufgabenteilung innerhalb des Bündnisses und 
innerhalb Europas können die gestellten Aufgaben 
bewältigt werden. Mit dieser Komplementarität läßt 
sich auch eine neue Lastenverteilung mit den USA, 
ein neues und den veränderten Bedingungen ange-
messenes Burden-sharing verbinden. Niemand denkt 
daran, den Einfluß der Amerikaner zu schmälern, oder 
gar, sie aus Europa hinauszudrängen. Wir Europäer 
sind nach wie vor froh über jede Form amerikanischer 
Militärpräsenz, spüren aber auch ganz deutlich, daß 
wir uns künftig mehr auf uns selbst verlassen müssen. 
Anfänge zu einer besseren und wirksameren europäi-
schen Sicherheits- und Verteidigungspolitik sind 
gemacht. Lassen Sie uns diese Anfänge gemeinsam 
zum Erfolg bringen. Jugoslawien darf — in unser aller 
Interesse — auf keinen Fall noch einmal passieren. 

Vielen Dank.  

Heinz-Alfred Steiner (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Bericht unse-
res Kollegen Zierer über das Eurokorps wird von uns 
zu einem Zeitpunkt beraten, der mir besonders geeig-
net erscheint, eine parlamentarische Meinungsbil-
dung über die von der WEU benötigten militärischen 
Kapazitäten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen her-
beizuführen. Das gilt insbesondere im Zusammen-
hang mit den in der Petersberg-Erklärung für die 
Westeuropäische Union definierten Aufgaben. 

Der Zeitpunkt unserer Beratung über den uns vorlie-
genden ausgezeichneten Bericht ist auch deshalb gut 
gewählt, weil der WEU-Ministerrat am 22. November, 
also vor wenigen Tagen, in Luxemburg tagte und in 
seiner Erklärung ausdrücklich betont, daß es für die 
Westeuropäische Union dringend notwendig sei, ihre 
operationellen Fähigkeiten weiterzuentwickeln. 

Grundsätzlich stimme ich dieser Aussage zu; aller-
dings habe ich ein Problem mit dem Wort „weiterent-
wickeln". Weiterentwickeln läßt sich doch wohl nur 
etwas, was in positiven Ansätzen schon sichtbar 
vorhanden ist. Bei genauem Hinsehen ist das, was 
unbestritten vorhanden ist, aber doch wohl sehr 
bescheiden. 

Was jetzt aber wirklich positiv vorhanden zu sein 
scheint, ist der in der Luxemburger Erklärung sehr 
deutlich formulierte politische Wille des WEU-Mini-
sterrates, die Westeuropäische Union umgehend zu 
dem europäischen Pfeiler der Allianz auszubauen. 
Diese Absicht wird durch die in der Erklärung von 
Luxemburg enthaltene uneingeschränkte Aussage 
unterstrichen, daß das Eurokorps, die mul tinationale 
Division und der amphibische Verband des Vereinig-
ten Königreiches und der Niederlande zu den der 
WEU zugeordneten militärischen Einheiten gehören. 
Das ist zu begrüßen. 

Über die Zuordnung des Eurokorps waren deshalb 
Zweifel aufgekommen, weil der französische und der 
deutsche Generalstabschef im Januar 1993, also am 
Anfang dieses Jahres, eine Vereinbarung mit dem 
NATO-SACEUR über den Einsatz und die Aufgaben 
des Eurokorps ge troffen hatten. Eine derart verbindli-
che Vereinbarung mit der Westeuropäischen Union 
gab es bisher nicht. Die jetzt abgegebene offizielle 
Erklärung des Ministerrats dürfte die aufgekomme-
nen Zweifel wohl ausgeräumt haben. 

Bemerkenswert ist auch die vom WEU-Ministerrat an 
den NATO-Gipfel im Januar gerichtete Erwartung, 
der Westeuropäischen Union künftig kollektive Mittel 
der Atlantischen Allianz, wie Kommunikationssy-
steme, Kommandoeinrichtungen und sonstige Stäbe, 
zur Verfügung zu stellen. Das ist eine unmißverständ-
liche Aussage, die kaum deutlicher formuliert werden 
kann. Das nährt dann auch die Hoffnung auf eine 
angemessene Umsetzung der Absichten in Taten. Ich 
will deshalb auch nicht sagen: Die Worte hör ich wohl, 
allein mir fehlt der Glaube. — Ich weiß aber, daß der 
Teufel auch hier wieder im Detail steckt. Das hat auch 
der amtierende Ratsvorsitzende, Herr Minister Poos, 
gestern auf meine diesbezügliche Frage uneinge-
schränkt eingeräumt. 
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Deshalb bleiben unsere Beschlußempfehlungen trotz 
der Luxemburger Erklärung sehr aktuell. Unsere 
Empfehlungen an den Rat zeigen nämlich konkret 
den jetzt bestehenden Handlungsbedarf und unsere 
Erwartungshaltung als Parlamentarische Versamm-
lung der Westeuropäischen Union sehr deutlich auf. 
Insbesondere unsere Empfehlungen unter den Zif-
fern  1 bis 5 sind so wichtig, daß wir deren Umsetzung 
aufmerksam weiter verfolgen sollten. 

Vertrauen ist gut, aber parlamentarische Kontrolle ist 
wegen der großen zukunftsweisenden Bedeutung für 
unsere Organisa tion in diesem Fall  besser. Wir müs-
sen uns unserer Mitverantwortung stellen. 

Ich schlage deshalb vor, daß wir einen, möglichst 
sogar zwei Berichterstatter benennen, die uns anläß-
lich unserer Versammlungen im Juni und Dezember 
nächsten Jahres mit weiteren Zwischenberichten an 

 dieses Thema binden. 

Vielen Dank. 

Benno Zierer (CDU/CSU) (Bundesrepublik Deutsch-
land): Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bedanke mich für die Diskussionsbeiträge. 
Ich habe weitgehend Konsens und keinen Wider-
spruch zum Bericht herausgehört. 

Ich darf kurz auf einzelne Bemerkungen eingehen. 
Kollege Steiner hat recht, wenn er davon spricht, daß 
das Eurokorps zu einem echten europäischen Pfeiler 
weiterentwickelt werden muß. Was den Vorschlag der 
„forces answerable to WEU" bet rifft, so sollten wir uns 
mit diesem Thema in der Juni-Sitzung des nächsten 
Jahres intensiv befassen. 

Kollege van der Linden spricht von einer positiven 
Bewertung und ist der richtigen Auffassung, daß 
durch das Eurokorps Frankreich wieder näher an die 
NATO herangeführt werden kann. Er appelliert an  die 
Geschlossenheit in Europa und sieht das Eurokorps als 
einen Schritt auf dem Weg zu einer Euroarmee. 

Auch Kollege Thompson hebt hervor, daß mehr Selb-
ständigkeit und mehr Zusammenarbeit vor allem auch 
im Bereich der Logistik notwendig sind. 

Kollege Caccia spricht die innere Sicherheit an, ein 
sehr wichtiges Thema. Er hat auch die Krise, die sich 
derzeit auf dem Rüstungssektor ergibt, und deren 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt angesprochen. 
Auch das ist eine Art wirtschaftliche Bedrohung. Auch 
er spricht sich für einen schnelleren Ausbau des 
Eurokorps aus. 

Kollege Eisma ist auf die Probleme beim Einsatz des 
Eurokorps eingegangen und erwähnt nament lich die 
Bundesrepublik Deutschl and. Er sagt, die Einsatzfä-
higkeit ist derzeit noch nicht in vollem Umfang gege-
ben. Das hat seine Richtigkeit. Es gibt im Bundestag 
derzeit noch keinen Konsens. Wir warten noch das 
endgültige Urteil unseres obersten Gerichts, des Bun-
desverfassungsgerichts, ab. Vermutlich wird es eines 
Tages — da spreche ich noch einmal den Kollegen 
Eisma an — mehrere Eurokorps geben müssen. 

Kollege Borderas hat gesagt, Spanien unterstützt die 
Bestrebungen zum Aufbau eines Eurokorps und sieht 
ebenfalls die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung 

des Eurokorps. Derzeit würde im Ministerium über die 
Bereitstellung von einzelnen Einheiten gesprochen. 

Ich darf mich für die Beiträge herzlich bedanken und 
stelle fest, daß es sich weitgehend um Zustimmung 
gehandelt hat. 

Benno Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Man muß die Änderungsan-
träge insgesamt sehen. Es sind keine Änderungen, 
sondern weitgehend Ergänzungen des Berichts. Diese 
Ergänzungen liegen im einzelnen vor. Wenn es dazu 
Fragen gibt, dann bitte ich um Wortmeldung, daß ich 
sie kurz kommentiere. 

Der erste Antrag befaßt sich mit Ziffer 3. Es geht um 
die Streichung des Halbsatzes „while no such formal 
agreement has yet been concluded with WEU". Diese 
gemeinsame Erklärung ist jetzt vorhanden. 

Mit dem zweiten Antrag soll ebenfalls Ziffer 3 um 
folgende Formulierung ergänzt werden: 

Wir registrieren das Vorhandensein einer gemein-
samen Erklärung, die die Bedingungen für den 
Einsatz des Eurokorps im Namen der WEU festlegt, 
und auch das Einvernehmen darüber. 

Mit dem dritten Antrag soll nach Ziffer 7 eine Ergän-
zung mit folgendem Wortlaut eingefügt werden: 

Im Bewußtsein der kürzlichen italienischen Ini tia-
tive, die Luft- und Sees treitkräfte durch 

— so würde ich es übersetzen — 

multinationale Bodentruppen mit entsprechenden 
Einsatzstärken auszustatten; 

Auch das ist im Ausschuß bereits entsprechend 
behandelt worden und hat Zustimmung gefunden. 

Mit dem vierten Antrag soll nach Ziffer 2 eine neue 
Ziffer eingefügt werden, die wie folgt lautet: 

Die Versammlung soll über den Text der gemeinsa-
men Erklärung informiert werden, der die Bedin-
gungen für die Verwendung des Eurokorps im 
Rahmen der WEU festlegt, dem Einvernehmen 
darüber sowie über den Text des Berichts über die 
Beziehungen zwischen der WEU und der „forces 
answerable to WEU". 

Dies sind die Ergänzungen. 

Empfehlung 553 

betr . das Eurokorps 

Die Versammlung 

i) mit Genugtuung über die kürzlich stattgefun-
dene Indienststellung des Eurokorps im Haupt-
quartier in Straßburg; 

ii) sich dessen bewußt, daß das Eurokorps nicht eher 
in der Lage sein wird, seinen dreifachen Auftrag 
uneingeschränkt zu erfüllen, bis die verfassungs-
mäßigen Einschränkungen in bezug auf die Ent-
sendung deutscher Truppen außerhalb deut-
schen Staatsgebietes aufgehoben sein werden; 
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iii) in Anbetracht dessen, daß der französische und 
der deutsche Generalstabschef im Januar 1993 
eine Vereinbarung mit dem NATO-SACEUR 
über den Einsatz und die Aufgaben des Euro-
korps getroffen haben; 

iv) feststellend, daß es eine gemeinsame Erklärung 
gibt, in der die Bedingungen für den Einsatz des 
Eurokorps im Rahmen der WEU festgelegt sind 
und die diesbezüglichen Regelungen, obgleich 
bislang noch keine Einzelheiten bekannt gege-
ben wurden; 

v) mit Befriedigung über den Beschluß Spaniens 
und die Absicht Luxemburgs, sich dem Euro-
korps anzuschließen und gleichzeitig feststel-
lend, daß sowohl Italien wie auch die Nieder-
lande die Situation mit Interesse verfolgen; 

vi) feststellend, daß Polen sich dahingehend geäu-
ßert hat, daß es gerne am Eurokorps beteiligt 

werden möchte; 

vii) im Hinblick darauf, daß aus praktischen Erwä-
gungen nur eine kleine Zahl verschiedener 
nationaler Streitkräfte aktiv an  einem Armee-
korps beteiligt sein können und daß folglich 
möglicherweise mehr als ein Eurokorps geschaf-
fen werden müßte, wenn weitere Nationen hier-
für Truppen bereitstellen wollen; 

viii) angesichts der Bedeutung der französisch-italie-
nisch-spanischen Initiative, zur Schaffung einer 
gemeinsamen nicht ständigen, ad hoc einzuset-
zenden europäischen Luft-/Seestreitkraft beizu-
tragen, die Europa in die Lage versetzen würde, 
Luft- und Landstreitkräfte einzusetzen, die den 
von der WEU gestellten Anforderungen ent-
sprechen und die im Rahmen der NATO zur 
Verfügung gestellten Kapazitäten ergänzen 
könnten; 

ix) sich der kürzlich von Italien ergriffenen Initiative 
bewußt, die auf die Schaffung von multinationa-
len Landstreitkräften abzielt, die die operatio-
nelle Bedeutung der zuvor erwähnten Luft- und 
Seestreitkräfte, an der sich drei Seiten beteiligen, 
verstärken soll; 

x) feststellend, daß es dringend notwendig ist, eine 
umfassende Bestandsaufnahme der der WEU 
zugeordneten militärischen Einheiten vorzuneh-
men; 

xi) den Erfolg der gemeinsamen militärischen 
Übung „Ardente 93" im Oktober 1993 feststel-
lend, die ein gutes Beispiel für eine Übung war, 
die darauf hinauslief, die Aufgaben vorzuberei-
ten, die der WEU übertragen werden; 

xii) sich dessen bewußt, daß wie auf dem außeror-
dentlichen Gipfel der EG am 29. Oktober 1993 
bekräftigt, die WEU die Aufgabe haben wird, die 
verschiedenen Bestimmungen umzusetzen, die 
im Maastrichter Vertrag und den diesem Vertrag 
beigefügten Erklärungen von Mitgliedstaaten 
der WEU festgelegt sind; 

xiii) unter Betonung, daß es für die WEU als der 
Verteidigungsorganisation der Europäischen 
Union und als dem europäischen Pfeiler der 
NATO unerläßlich ist, daß sie alle operationellen 
Fähigkeiten besitzt, um wirksam handeln zu 
können; 

xiv) davon überzeugt, daß das Konzept der „eigen-
ständigen, aber nicht voneinander ge trennten 
Streitkräfte", das ein Handeln der WEU unter 
Hilfenahme der Einrichtungen und der Infra-
strukturen der NATO für den Fa ll  ermöglichen 
würde, daß die Vereinigten Staaten sich nicht an 
Missionen beteiligen wollen, die einzige ver-
nünftige und durchführbare Lösung ist, um Euro-
pas neuen Sicherheitsanforderungen gerecht zu 
werden; 

xv) feststellend, daß im Atlantischen Bündnis ein 
neues Gleichgewicht gefunden werden muß, 
damit Europa einen größeren Anteil der Verant-
wortlichkeiten für die Sicherheit in Europa und 
darüber hinaus übernehmen kann; 

xvi) unter Betonung, daß es erforderlich ist, die Ver-
teidigungshaushalte der Mitgliedstaaten der 
WEU im angemessenen Rahmen beizubehalten, 
uni die Aufrechterhaltung von militärischen 
Kapazitäten Europas in bedeutendem Umfang zu 
gewährleisten, 

EMFPIEHLT DEM RAT, 

1. sich die Handlungsmöglichkeiten zu verschaffen 
und die für alle unter der Zuständigkeit der WEU 
stattfindenden Einsätze notwendigen Richtlinien 
festzulegen, indem er mit den Mitgliedstaaten und 
der NATO Übereinkommen trifft in bezug auf das 
Eurokorps und andere militärische Einheiten, die 
der WEU zur Verfügung gestellt werden könn-
ten; 

2. unverzüglich eine umfassende Bestandsaufnahme 
der militärischen Einheiten der Mitgliedstaaten der 
WEU in die Wege zu leiten, die der WEU zur 
Verfügung gestellt werden könnten; 

3. der Versammlung den Wortlaut der gemeinsamen 
Erklärung, in der die Bedingungen für den Einsatz 
des Eurokorps im Rahmen der WEU und die 
diesbezüglichen Abmachungen festgelegt worden 
sind sowie den Text des Berichts über die Bezie-
hungen zwischen der WEU und den der WEU 
zugeordneten Streitkräften zu übermitteln; 

4. die baldige Schaffung eines Kommandos für die 
europäische Zusammenarbeit von Luft- und See-
streitkräften im südlichen Bereich zu fördern, wel-
ches Europa die Möglichkeit gibt, im Krisenfall 
schnell einsatzfähige militärische Einheiten in 
diese Region zu entsenden; 

5. alle in Frage kommenden Möglichkeiten zu prüfen, 
um die Beziehungen zwischen der WEU und dem 
SACEUR zu vertiefen; 

6. in Zusammenarbeit mit der NATO sich auf ein 
gemeinsames Stabskonzept zu einigen, um im 
Falle spezieller WEU-Operationen angemessene 
Kommandostrukturen sicherzustellen; 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/6737  

7. die materiellen Mittel und notwendigen Richtlinien 
zur Verfügung zu stellen für ein effizientes Arbei-
ten aller WEU-Gremien, die geschaffen wurden, 
um den Maastrichter Vertrag umzusetzen, damit 
die WEU im Zusammenwirken mit der NATO in die 
Lage versetzt wird, das Instrument der europäi-
schen Sicherheitspolitik zu werden; 

8. die militärische Zusammenarbeit mit seinen Part
-nern im Konsultationsforum zu vertiefen, um eine 

Ausdehnung der Sicherheit auf Mitteleuropa her-
beizuführen. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Parlamente, die Gesetze über den 
Wehrdienst und die öffentliche Meinung 

(Drucksache: 1386) 

Berichterstatter: 
Abg. Sir Russell Johnston (Großbritannien) 

Entschließung 92 

betr. die Parlamente, die Gesetze fiber den Wehrdienst 
und die öffentliche Meinung 

Die Versammlung, 

i) unter Hinweis auf ihre Empfehlungen 469, 534 
und 535, in denen der Rat aufgefordert wird: 

a) Maßnahmen zu ergreifen, um dem europäi-
schen Verteidigungspfeiler konkreten Aus-
druck zu verleihen, insbesondere die Schaf-
fung multinationaler Einheiten zu fördern und 
gezielte Maßnahmen zu ergreifen, die auf indi-
vidueller Grundlage den Austausch von militä-
rischem Personal zwischen den Staaten ermög-
lichen, um ein verstärktes Bewußtsein für die 
europäische Zusammenarbeit und die Rekru-
tierung ihrer Streitkräfte zu fördern; 

b) jede Gelegenheit zu ergreifen, um sicherzustel-
len, daß die Debatten über Reservekräfte und 
Wehrdienst von gemeinsamen Erfahrungen 
und Erfordernissen ge tragen werden, eine 
sachgerechte Debatte über die veränderte 
Rolle der Reservekräfte sowie über die Redu-
zierungen und mögliche Neustrukturierungen 
im Wehrdienst zu fördern und die Parlamenta-
rier der WEU aufzufordern, sich an Diskussio-
nen über diese Fragen zu beteiligen; 

c) die Verteidigungsministerien der Mitgliedstaa-
ten aufzufordern, dafür Sorge zu tragen, daß an 
alle Parlamentarier und insbesondere an dieje-
nigen, die keine Wehrdiensterfahrung haben, 
diesbezügliche Informationen verteilt wer-
den; 

ii) unter Hinweis auf ihre Entschließung 90, in der die 
Parlamente der Mitgliedstaaten aufgefordert wer-
den, die Beteiligung der Mitglieder der WEU-
Versammlung an  Aktivitäten, die sich mit der 

europäischen Sicherheits- und Verteidigungspoli-
tik befassen, zu fördern; 

iii) feststellend, daß in den Mitgliedsländern der WEU 
Reformen durchgeführt werden, deren Ziel es ist, 
die Dauer des Militärdienstes herabzusetzen, ihn 
anders zu gestalten oder völlig abzuschaffen, und 
daß substantielle Reduzierungen der Streitkräfte 
vorgenommen werden; 

iv) im Bewußtsein der Notwendigkeit, die Streitkräfte 
umzustrukturieren, um sie auf die geostrategi-
schen Gegebenheiten der Zeit nach dem Kalten 
Krieg sowie auf die neuen Aufgaben vorzuberei-
ten, die ihr im Rahmen der multilateralen Opera-
tionen der WEU, der NATO und der Vereinten 
Nationen zugeteilt wurden; 

v) überzeugt von der Bedeutsamkeit, die Verbin-
dung zwischen Bürgern und Streitkräften zu ver-
stärken mit dem Ziel, eine integrierte europäische 
Verteidigung zu schaffen, die in der Lage ist, ihre 
Rolle als europäischer Pfeiler des Atlantischen 
Bündnisses und als operationeller Bestandteil 
der Europäischen Union umfassend wahrzuneh-
men; 

vi) unter Betonung der Notwendigkeit, die Öffent-
lichkeit regelmäßig über die Auswirkungen der 
Reformen des Militärdienstes und der Struktur der 
Streitkräfte auf die Verteidigung Europas zu 
unterrichten, 

FORDERT DIE PARLAMENTE DER MITGLIED-
STAATEN AUF, 

1. bei Diskussionen über Reformen des Militär-
dienstes und der Struktur der Streitkräfte nicht nur 
die nationalen Erfordernisse, sondern auch die 
Erfordernisse der europäischen Verteidigung ins-
gesamt sowie die in den Mitgliedsländern erfol-
genden Reformen zu berücksichtigen; 

2. im Sinne der 1954 erfolgten Debatten ihre Aus-
schüsse für Verteidigung und auswärtige Angele-
genheiten aufzufordern, mit den Ausschüssen für 
Verteidigung und auswärtige Angelegenheiten 
der Mitgliedstaaten der WEU, der assoziierten 
Mitglieder und der Beobachter zusammenzuarbei-
ten, um die derzeitigen Erfordernisse einer inte-
grierten europäischen Verteidigung und — sofern 
erforderlich — die Möglichkeit eines europäischen 
Zivil- und Militärdienstes zu untersuchen; 

3. die Harmonisierung der in den Mitgliedsländern 
geltenden Gesetze über den Wehrdienst und den 
Status des militärischen Personals zu untersuchen 
mit dem Ziel, bestehende Unterschiede abzubauen 
und den Austausch von Militärpersonal sowie die 
Schaffung multinationaler europäischer S treit-
kräfte zu fördern; 

4. die Beteiligung der Parlamentarier, vor allem der 
Mitglieder der WEU-Versammlung, an Aktivitäten 
zu fördern, die die Öffentlichkeit über die Bedeu-
tung der europäischen Verteidigung sowie die 
Notwendigkeit gemeinsamer Anstrengungen im 
Verteidigungsbereich unterrichten sollen, und sich 
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dabei in größtmöglichem Umfang der Kommunika-
tionsmöglichkeiten von Rundfunk und Fernsehen 
zu bedienen; 

5. die Versammlung der WEU regelmäßig über den 
Stand ihrer Beratungen in diesem Bereich zu infor-
mieren. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen Außenministers 
Alain Juppé 

(Themen: Rolle der WEU in der europäischen Sicher
-

heitsarchitektur — Operationelle Kapazität der WEU 
— Gestaltung der Beziehungen zu den Mitgliedern 
des Konsultationsforums — Forderungen der WEU für 
den anstehenden NATO-Gipfel — Beziehungen zu 
den USA — Entwicklung des atlantischen Bündnis-
ses) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Danke, Herr Präsident! 
— Herr Minister, George Kennan, der ehemalige 
Botschafter der Vereinigten Staaten in Moskau, hat im 
Februar 1946, also vor dem offiziellen Beginn des 
Kalten Krieges, geschrieben: Wenn die Wölfe in 
Moskau knurren, tanzen in westlichen Kanzleien die 
Perücken. 

Teilen Sie meine Auffassung, daß das Verhalten, das 
so metaphorisch umschrieben worden ist, auch in 
manchen westlichen Regierungen präsent gewesen 
ist, als in den letzten Monaten zahlreiche Länder Ost-
und Mitteleuropas den Zugang zur NATO gefordert 
haben? 

Zweite Frage: Welche Gar antie gibt es, daß sich bei 
ähnlichen Widerständen aus Moskau, wenn diese 
Staaten der WEU assoziiert werden sollen, die westli-
chen Regierungen nicht ähnlich verhalten? 

Außenminister Juppé erklärte, der Westen sei sich der 
Problematik bewußt; der Wunsch der osteuropäischen 
Länder nach Einbindung in die NATO sei offensicht-
lich. Zwei Gründe sprächen dennoch gegen eine 
schnelle Mitgliedschaft, nämlich die mögliche Schwä-
chung der Allianz sowie die Schaffung einer bipolaren 
Situation. Eine Assoziierung sei demgegenüber der 
bessere Weg. 

Donnerstag, 2. Dezember 1993 

Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung der Spitzentechnologie in der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) 

und die Folgen für Europa 

(Drucksache 1394) 

Berichterstatter: 
Abg. Lord Dundee (Großbritannien) 

Empfehlung 554 

betr . die Entwicklung der Spitzentechnologie in der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) und die 

Folgen für Europa 

Die Versammlung 

i) in Anbetracht des derzeit in den Republiken der 
GUS stattfindenden Umwandlungsprozesses, 
insbesondere im wirtschaftlichen, industriellen 
und technologischen Bereich; 

ii) feststellend, daß einige Probleme zwar bereits 
gelöst werden konnten, jedoch weiterhin zahlrei-
che Schwierigkeiten bestehen; 

iii) in Anbetracht dessen, daß die innenpolitische 
Stabilität dieser Länder weitgehend von der 
Modernisierung der Strukturen im Industrie- und 
Handelsbereich und deren Anpassung an  die 
Kriterien der Marktwirtschaft abhängt; 

iv) sich dessen bewußt, daß die vom Westen für die 
Republiken der GUS im Bereich der Spitzentech-
nologie bereitgestellte Hilfe von entscheidender 
Bedeutung ist; 

v) unter Berücksichtigung der zahlreichen erfolg-
reichen Initiativen sowie anderer internationaler 
noch laufender oder geplanter Programme; 

vi) davon überzeugt, daß es möglich und wün-
schenswert ist, die Hilfe des Westens in a ll  diesen 
Bereichen zu verbessern und weiterzuentwik-
keln; 

vii) feststellend, daß es zahlreiche weitere Möglich-
keiten gibt, wie sich der Westen nutzbringend für 
diese Bereiche einsetzen kann; 

viii) unter Hinweis auf die offensichtlichen beidersei-
tigen Vorteile, die sich sowohl für den Westen als 
auch für die GUS-Staaten aus dem Transfer von 
Spitzentechnologie ergeben können; 

ix) mit Genugtuung über die kürzlich erfolgte Rati-
fizierung des START I-Vertrags durch das Parla-
ment der Ukraine; 

x) feststellend, daß Kasachstan und die Ukraine 
bislang noch nicht dem Nichtverbreitungsver-
trag (NVV) beigetreten sind; 

EMFPIEHLT DEM RAT, 

1. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, 
ihre Kontakte zu den Mitgliedstaaten der GUS zu 
vertiefen und zwar nicht nur auf bilateraler und 
multilateraler Ebene, sondern auch auf der Ebene 
der Regionen und auf industrieller Ebene, soweit 
eine direkte Hilfestellung gegeben werden kann; 

2. unverzüglich die Schaffung eines europäischen 
Datenzentrums zu fordern. Derzeit gibt es häufig 
eine Überschneidung der Initiativen und der Vor-
haben, und auch wenn dies nicht der Fa ll  ist, 
verläuft der Informationsaustausch nicht so, wie er 
sein sollte; 

3. die Zusammenarbeit mit den GUS-Republiken im 
Bereich der Spitzentechnologie zur Verbesserung 
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der Transparenz beim Transfer von Material für 
zivile und militärische Verwendung zu fördern; 

4. die Ukraine und Kasachstan aufzufordern, dem 
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrag (NVV) beizu-
treten; 

5. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, 
dem Internationalen Wissenschafts- und Technolo-
giezentrum, dessen grundlegendes Ziel darin 
besteht, die Verbreitung von Technologien der 
Massenvernichtung zu verhindern, jede nur mögli-
che politische und finanzielle Unterstützung 
zukommen zu lassen. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des ukrainischen 
Außenministers Zlenko 

(Themen: Probleme der Sicherheitssysteme in Ost und 
West — Zusammenarbeit zwischen KSZE, NATO, 
NAKR und WEU — Rolle der NATO und der WEU aus 
Sicht der mittel- und osteuropäischen Länder als 
Sicherheitsgaranten — Langfristige politische Ziele 
der Ukraine im Verhältnis zu den europäischen Insti-
tutionen — Schaffung einer europäischen Sicherheits-
identität — Zusammenarbeit der Ukraine mit der 
WEU) 

Prof. Dr. Hartmut Soell (SPD): Herr Minister, Ihr 
Auftreten zeigt — das möchte ich vorausschicken —, 
daß der Präsidialausschuß eine sehr gute Entschei-
dung getroffen hat, Sie hier einzuladen. Seien Sie 
versichert, daß die Mehrheit dieser Versammlung 
keine Moskauer Theorie des „nahen Auslands" und 
auch keine andere Form nach Art einer russischen 
Monroe-Doktrin akzeptiert. Die Mehrheit dieser Ver-
sammlung ist sich sehr wohl bewußt, daß der kritische 
Augenblick für die Regierungen, die in der WEU 
zusammengeschlossen sind, und diese Versammlung 
dann kommt, wenn im Verlaufe des Assoziierungspro-
zesses hin zur Europäischen Union auch die Westeu-
ropäische Union der Logik dieses Prozesses folgt und 
aus Moskau dann in Verfolgung früherer sowjetischer 
Positionen Widerspruch kommt. Dann wird es zu der 
entscheidenden Auseinandersetzung kommen. Wir 
hoffen, unseren Beitrag zu leisten, daß unsere Regie-
rungen ihre Ziele der Assoziierung weite rverfolgen. 
Das möchte ich der Frage vorausschicken. 

Nun hat die russische Regierung in der Kommentie-
rung des Beschlusses ihres Parlaments in der vergan-
genen Woche gesagt, sie sei künftig nicht mehr in der 
Lage, die Einsatzbereitschaft der auf Ihrem Territo-
rium lagernden strategischen Atomwaffen zu sichern. 
Meine Frage ist folgende: Ist es so, daß die Raketen 
nach wie vor zu einem erheblichen Teil auch auf Ziele 
in Westeuropa gerichtet sind? Was bedeutet die Aus-
sage der russischen Regierung, daß sie nach diesem 
Parlamentsbeschluß künftig nicht mehr in der Lage 
sei, die Einsatzbereitschaft dieser Raketen zu sichern? 
Bedeutet das, daß die Sicherheit für Westeuropa 
größer geworden ist, weil diese Raketen nicht mehr 
funktionieren? 

In seiner Antwort wies Minister Zlenko darauf hin, daß 
die neue russische Militärdoktrin Gegenstand der 
Besorgnis nicht nur für die Ukraine, sondern auch für 
viele andere Länder sei. Er bezeichnete es als para-
dox, daß in der Ukraine nicht bekannt sei, auf welche 
Länder die dort  stationierten Raketen zielten. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Entwicklung eines europäischen 
weltraumgestützten Beobachtungssystems 

— Teil II 

(Drucksache 1393) 

Berichterstatter: 
Abg. Jean  Valleix (Frankreich) 

Empfehlung 555 

betr . die Entwicklung eines europäischen 
weltraumgestützten Beobachtungssystems — Teil II 

Die Versammlung, 

i) die Einweihung des Satellitenzentrums in Torre-
jón sowie den Beginn der Erprobungsphase für 
seine Aktivitäten begrüßend; 

ii) jedoch in der Erwägung, daß dies nur einen 
ersten Schritt darstellt im Hinblick auf das End-
ziel der Errichtung eines europäischen welt-
raumgestützten Beobachtungssystems, das zur 
Erhaltung des internationalen Friedens und der 
internationalen Sicherheit beitragen soll; 

iii) ebenfalls die Unterzeichnung eines Memoran
-dums zwischen der WEU und der französischen, 

italienischen und spanischen Regierung begrü-
ßend, in dem eine Einigung im Hinblick auf die 
Übertragung weltraumgestützter Bilder vom Typ 
Helios an  das Satellitenzentrum herbeigeführt 
wird; 

iv) ebenfalls die von seiten des Industriekonsortiums 
erfolgte Arbeit begrüßend, d. h. die Durchführ-
barkeitsstudien in bezug auf das Hauptsystem 
sowie die von der Pilotgruppe erarbeiteten Fol-
gemaßnahmen und Analysen; 

v) mit Bedauern über die Tatsache, daß der Rat die 
Empfehlung 523 der Versammlung nicht berück-
sichtigt hat, insbesondere im Hinblick auf die an 
ihn gerichtete Aufforderung, die Versammlung 
regelmäßig zu unterrichten: 

„(a) über jeden Schritt der Inbetriebnahme des 
Satellitenzentrums, über sein Organgramm 
und den Fortschritt der Durchführbarkeits-
studien; 

(b) über Kriterien für die Auswahl der Raum-
fahrtindustriebetriebe, die die Ausstattung 
des Zentrums übernehmen und das Beob-
achtungssystem installieren sollen"; 

vi) die Tatsache bedauernd, daß die für die Ausrü-
stung des Zentrums verwandte Logistik nicht aus 
Europa kommt, daß es darüber hinaus schwierig 
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ist, weiterentwickelte Arten von Software zu 
erhalten, die operationelle Aktivitäten gestatten, 
und schließlich, daß diese Logistik für den Emp-
fang der Bilder vom Typ Helios nicht geeignet 
ist; 

vii) darüber hinaus in der Auffassung, daß die Durch-
führbarkeitsstudie bestätigt, daß das System ein-
satzbereit ist und den besonderen Anforderun-
gen entspricht; 

viii) mit großem Bedauern über die Tatsache, daß die 
Ad-hoc-Untergruppe für Weltraumfragen auf 
ihrem Treffen vom 27. Oktober 1993 den finanzi-
ellen Berechnungen für die Aktivitäten der Pilot-
gruppe und des Industriekonsortiums im Jahre 
1994 widersprochen hat; 

ix) in der Auffassung, daß dieser Beschluß tatsäch-
lich die Fortsetzung der Arbeiten der Gruppe und 
des Konsortiums verhindert; 

x) andererseits in der Auffassung, daß eine Zusam-
menarbeit mit den GUS-Staaten im Bereich der 
Raumfahrt für beide Seiten von sehr großem 
Interesse und von Vorteil sein kann; 

xi) unter Berücksichtigung der Tatsache, daß das 
Ziel dieser Zusammenarbeit in dem Bemühen urn 
die Verwendung technischer und menschlicher 
Ressourcen dieser Länder zu friedlichen und 
präventiven Zwecken bestehen würde; 

xii) unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die 
Europäische Weltraumorganisation sich bereit 

erklärt hat, den Programmen und Aktivitäten der 
WEU im Rahmen einer Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Organisationen technische 
Unterstützung zu leisten, 

EMPFIEHLT DEM RAT 

1. die Versammlung über die Kriterien zu unterrich-
ten, die für die Ausrüstung des Satellitenzentrums 
in Torrejón maßgeblich waren; 

2. die Versammlung über die von ihm geplanten 
Maßnahmen zu unterrichten, mit deren Hilfe er die 
Kompatibilität zwischen der zur Zeit benutzten und 
der für die Zukunft vorgesehenen Logistik zu 
gewährleisten denkt, insbesondere wenn das 
Helios-System einsatzbereit ist; 

3. geeignete Entscheidungen zu treffen, um eine 
Verzögerung oder den Stillstand der für die Pilot-
gruppe und das Industriekonsortium für 1994 vor-
gesehenen Aktivitäten zu verhindern; 

4. die Zusammenarbeit mit den GUS-Staaten im 
Bereich des Weltraums zu fördern, die für beide 
Seiten von Vorteil sein und deren wich tigstes Ziel 
der Einsatz technischer und menschlicher Ressour-
cen dieser Länder zu f riedlichen und präventiven 
Zwecken sein sollte; 

5. unverzüglich Kontakt zur Europäischen Weltraum-
organisation aufzunehmen, um eine enge Zusam-
menarbeit zwischen diesen beiden Organisationen 
im Bereich der Raumfahrt zu fördern. 
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Anhang 

Liste der Amtsträger der Versammlung der Westeuropäischen Union 

Präsident 

Sir Dudley Smith (Großbritannien) 

Vizepräsidenten 

Marcelle Lentz-Cornette (Luxemburg) 
Jean Valleix (Frankreich) 
André Kempinaire (Belgien) 
Franco Foschi (Italien) 
Heinz-Alfred Steiner (Bundesrepublik Deutschland) 
Miguel Angel Martinez (Spanien) 
Rui Manuel Machete (Portugal) 
Pierre van der Linden (Niederlande) 

Greffier 

Henri Burgelin 

Präsidialausschuß 

Präsident 

Sir Dudley Smith (Großbritannien) 

Ehemalige Präsidenten 

Charles Goerens (Luxemburg) 
Prof. Dr. Hartmut Soell (Bundesrepublik Deutsch-
land) 

Vizepräsidenten 

Marcelle Lentz-Cornette (Luxemburg) 
Jean Valleix (Frankreich) 
André Kempinaire (Belgien) 
Franco Foschi (Italien) 
Heinz-Alfred Steiner (Bundesrepublik Deutschland) 
Miguel Angel Martinez (Spanien) 
Rui Manuel Machete (Portugal) 
Pierre van der Linden (Niederlande) 

Ausschußvorsitzende 

Jacques Baumel (Frankreich) 
Pieter Stoffelen (Niederlande) 
Tim Rathbone (Großbritannien) 
José Lluis Lopez Henarez (Spanien) 
John Thompson (Großbritannien) 
Nicolas Tummers (Niederlande) 

Vorsitzende der Politischen Gruppen 

Armand De Decker (Liberale Gruppe) 
Nestor Pecriaux (Sozialistische Gruppe) 
Vittorino Colombo (Gruppe der Christdemokraten) 

Ständiger Ausschuß 

Mitglieder des Präsidialausschusses 

Mitglieder der Versammlung nach Stärke der Delega-
tionen 

Verteidigungsausschuß 

Vorsitzender 

Jacques Baumel (Frankreich) 

Stellvertreter 

Armand De Decker (Belgien) 
Lluisa Maria de Puig (Spanien) 

Politischer Ausschuß 

Vorsitzender 

Pieter Stoffelen (Niederlande) 

Stellvertreter 

Lord Finsberg (Großbritannien) 
Pedro Roseta (Portugal) 

Haushaltsausschuß 

Vorsitzender 

Tim Rathbone (Großbritannien) 

Stellvertreter 

Martin Redmond (Großbritannien) 
Francesco Parisi (Italien) 

Ausschuß für Raumfahrt und Technologie 

Vorsitzender 

José Lluis Lopez Henarez (Spanien) 

Stellvertreter 

Christian Lenzer (Bundesrepublik Deutschland) 
Augusto Borderas (Spanien) 
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Ausschuß für Geschäftsordnung und 
Immunität 

Vorsitzender 

John Thompson (Großbritannien) 

Stellvertreter 

Fernando Amaral (Portugal) 
Guilio Ferrarini (Italien) 

Ausschuß für die Beziehungen zu den 
Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

Vorsitzender 

Nicolas Tummers (Niederlande) 

Stellvertreter 

Leni Fischer (Bundesrepublik Deutschland) 
Sir John Hunt (Großbritannien) 


